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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.02 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 59. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine neunte Klasse des Schulzentrums Im Elle-
ner Feld und Grundwehrdienstleistende aus dem
Lande Bremen. Seien Sie alle ganz herzlich willkom-
men hier im Haus der Bürgerschaft!

(Beifall)

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Gesetz über die Freiheit des Zugangs zu Infor-
mationen für das Land Bremen, Bremer Informations-
freiheitsgesetz – BremIFG, Bericht und Dringlichkeits-
antrag des Ausschusses für Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten vom 5. Mai 2006, Drucksache 16/1000.

Interfraktionell wurde vereinbart, diesen Bericht
und Antrag dringlich zu behandeln.

Ich schlage Ihnen vor, diesen Punkt mit den dazu-
gehörenden überwiesenen Vorlagen mit den Druck-
sachen-Nummern 16/183, 16/772 und 16/874 am
Donnerstagnachmittag nach den verbundenen Ta-
gesordnungspunkten sechs und 25, Lebenspart-
nerschaftsgesetz und Gesetz zur Änderung der Lan-
desverfassung, aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann verfahren wir
so.

2. Haushaltsgesetze und Haushaltspläne der Freien
Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2006 und
2007, hier: Weiterer Änderungsbedarf zu den Haus-
haltsentwürfen des Landes und der Stadtgemeinde
Bremen für die Haushaltsjahre 2006 und 2007, Mit-
teilung des Senats vom 9. Mai 2006, Drucksache 16/
1004.

Ich gehe davon aus, dass diese Mitteilung des Se-
nats noch während dieser Sitzung behandelt werden
soll, und schlage Ihnen vor, diese Vorlage am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Ich stelle Einverständnis fest. Dann können wir so
verfahren.

3. Bremens Stärken nach außen tragen – ein ko-
härenter Marketingansatz ist notwendig, Dringlich-
keitsantrag der Fraktionen der CDU und der SPD vom
9. Mai 2006, Drucksache 16/1005.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tagesord-
nungspunkt vier, Standortmarketing für das Land Bre-
men, zu verbinden.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann können wir so
verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Umsetzung des Zuwanderungsgesetzes

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 20. April 2006
(Drucksache 16/988)

2. Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei der
Polizei im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der SPD
und der CDU
vom 27. April 2006
(Drucksache 16/995)

3. Frauenförderung und akademischer Nach-
wuchs im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 4. Mai 2006
(Drucksache 16/999)

4. Girls’ Day? Nicht nur Schlosserinnen – auch
Altenpfleger brauchen wir!

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Mai 2006
(Drucksache 16/1001)

5. Einnahmesituation Bremens verbessern

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. Mai 2006
(Drucksache 16/1002)

6. Wahl von Vertrauensleuten für den Ausschuss
zur Wahl der ehrenamtlichen Richter und Rich-
terinnen am Finanzgericht

Mitteilung des Senats vom 9. Mai 2006
(Drucksache 16/1003)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der Juni-Sitzung.
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II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Restaurierung  und  Nachbau  historischer
Schiffe

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 24. Februar 2006

D a z u

Antwort des Senats vom 4. April 2006
(Drucksache 16/978)

2. Europäische Bildung an den Bremer Schulen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 7. März 2006
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Antwort des Senats vom 28. März 2006
(Drucksache 16/976)

3. Verwendung von Bußgeldern

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. März 2006
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Antwort des Senats vom 18. April 2006
(Drucksache 16/985)

4. Möglichkeiten der Umsetzung von Evalu-
ationsergebnissen an Universität und Hoch-
schulen im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. März 2006
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Antwort des Senats vom 18. April 2006
(Drucksache 16/986)

5. Öffnung von Einrichtungen der Universität

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. März 2006
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Antwort des Senats vom 25. April 2006
(Drucksache 16/979)

6. Kosten- und Leistungsrechnung in den Dienst-
stellen des Senators für Justiz und Verfassung

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 21. März 2006
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Antwort des Senats vom 18. April 2006
(Drucksache 16/987)

7. Entwicklung des Gewerbegebietes Fischerei-
hafen Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 23. März 2006
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Antwort des Senats vom 25. April 2006
(Drucksache 16/992)

8. Aufwendungen, Einnahmen, Zuwendungen
und Arbeitsplatzentwicklung in den bremi-
schen Häfen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 27. März 2006

9. Nachweis von Stellplätzen für Gastronomie-
schiffe an der Schlachte

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 30. März 2006

10. Bundeshilfen für das Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 4. April 2006

11. Weiterentwicklung der Gesamtschulen – Auf-
hebung der Pflicht zur äußeren Differenzie-
rung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 6. April 2006

12. Sachstand Juniorprofessuren an der Univer-
sität Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 26. April 2006

13. Personalausstattung des Wirtschaftsressorts,
der Wirtschaftsförderung und der Tourismus-
förderung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 2. Mai 2006

14. Ausbildung in der Seeschifffahrt

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 3. Mai 2006

III. Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung

1. Schreiben der Evangelischen St. Matthäus-
Gemeinde zu Menschenrechtsverletzun-
gen in Afghanistan, hier insbesondere gegen
§ 18 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte (Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit).

2. Schreiben des Verbandes Bremischer Bürger-
vereine e. V. zur ursprünglich geplanten Er-
hebung von Eintrittsgeldern für den Rhodo-
dendronpark.

3. Schreiben von Herrn Friedrich Weber, Köln,
zu den Kosten der Strafverfolgung des Jahres
2004 in Bremen.

Diese Eingaben können bei der Verwaltung der
Bürgerschaft eingesehen werden.
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IV. Sonstige Eingänge

1. Bericht über eine Informationsreise der staat-
lichen Deputation für Sport vom 16. bis 18.
November 2005 nach Berlin.

2. Bericht über eine Informationsreise des staat-
lichen Haushalts- und Finanzausschusses vom
8. bis 10. Februar 2006 nach Brüssel.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunktes drei, Umzüge von
Landesbehörden und Gesellschaften, des Tagesord-
nungspunktes elf, Sachstand zur Umsetzung des Ak-
tionsplans kinderfreundliches Deutschland, und des
Tagesordnungspunktes 30, Patientenautonomie durch
Patientenverfügungen stärken, zur Verbindung der
Tagesordnungspunkte sechs und 25, hier geht es um
das Lebenspartnerschaftsgesetz und die Änderung
der Landesverfassung, der Tagesordnungspunkte 16
und 17, Personalcontrollingbericht und Bericht und
Antrag des Ausschusses für die Gleichberechtigung
der Frau dazu, der Tagesordnungspunkte 28 und 29,
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Arbeit-
nehmerkammer im Land Bremen, und des Tagesord-
nungspunktes 33 und des außerhalb der Tagesord-
nung vorliegenden Berichts des Petitionsausschus-
ses Nummer 43. Des Weiteren wurden bei einigen
Tagesordnungspunkten Vereinbarungen zu den Re-
dezeiten getroffen.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te nach der Aktuellen Stunde der Tagesordnungs-
punkt neun, Sicherung der Leistungsfähigkeit der
Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße im
Gütertransport, aufgerufen wird.

Zu Beginn der Sitzung morgen um 10 Uhr wird der
Tagesordnungspunkt 15, Auswirkungen der Millio-
nen-Kürzungen im Hochschulbereich – Auswirkun-
gen auf die Exzellenzinitiative, behandelt.

Zu Beginn der Sitzung morgen Nachmittag wer-
den der Punkt außerhalb der Tagesordnung, Wahl der
Landesbeauftragten für die Verwirklichung der Gleich-
berechtigung der Frau, danach die miteinander ver-
bundenen Tagesordnungspunkte sechs und 25, hier
geht es um das Lebenspartnerschaftsgesetz, dann die
Punkte, die sich mit dem Informationsfreiheitsgesetz
befassen, und im Anschluss daran die miteinander
verbundenen Tagesordnungspunkte 28 und 29, Kam-
merCard, aufgerufen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich Ihnen, wie schon gestern in der Stadtbürgerschaft,
davon Kenntnis geben, dass der Abgeordnete Jens
Eckhoff vom Vorstand der Bremischen Bürgerschaft
gemäß Paragraph 2 Absatz 2 unserer Geschäftsord-
nung vom 5. Mai bis 24. Juni und vom 24. August
bis 25. Oktober 2006 beurlaubt worden ist.

Außerdem möchte ich der Abgeordneten Frau Chris-
tine Wischer herzlich dazu gratulieren, dass sie im
Ausschuss der Regionen zur Stellvertreterin ad per-
sonam des AdR-Vizepräsidenten, Staatssekretär Dr.
Karl-Heinz Klär, benannt wurde. Durch Frau Chris-
tine Wischer ist die Freie Hansestadt Bremen erstmals
im AdR-Präsidium vertreten. – Herzlichen Glück-
wunsch des Hauses, Frau Wischer!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen elf frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Nutzung
von Fehlermeldesystemen in Krankenhäusern und
Institutionen des Gesundheitswesens“. Die Anfra-
ge ist unterzeichnet von den Abgeordneten Frau Hoch,
Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Hoch!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat das Fehlermelde-
system, das von der AOK und dem Institut für Ge-
sundheits- und Medizinrecht der Universität Bremen
entwickelt wurde?

Zweitens: In welchen Krankenhäusern und/oder
anderen Institutionen des Gesundheitswesens wird
dieses System genutzt?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat begrüßt die überregio-
nale Durchführung des Projekts zum Fehlermelde-
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system in den Kinderkliniken. Das Projekt geht auf
einen Auftrag des Senators für Arbeit, Frauen, Ge-
sundheit, Jugend und Soziales an das Institut für
Gesundheits- und Medizinrecht der Universität Bre-
men aus dem Jahre 2000 zurück. Dieser Auftrag
beinhaltete die Einführung eines Risk-Managements
in den damaligen kommunalen Krankenhäusern der
Stadtgemeinde Bremen.

In der ersten Phase des Projekts wurde eine aus-
führliche Literatur- und Rechtsprechungsrecherche
sowie eine Auswertung der zu Schadenfällen in den
damaligen kommunalen Krankenhäusern ergange-
nen Rechtsprechung Bremer Gerichte durchgeführt.
Diese Phase schloss mit einem umfangreichen Bericht
des Instituts für Gesundheits- und Medizinrecht der
Universität Bremen ab.

In der zweiten Phase erfolgte zusammen mit den
kommunalen Krankenhäusern die Übertragung der
gewonnenen Erkenntnisse auf die Arbeit im Kran-
kenhaus. Hierbei erfolgte eine Konzentrierung auf
die Kinderkliniken. Für diese Phase wurde ein Fra-
gebogen mit dem Titel „Zwischenfallmeldung im Be-
reich der Pädiatrie/Neonatologie“ entwickelt. Die-
ser Fragebogen ist in einer mehrmonatigen Erpro-
bungsphase getestet worden. Aufgrund einer Förde-
rung durch die AOK konnte das Projekt ab Mai 2005
auf eine Reihe weiterer Kinderkliniken in Nord-
deutschland ausgeweitet werden. Durch diese Aus-
weitung wird insbesondere eine bessere Datenbasis
erlangt. Das erweiterte Projekt läuft bis Ende 2006.

Zu Frage zwei: Das Fehlermeldesystem wird ge-
genwärtig in den Kinderkliniken des Klinikums Bre-
men-Mitte, des Klinikums Bremen-Nord und des
Klinikums Links der Weser sowie in fünf Hamburger
Kinderkliniken, unter anderem im Universitätsklini-
kum Hamburg-Eppendorf, in der Kinderklinik der
Medizinischen Hochschule Hannover und in der
Kinderklinik der Universitätsklinik Kiel angewendet.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Hoch, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Senatorin, verstehe ich Sie richtig, sind Sie auch mei-
ner Meinung, dass wir hier in Deutschland und auch
in Bremen zu einer anderen Kultur des Umgangs mit
Fehlern kommen müssen, dass wir nicht nur Schul-
dige suchen, wer hat Fehler begangen, sondern ein
lernendes System, um zur Vermeidung von Fehlern
zu kommen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Ja, ich teile absolut Ihre Meinung.
Das Wort Fehlerkultur trifft es ja. Daran müssen wir
wirklich arbeiten. Es geht wirklich nicht darum, so
wie Sie es gesagt haben, Schuldige zu identifizieren,

sondern dieses Fehlermeldesystem ist so angelegt,
dass man anonymisiert vorgeht. Es ist auch darauf
angewiesen, dass möglichst viele mitmachen. Es geht
nicht nur um Fehler, sondern es setzt schon bei so
genannten Beinahe-Fehlern an. Es geht darum, über
diese Fehlermeldung und die Auswertung dann tat-
sächlich zu Ergebnissen zu kommen, um von vorn-
herein Beinahe-Fehler oder Fehler zu vermeiden. Das
ist ja der Hintergrund dieses Risk-Managements.
Insofern unterstütze ich das voll und ganz.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage steht unter dem Betreff „Poli-
zeiliche Erziehungsgespräche in Jugendstrafsachen
zur Prävention und Strafverfolgung wirksam nutzen“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Kleen, Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Peters-Rehwinkel!

Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD): Wir fragen den
Senat:

Erstens: In welchem Ausmaß wird in Bremen und
in Bremerhaven bei jugendlichen und heranwach-
senden Beschuldigten in strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahren von der Möglichkeit eines polizeilichen
Erziehungsgesprächs, insbesondere im Rahmen des
Absehens von der Strafverfolgung gemäß Paragraph
45 Jugendgerichtsgesetz, Gebrauch gemacht?

Zweitens: Wie werden die Qualitätsstandards für
das erzieherische Gespräch, etwa durch Qualifizie-
rung des Personals und durch Vorgaben in Form von
Richtlinien, gesichert?

Drittens: Vertritt der Senat die Auffassung, dass die
Möglichkeiten des erzieherischen Gesprächs in der
derzeitigen Praxis des Polizeivollzugsdienstes in Bre-
men und Bremerhaven ausgeschöpft werden?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Aufgrund einer Absprache zwischen
der Staatsanwaltschaft und der Polizei werden seit
längerer Zeit im Rahmen des Ersttäterkonzepts so
genannte normenverdeutlichende Gespräche stan-
dardisiert mit tatverdächtigen Kindern geführt. In
Einzelfällen kommt diese Maßnahme auch bei jugend-
lichen und heranwachsenden Beschuldigten in Be-
tracht. Sie wird durch einen Vermerk aktenkundig
gemacht. Die Entscheidung, ob von einer Strafe ge-
mäß Paragraph 45 Jugendgerichtsgesetz abgesehen
wird, obliegt dann der Staatsanwaltschaft.

Zu Frage zwei: Entsprechende Gespräche werden
primär durch Kontaktpolizisten und Jugendsachbe-
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arbeiter durchgeführt. Diese werden nach Auswahl
in ihrer Funktion durch die Hochschule für Öffentli-
che Verwaltung speziell geschult. Unter anderem ist
auch die Durchführung normenverdeutlichender
Gespräche Lehrthema. Darüber hinaus gibt es eine
Checkliste, die von der zuständigen Fachdienststel-
le der Kriminalpolizei entwickelt worden ist.

Zu Frage drei: Seit Einführung im Jahr 2001 wur-
den zirka 1000 normenverdeutlichende Gespräche
mit tatverdächtigen Kindern geführt. Zielgruppe sind
dabei ausschließlich Kinder, die wegen bis zu vier
Straftaten in Erscheinung getreten sind. Bei einer
Evaluation wurde festgestellt, dass sich die Rückfall-
quote bei den angesprochenen Kindern halbiert hat.
Bei jugendlichen und heranwachsenden Beschuldig-
ten werden entsprechende Gespräche in geeigneten
Einzelfällen ebenfalls durchgeführt. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage?

(Abg. Frau P e t e r s - R e h w i n k e l
[SPD]: Nein, danke!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Fruchtumschlag“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Günthner, Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hat sich der Fruchtumschlag in Bre-
merhaven in den letzten Jahren entwickelt?

Zweitens: Welche Chancen sieht der Senat, Bre-
merhaven als europäisches Fruchtumschlagszentrum
zu stärken?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der seeseitige Fruchtumschlag in
Bremerhaven hat sich in den letzten Jahren relativ
konstant von rund 464 000 Tonnen im Jahr 2000 auf
rund 467 000 Tonnen im Jahr 2005 entwickelt. Er
betrug dabei im Spitzenjahr 2002 rund 483 000 Ton-
nen und im schlechtesten Jahr 2004 rund 410 000 Ton-
nen.

Zu Frage zwei: Nach Containern und Fahrzeugen
ist der konventionelle Fruchtumschlag mit jährlich
zwischen 350 000 und 400 000 das bedeutendste Seg-
ment des Stückgutumschlags in Bremerhaven. Da-
mit konnte Bremerhaven trotz starker Konkurrenz in
anderen Häfen der Nordrange zwischen Le Havre

und Hamburg seine vierte Position nach Antwerpen,
Hamburg und Rotterdam behaupten.

Der Senat gestaltet die Rahmenbedingungen für
die bremischen Umschlagsbetriebe und kann damit
die Entwicklung des Fruchtumschlags nur mittelbar
beeinflussen. Die Planungen für den Neubau der Kai-
serschleuse sehen vor, dass das südliche Schleusen-
tor künftig für den Schwerlastverkehr nutzbar wird.
Dies wird die Anbindung der Umschlagsbetriebe an
der Steubenstraße in Bremerhaven an das überregi-
onale Straßennetz verkürzen. Darüber hinaus nutzt
der Senat alle Möglichkeiten, den Standort Bremer-
haven als modernen und leistungsfähigen Hafen für
den Fruchtumschlag darzustellen.

Der konventionelle Fruchtumschlag in Bremerha-
ven kann indirekt durch Ausweitung des Umschlags-
angebots um andere Massengutverkehre, wie zum
Beispiel Schnittholz, gestärkt werden. Nach einem
Bericht der regionalen Presse vom 12. April 2006 wa-
ren entsprechende Bemühungen des privaten Um-
schlagsunternehmens erfolgreich. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Günthner, haben
Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]. Nein danke!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage trägt die Überschrift „Belastung
der Justiz durch Haftbefehle gegen Parksünder?“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Grotheer, Kleen, Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Grotheer!

Abg. Grotheer (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hat sich in den letzten vier Jahren die
Anzahl der so genannten Erzwingungshaftverfahren
bei den Amtsgerichten Bremen und Bremerhaven ent-
wickelt, die wegen der Beitreibung von Bußgeldern
wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten beantragt wur-
den?

Zweitens: Wie viele Beschäftigte der Staatsanwalt-
schaft und der Gerichte sind mit welchem Anteil ih-
rer Arbeitszeit mit der Durchführung dieser Erzwin-
gungshaftverfahren befasst?

Drittens: Sind die durch die Erzwingungshaftver-
fahren verursachten Personalkosten bei den Entschei-
dungen über die Intensivierung der Überwachung
des ruhenden Verkehrs im Rahmen der Gegenüber-
stellung von Einnahmen und Kosten berücksichtigt
worden?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Mäurer.
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Staatsrat Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Im Jahr 2005 hat die Bußgeldstelle
des Stadtamts Bremen 6703, im Jahr 2002 5711 An-
träge auf Anordnung der Erzwingungshaft wegen
Verkehrsordnungswidrigkeiten gestellt. Vergleichbare
Zahlen für die Jahre 2003 und 2004 liegen nicht vor.
Wegen der Schwierigkeiten mit der Einführung des
Buchungsprogramms SAP sind Anträge in diesem
Zeitraum nur sehr zurückhaltend gestellt worden. In
Bremerhaven wird die Zahl der Anträge auf Anord-
nung der Erzwingungshaft wegen Verkehrsordnungs-
widrigkeiten statistisch nicht erfasst.

Zu Frage zwei: Bei den Amtsgerichten des Landes
Bremen entfallen 4,34 Richterstellen auf die Bearbei-
tung von Bußgeldsachen. Nach überschlägiger Schät-
zung gehen mindestens 80 Prozent der Bußgeldsa-
chen auf Verkehrsordnungswidrigkeiten zurück. Von
diesen betreffen – wiederum grob geschätzt – zirka
zwei Drittel den ruhenden und ein Drittel den flie-
ßenden Verkehr. Die Erzwingungshaftsachen binden
nach Einschätzung der Staatsanwaltschaft Bremen
dort etwa eine Rechtspflegerstelle und zirka vier
Geschäftsstellenkräfte.

Zu Frage drei: Die insgesamt entstehenden Perso-
nalkosten wurden bei der Entscheidung über die
Intensivierung der Überwachung des ruhenden Ver-
kehrs berücksichtigt. Die Anordnung der Erzwin-
gungshaft ist ein wirksames Mittel. Ein Haftbefehl
veranlasst fast alle Betroffenen zur Zahlung der Geld-
buße. Nur in seltenen Ausnahmefällen kommt es tat-
sächlich zur Inhaftierung. Ein Verzicht auf die An-
ordnung der Erzwingungshaft hätte eine deutliche
Verschlechterung der Zahlungsmoral zur Folge. –
Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Grotheer, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte, Herr Grotheer!

Abg. Grotheer (SPD): Ich verstehe die Antwort so,
dass etwa ein Richter beim Amtsgericht in Bremen
ausschließlich damit befasst ist, diese Erzwingungs-
haftbefehle zu bearbeiten, die dazu dienen, die Be-
troffenen dazu anzuhalten, das Bußgeld zu bezah-
len. Das ist ja eine erhebliche Belastung bei den Ge-
richten. Es kommt dann auch bei der Staatsanwalt-
schaft eine zusätzliche Belastung hinzu. Wohin flie-
ßen denn die Einnahmen, die sich daraus ergeben,
dass die Betroffenen, wie Sie für diese Fälle ausführten,
bereit sind, die Bußgelder zu bezahlen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Mäurer: Im Rahmen unserer Arbeitstei-
lung erhält der Senator für Inneres letztlich diese
Mittel. Das ist so.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Ich verstehe Ihre Antwort so,
dass die Justiz hier einen wesentlichen, einen wich-
tigen Teil der Arbeit erbringt, damit die Betroffenen
zur Zahlung angehalten werden, und von den Ein-
nahmen hat die Justiz nichts, sondern es fließt in den
Haushalt des Innensenators. Finden Sie das gerecht?

(Heiterkeit)

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Mäurer: Ich  glaube,  auf  Gerechtigkeit
kommt es hierbei nicht so sehr an. Es ist in der Tat
eine gewaltige Arbeit, über deren Sinnhaftigkeit man
streiten kann. Die Frage ist nur: Welche Alternative
haben wir? Wenn wir nicht den Haftbefehl als Ulti-
ma Ratio haben würden, würden hier 6000 Verfah-
ren überhaupt nicht bearbeitet werden können. Das
ist das letzte Druckmittel. Die Alternative wäre nur,
dass die Einsicht unter den Bürgern wächst, die Buß-
gelder auch so bezahlen zu können, ohne dass wir
all diese Mittel einsetzen müssen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Ich wollte darauf aufmerk-
sam machen, dass diese Belastung bei der Verteilung
des Personals berücksichtigt werden sollte. – Schö-
nen Dank!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage von der
Abgeordneten Frau Schwarz! – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Herr Staatsrat, gibt es
nicht die Möglichkeit, dass Kosten, die durch diese
Verfahren im Justizbereich anfallen, teilweise vom
Bereich Inneres mitfinanziert werden? Sie wissen ja,
auch im Bereich Justiz gibt es erhebliche Schwierig-
keiten, die Kosten zu finanzieren.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Mäurer: Anregungen finde ich immer sehr
hilfreich. Nur, wenn wir weiterdenken, die Kosten des
Vollzuges könnten wir dann natürlich auch Inneres
in Rechnung stellen. Ich glaube, wir müssen schon
dabei bleiben, was wir im Haushalt haben. Das ist
das, was wir haben, und damit müssen wir sparsam
umgehen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Die Begründung leuchtet
mir nicht ein! Sie müssen selbstverständlich mit Ih-
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ren Haushaltsmitteln sparsam umgehen, aber Sie könn-
ten die Haushaltsmittel dadurch erhöhen, dass Sie
diese Kosten, die im Justizbereich anfallen, von de-
nen aber Inneres profitiert, in Rechnung stellen. Ihre
Begründung fehlt bisher noch!

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Mäurer: Frau Abgeordnete, wir haben aber
doch eine gewisse Arbeitsteilung zwischen Justiz und
Polizei. Die Kosten der Telefonüberwachung, die Kos-
ten für Dolmetscher, für die Blutuntersuchung trägt
die Polizei. Wenn wir das alles gegeneinander auf-
rechnen, ich glaube, das hilft uns nicht weiter. Dass
wir möglicherweise gemeinsam mehr Mittel brauchen
könnten, das steht auf einer anderen Seite. Ich glaube
aber nicht, dass wir weiterkommen, wenn wir uns ge-
genseitig die Mittel entziehen.

Präsident Weber: Frau Kollegin Schwarz, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. Frau S c h w a r z  [SPD]: Nein! Die
Antwort erfreut mich nicht, aber ich höre auf!

Danke!)

Eine weitere Zusatzfrage vom Abgeordneten Her-
derhorst! – Bitte!

Abg. Herderhorst (CDU): Herr Staatsrat, Sie ha-
ben mir schon einiges vorweggenommen, indem Sie
darauf hingewiesen haben, welche Kosten von In-
neres getragen und auch nicht mit Justiz verrechnet
werden. Ich darf es vielleicht auch noch um einen
Punkt ergänzen, der auffällig ist. Der Bereich der
Abschiebehaft übernimmt erhebliche Fahrten für die
Justiz aus Gerichten in die JVA et cetera. Auch die-
ser Kostenbetrag wird nicht verrechnet, wie ich weiß.
Ist das richtig?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Mäurer: Das ist richtig. Auch wir fahren
für die Polizei!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf die „Unterbrin-
gung der Sammlung des ehemaligen Nordseemu-
seums in Bremerhaven“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Hoch, Frau Linnert
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Hoch!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Welche Lösungsvarianten wurden für die
Unterbringung der Sammlung des ehemaligen Nord-

seemuseums – Landeseigentum – durch die Projekt-
gruppe unter Beteiligung der BEAN, des Förderver-
eins Nordseemuseum, des Senators für Kultur, der
Stadtbau und des Übersee-Museums Bremen erar-
beitet?

Zweitens: Existiert für die derzeit in der Presse dar-
gestellte Lösung ein tragfähiges Finanzierungskon-
zept, und wenn ja, wie sieht es aus?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu eins: Die unter Federführung des Dezernats IV
des Magistrats der Stadt Bremerhaven in den vergan-
genen Jahren in der Arbeitsgruppe „Nordseemuse-
um“ erarbeiteten Lösungsvarianten zur weiteren, mo-
dernisierten Unterbringung der seit dem Jahr 1921
bestehenden Landessammlung basieren auf verschie-
denen  Standortprüfungen, insbesondere im Gebiet
Alter/Neuer Hafen. Untersucht wurden die folgen-
den möglichen Standorte: ehemaliges Hydraulikge-
bäude an der Kaiserschleuse, Weserforum Colum-
buscenter, Phänomenta im ehemaligen Gewürzlager
Fischereihafen und die ehemalige Rogge-Halle am
Neuen Hafen sowie die Mitnutzung des Klimahau-
ses.

Auf Grundlage des Beschlusses des Magistrats vom
10. Dezember 2003 zur Rekonstruktion der Rogge-
Halle konzentrierten sich die Planungen der Arbeits-
gruppe „Nordseemuseum“ seit dem Jahr 2004 auf
diesen Standort. Inzwischen ist in der gemeinsamen
Erklärung von Bürgermeister Böhrnsen, Bürgermeis-
ter Röwekamp, Oberbürgermeister Schulz und Bür-
germeister Teiser zu den Investitionen in Bremerhaven
ein Standort im Gebiet des Schaufensters Fischerei-
hafen in Aussicht genommen worden.

Zu zwei: Es existiert bisher noch kein konkretes
Finanzierungskonzept. Die Bürgermeister haben ver-
einbart, dass zur Präsentation der Landessammlung
„Nordseemuseum“ im Gebiet des Schaufensters Fi-
schereihafen bis zu einer Million Euro zur Verfügung
gestellt werden. Die Betriebskosten sind kommuna-
le Angelegenheit. Einzelheiten werden derzeit kon-
kretisiert. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin Hoch, haben Sie
eine Zusatzfrage?

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, kennen Sie die neueste Entwicklung, dass
jetzt wieder auf Seiten der SPD-Fraktion vom Standort
Fischereihafen abgerückt wird und wieder das Kon-
zept der Rogge-Halle im Gespräch ist? Wie bewer-
ten Sie das?
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Ich habe heute Morgen mit
großer Aufmerksamkeit aus dem „Weser-Kurier“ die
Diskussionslage in der SPD-Fraktion in Bremerha-
ven zur Kenntnis genommen. Da es eine kommuna-
le Angelegenheit ist und es immer ein kluges Prin-
zip ist, sich aus diesen kommunalen Angelegenhei-
ten der freiesten Gemeinde Deutschlands herauszu-
halten, glaube ich, dass es auch bei diesem Thema
etwas klüger ist, dann die Entscheidungsprozesse in
Bremerhaven zu begleiten, aber jetzt an dieser Stel-
le nicht zu bewerten. Der finanzielle Rahmen, in dem
sich das Land an der Investition beteiligt, ist darge-
stellt worden: eine Million Euro!

Der Senator für Kultur hat in der Vergangenheit
durch Eigenmittel immer dafür gesorgt, dass die
Sammlung erhalten bleibt. Deswegen wäre das ein
Thema, das dann im Magistrat beziehungsweise in
der Stadtverordnetenversammlung in Bremerhaven
weiter vertieft werden müsste.

Präsident Weber: Frau Kollegin Hoch, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage?

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Die
Sammlung ist ja Eigentum des Landes. Bremen be-
zahlt jährlich 30 000 Euro dafür, dass die Sammlung
gelagert werden kann. Ich meine, Sie müssen doch
auch ein Interesse daran haben, dass diese 30 000 Euro
jährlich eingespart werden können und in dieser Frage
auch zu einer Lösung gekommen wird!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Kastendiek: Natürlich haben wir da ein
großes Interesse, und deswegen ist ja der Beschluss
der Bürgermeister ein positiver Schritt. Ich begrüße
ihn daher auch sehr ausdrücklich, und ich hoffe, dass
jetzt die Entscheidungsprozesse in Bremerhaven zügig
zu Ende gebracht werden, dass man hinsichtlich der
Standortfrage zu einer guten, nachhaltigen Entschei-
dung kommt.

Präsident Weber: Frau Hoch, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage?

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage betrifft die Zukunft des staat-
lichen Wettmonopols. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Herderhorst, Gerling,
Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Herderhorst!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Auswirkungen hat das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts vom 28. März 2006 zur
Frage der Verfassungsmäßigkeit des staatlichen
Wettmonopols in Bayern auf das staatliche Wettmo-
nopol im Land Bremen, und welche Konsequenzen
zieht der Senat daraus?

Zweitens: Wie wird der Senat bis zu einer gege-
benenfalls erforderlichen Neuregelung des staatlichen
Sportwettmonopols mit den in Bremen agierenden
Anbietern von Sportwetten umgehen?

Drittens: Welche Auswirkungen hat das Urteil nach
Ansicht des Senats für die bisherigen Empfänger der
Zweckerträge aus den Sportwetten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Für den Se-
nat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die wesentlichen verfassungsrecht-
lichen Aussagen der Entscheidung sind zukünftig auch
für das Sportwettenangebot in Bremen zu beachten.
Der Senat hält daher eine Anpassung des Oddset-
Angebots der Bremer Toto und Lotto GmbH an die vom
Bundesverfassungsgericht festgelegten ordnungs-
rechtlichen Kriterien für erforderlich. Die hierfür kon-
kret umzusetzenden Maßnahmen werden derzeit vor-
bereitet.

Zu Frage zwei: Die Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts stellt klar, dass ein staatliches Glücks-
spielmonopol verfassungskonform beibehalten wer-
den kann, sofern die ordnungsrechtlichen Zielsetzun-
gen beachtet werden. Ausdrücklich erklärte das Bun-
desverfassungsgericht, dass illegale Wettangebote
ordnungsrechtlich unterbunden werden dürfen. An-
gesichts dieser Feststellungen hält der Senat ein ab-
gestimmtes Vorgehen der Länder gegen die illega-
len Sportwettenanbieter für dringend geboten.

Zu Frage drei: Die finanziellen Auswirkungen der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts kön-
nen derzeit nicht abgeschätzt werden, da noch kei-
ne abschließende Prüfung der zukünftigen Gestal-
tung des Sportwettenangebots erfolgen konnte. Der
Senat ist sich darüber hinaus jedoch bewusst, dass
die Neugestaltung von Teilen des Glücksspielrechts
möglicherweise erhebliche Auswirkungen für die Zu-
wendungsempfänger haben kann. – Soweit die Ant-
wort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte, Herr Kol-
lege Schildt!

Abg. Schildt (SPD): Herr Bürgermeister, können Sie
uns ein paar Informationen geben aufgrund der letzten
Diskussion der Innenministerkonferenz, was die In-
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nenminister zu dem Teil bisher als Linie verabredet
haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Die Innenminister und
-senatoren haben am letzten Donnerstag und Frei-
tag die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
begrüßt, die die grundsätzliche Zulässigkeit des staat-
lichen Monopols für Sportwetten ja insgesamt bestätigt
hat. Sie haben auch dazu aufgerufen, dass wir zum
Schutz der Spieler vor betrügerischen Machenschaf-
ten, aber auch zur Eindämmung der Glücksspielsucht
hier entsprechende Maßnahmen gegen das illegale
Wettangebot vornehmen wollen, und zwar einheit-
lich und konsequent in allen Ländern. Das ist die Auf-
fassung der Innenministerkonferenz gewesen, die Bre-
men mit unterstützt hat.

Präsident Weber: Herr Kollege Schildt, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Schildt (SPD): Sie sprechen davon, dass man
noch nicht einschätzen kann, welche negativen Aus-
wirkungen das haben könnte. Welchen zeitlichen
Fahrplan haben Sie denn ins Auge gefasst, um die
möglichen Regelungsnotwendigkeiten im Lande
Bremen in Angriff zu nehmen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Es gibt zwei Handlungs-
stränge. Das eine ist, dass wir jetzt kurzfristig Sofort-
maßnahmen gegen diese illegalen Glücksspielange-
bote, die es gibt, durchsetzen müssen und die Wer-
bung dafür unterbinden, und das andere, das in An-
griff genommen werden muss, nach der Übergangs-
frist eine Neugestaltung vorzunehmen. Dies wird auch
Thema der Ministerpräsidentenkonferenz sein, die
im nächsten Monat tagt, und der Chefs der Senats-
kanzleien. Hier soll es ein auch mit dem Bund abge-
stimmtes Vorgehen aller Länder geben, so dass ich
davon ausgehe, dass innerhalb der gesetzten Frist in
jedem Fall ein neuer ordnungsrechtlicher Rahmen
geschaffen werden kann.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Schildt (SPD): Eine letzte Frage! Sie erwäh-
nen in der Antwort auf Frage drei, dass die finanzi-
ellen Auswirkungen noch nicht zu übersehen sind.
Ist die Information richtig, dass, sollte es zum Weg-
fall des staatlichen Wettmonopols kommen, im Spe-
ziellen der große Punkt der Zweckabgaben, also als
Begriff Zweckabgaben, wegfällt und dadurch ein Groß-
teil der Finanzierungsmöglichkeiten dann für den
Bereich der kommunalen und Landessachen entfal-
len wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Wir finanzieren aus den
Zweckabgaben bisher sehr breit gefächert in Bremen
sowohl sportliche Angebote als auch kulturelle oder
soziale Zwecke. Das ist ja auch gerade der Sinn, es
soll sozusagen Gewinn aus Wetten abgeschöpft wer-
den, um damit soziale und gemeinnützige Ziele zu
verfolgen. An diesem Ziel halten wir auch fest. Wenn
das Monopol bröckeln und der Markt vollständig li-
beralisiert werden würde, würde das dazu führen, dass
die bisher dafür zur Verfügung stehenden Einnah-
men in diesem Umfang nicht mehr zur Verfügung
stehen, und das würde für viele Angebote in Bremen
auch erhebliche Konsequenzen haben.

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Güldner, Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Eine
weitere Nachfrage: Sie haben in der Antwort auf die
Frage des Kollegen Herderhorst und auf die Nach-
frage des Kollegen Schildt angedeutet, dass der Se-
nat plant, gegen die illegalen Angebote abgestimmt,
wie in Garmisch besprochen, vorzugehen. Was heißt
das konkret? Welche Maßnahmen gegen wen sind
konkret geplant?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Röwekamp: Ich nehme ja wahr, dass
es darüber in den letzten Tagen und Wochen sehr
aufgeregte Debatten gegeben hat. Da werden bestell-
te Gutachten hin- und hergeschickt, die dem Staat
auch mit erheblichen und weit reichenden Konse-
quenzen wie Schadensersatz aus Staatshaftung gelten
sollen. Wir werden für die von der Vermittlung, dem
Angebot und dem Werben für solche illegalen Glücks-
spielangebote Betroffenen jetzt in einem verwaltungs-
rechtlichen Verfahren durch ein Anschreiben die
Gelegenheit zur Stellungnahme geben, also ein ganz
normales verwaltungsrechtliches Verfahren der An-
hörung, und werden dann im Lichte der Ergebnisse
der Anhörung entsprechende Verwaltungsakte erlas-
sen.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Eine
weitere Nachfrage: Wenn Sie sagen, die Innenminis-
ter, und das gilt dann auch für Bremen, werden ge-
gen die illegalen Angebote und deren Werbung vor-
gehen, haben Sie dann auch auf der Innenminister-
konferenz Einvernehmen darüber erzielt, inwieweit
die Angebote, die aus ehemaligen DDR-Lizenzen
stammen, nun in diese Kategorie fallen oder nicht?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!
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Bürgermeister Röwekamp: Darüber ist selbstver-
ständlich gesprochen worden. Wir gehen davon aus,
dass es sich bei diesem Wettangebot der so genann-
ten Alt-Ost-Wetten um illegale Sportwettanbieter han-
delt, so dass auch diese von diesen Exekutivmaßnah-
men entsprechend betroffen wären.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf das Gutachten
zur Vorbereitung der Verfassungsklage. Die Anfrage
ist unterschrieben von den Abgeordneten Pflugradt,
Perschau und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Pflugradt!

Abg. Pflugradt (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Nach welchen Kriterien wurde ein Gut-
achten zur jüngsten Klage Bremens vor dem Bundes-
verfassungsgericht an Professor Ress vergeben, und
wer hat letztendlich über die Vergabe des Gutach-
tenauftrags entschieden und dieses konkret beauf-
tragt?

Zweitens: Wie wurde das Gutachten fachlich be-
wertet, und von wem wurde das Gutachten abgenom-
men?

Drittens: Wie hoch waren die Kosten für das be-
auftrage Gutachten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Kriterien für die Vergabe des Gutach-
tens an Herrn Professor Dr. Ress waren dessen fach-
liche Kompetenz und Erfahrung in finanzverfassungs-
gerichtlichen Verfahren. Die Vorbereitung des nun-
mehr beim Bundesverfassungsgericht eingereichten
Normenkontrollantrags erforderte die Überprüfung
der finanzwissenschaftlichen und finanzverfassungs-
rechtlichen Position Bremens in Hinblick auf das An-
liegen,  zusätzliche  finanzielle  Hilfeleistungen  vom
Bund und/oder der Solidargemeinschaft der Länder
zu erhalten. Dabei sollte – wie auch bei der Beurtei-
lung der finanzwissenschaftlichen Lage des Bundes-
landes – die juristische Position umfassend von meh-
reren Seiten beleuchtet werden. Für solche finanz-
verfassungsrechtlichen Begutachtungen kommt in der
Bundesrepublik nur eine begrenzte Anzahl von aus-
gewiesenen Experten in Frage.

Herr Professor Dr. Ress war in dem Verfassungs-
gerichtsverfahren, das die wesentliche Grundlage für
die ab 1994 an Bremen und das Saarland gezahlten
Sonder-Bundesergänzungszuweisungen bildet und
vom Gericht mit Urteil vom 27. Mai 1992 – BVerfGE
86, 148 – positiv entschieden worden ist, Prozessver-

treter des Saarlandes. Vor diesem Hintergrund ist er
über die verfassungsrechtliche und die finanzwissen-
schaftliche Problematik der Haushaltsnotlageländer
bestens orientiert und ist zudem durch seine lang-
jährige wis-senschaftliche Tätigkeit Experte in Fra-
gen der Wir-kungen des europäischen Rechts auf das
deutsche Ver-fassungsrecht.

Herr Professor Dr. Ress hat sich zudem auch im Rah-
men von Publikationen mit dem Thema der Finanz-
verfassung im Föderalismus beschäftigt. Er war Mit-
herausgeber einer verfassungsrechtlichen Studie zum
Thema „Finanzverfassung im Spannungsfeld zwi-
schen Zentralstaat und Gliedstaaten“ und hat auch Dis-
sertationen in diesem Themenbereich betreut.

Die Vergabe der Gutachten, das heißt auch die des
Gutachtenauftrags an Herrn Professor Dr. Ress, er-
folgte in enger Abstimmung mit der Senatskanzlei.
Die inhaltliche Entscheidung über die Gutachtenver-
gabe wurde vom Senator für Finanzen in Zusammen-
arbeit mit der Senatskanzlei getroffen. Der Gutach-
tervertrag ist vom Staatsrat des Finanzsenators un-
terschrieben worden.

Zu Frage zwei: Die von Herrn Professor Dr. Ress
und Herrn Dr. Bröhmer vertretene Rechtsauffassung
bestätigt und stützt die von Bremen gewählte Linie,
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen zum
Zwecke einer Teilentschuldung zu erstreiten und sich
zusätzlich für die Änderung der geltenden Finanz-
verfassung einzusetzen, um so langfristig eine stadt-
staatengerechte Finanzausstattung zu erreichen. Die
von den Gutachtern vertretene Grundlinie wird da-
her auch auf fachlicher Ebene geteilt, wenngleich nicht
in jedem juristischen Detail Übereinstimmung besteht.
Das Gutachten wurde nach inhaltlicher Überprüfung
durch die Fachebene formal vom Staatsrat des Finanz-
ressorts abgenommen.

Zu Frage drei: Das Gutachtenhonorar für Herrn
Professor Dr. Ress und Herrn Dr. Bröhmer belief sich
auf insgesamt 50 000 Euro zuzüglich Mehrwertsteuer.
Insgesamt sind für das erstellte Gutachten somit Auf-
wendungen in Höhe von zirka 58 000 Euro entstan-
den. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Pflugradt, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Pflugradt (CDU): Ist es richtig, dass es Ihr
persönlicher Vorschlag war, Herrn Ress als Gutach-
ter zu beauftragen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Es ist ja bekannt, dass mich
mit Herrn Professor Dr. Ress etwas verbindet, näm-
lich dass ich Schüler von Professor Dr. Ress bin. Es
ist richtig, dass ich dem Ausschuss, der sich mit der
Frage der Gutachten befasst hat, Herrn Professor Dr.
Ress als möglichen Kandidaten vorgeschlagen habe.
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Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Verweil-
dauer Therapieunwilliger in der Forensik“. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau
Winther, Frau Sauer, Frau Dr. Mohr-Lüllmann, Per-
schau und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Sauer!

Abg. Frau Sauer (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele therapieunwillige Patienten hiel-
ten sich in den Jahren 2004 und 2005 in der forensi-
schen Psychiatrie auf, die wegen ihrer Therapieun-
willigkeit in die Justizvollzugsanstalt zurückverlegt
werden mussten, und wie viele dieser Patienten ha-
ben gegen ihre Rückverlegung Beschwerde nach dem
Strafvollzugsgesetz eingelegt?

Zweitens: Wie lang war die durchschnittliche Ver-
weildauer dieser Patienten in der forensischen Psy-
chiatrie?

Drittens: Inwieweit hat sich die Verweildauer durch
die Beschwerde gegen die Rückverlegung verlängert?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, sehr verehrte Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Eine Verlegung in den Strafvollzug ist nur bei sol-
chen Maßregelvollzugspatienten möglich, bei denen
das Gericht bei einer zum Zeitpunkt der Straftat ein-
geschränkten Schuldfähigkeit nach Paragraph 21
Strafgesetzbuch sowohl eine Haftstrafe ausspricht als
auch eine Maßregel nach Paragraph 63 Strafgesetz-
buch als Unterbringung im psychiatrischen Kranken-
haus oder nach Paragraph 64 als Unterbringung in
einer Entziehungsanstalt anordnet. Der Betroffene
wird in diesen Fällen zuerst im Maßregelvollzug auf-
genommen und nach dessen Erledigung in den Straf-
vollzug verlegt, wenn nach Anrechnung der Zeit im
Maßregelvollzug auf die Haftzeit noch eine Reststrafe
aussteht.

Erweist sich ein Patient, bei dem eine Unterbrin-
gung nach Paragraph 64 erfolgt war, während des
Maßregelvollzugs als therapieunfähig oder -unwil-
lig, kann die Strafvollstreckungskammer auf Antrag
der Maßregelvollzugseinrichtung die Maßregel wegen
Aussichtslosigkeit als erledigt erklären und die Ver-
legung in den Strafvollzug anordnen. Gegen diese
Entscheidung kann vom Betroffenen Beschwerde
eingelegt werden. Die Beschwerde des Betroffenen
hat nur dann aufschiebende Wirkung, wenn das Ge-
richt die Vollziehung der angefochtenen Entscheidung
bis zu einer endgültigen gerichtlichen Entscheidung
aussetzt.

In den Jahren 2004 und 2005 wurde in vier bezie-
hungsweise fünf Fällen die Maßregel nach Paragraph
64 wegen Aussichtslosigkeit als erledigt erklärt, ohne
dass durch Einlegen von Beschwerden der Aufent-
halt im Maßregelvollzug verlängert worden war. Die
durchschnittliche Verweildauer betrug in diesen Fällen
zehn beziehungsweise 22,3 Monate. Ein Patient, bei
dem im Juni 2005 ein Antrag auf Erledigung gestellt,
die Entscheidung wegen eines ausstehenden auswär-
tigen Gutachtens aber erst Anfang dieses Jahres ge-
troffen worden war, hat im Februar 2006 gegen die-
se Entscheidung Beschwerde eingelegt.

Im Jahr 2006 ist bisher bei sieben Patienten ein An-
trag auf Erledigung gestellt worden. Die Patienten,
bei denen die Strafvollstreckungskammer schon über
die Erledigung entschieden hat, sind inzwischen in
die Justizvollzugsanstalt verlegt worden. In einem Fall
erfolgte auch eine Verlegung, obwohl der Betroffe-
ne Beschwerde eingelegt hatte. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Sauer (CDU): Frau Senatorin, wie viele
dieser Patienten befinden sich denn zurzeit noch in
der Forensik, und wann ist mit der Rückführung zu
rechnen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Nach meinen Informationen sind
inzwischen alle Patienten, über die hinsichtlich der
Erledigung entschieden worden ist, auch in die Jus-
tizvollzugsanstalt verlegt worden.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Sauer (CDU): Frau Senatorin, Sie wis-
sen, dass wir jeden ja auch sehr teuren Therapieplatz
in der Forensik brauchen. Können Sie sich vorstel-
len, das Verfahren von jetzt bis zu 22 Monaten Dau-
er zu optimieren und somit die Verweildauer der Pa-
tienten, die ja dann Häftlinge sind, zu verkürzen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Dadurch, dass wir dieses Verfah-
ren mit der Strafvollzugskammer inzwischen analog
niedersächsischer Regelung verabredet haben, ist es
ja gelungen, den Vollzug jetzt auch ohne aufschie-
bende Wirkung anzuordnen. Das haben wir nunmehr
vollzogen. Damit ist sichergestellt, dass die Patien-
tinnen und Patienten, die nicht mehr an therapeuti-
schen Maßnahmen teilnehmen wollen, weil sie sich
verweigern und damit auch die Behandlung motivier-
ter Patienten stören, dann auch unverzüglich, wenn
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die Strafvollzugskammer so entschieden hat, verlegt
werden.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Finanzierung von Straßenbaupro-
jekten durch den Bund im Lande Bremen“. Die An-
frage trägt die Unterschrift des Abgeordneten Wed-
ler.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutragen!

Abg. Wedler (FDP): Ich frage den Senat:

Erstens: In welcher Höhe sind bereits Mittel des
Bundes, die dieser zusätzlich zur Finanzierung der
A 281 und der Anbindung des Containerterminals in
Bremerhaven an die A 27 – Ausbau Cherbourger Stra-
ße – zur Verfügung gestellt hat beziehungsweise stel-
len will, geflossen?

Zweitens: Wo und in welcher Höhe werden bezie-
hungsweise wurden die vom Bund zugesagten Fi-
nanzzuschüsse in den Haushalten des Landes bezie-
hungsweise der Städte Bremen und Bremerhaven
veranschlagt?

Drittens: Was geschieht mit den bisher im AIP für
den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur für diese Maß-
nahmen veranschlagten Mitteln?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Neumeyer.

Senator Neumeyer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Vom Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung sind rund 27 Millionen
Euro bereits verausgabte Landesmittel für die A 281
erstattet worden. Für die Cherbourger Straße sind
noch keine Mittel zur Verfügung gestellt worden. Das
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung wird für die Cherbourger Straße bis zu 100
Millionen Euro und für die A 281 den Gesamtumfang
der investiven Kosten zur Verfügung stellen.

Zu Frage zwei: Diese Bundesmittel werden im Bun-
deshaushalt veranschlagt und im Rahmen der Auf-
tragsverwaltung vom Amt für Straßen und Verkehr
im Bundeshaushalt bewirtschaftet. Somit sind weder
im Landeshaushalt noch in den Haushalten der Städte
Bremen und Bremerhaven Bundesmittel veranschlagt.

Zu Frage drei: Die bisher von der Freien Hanse-
stadt Bremen zu tragenden und über das AIP zu fi-
nanzierenden investiven Anteile für den Bauabschnitt
2.1 der A 281 werden im Rahmen der Fortschreibung
des AIP berücksichtigt. Der Senat wird der Bremi-
schen Bürgerschaft eine Aktualisierung des AIP zu
den parlamentarischen Haushaltsberatungen vorle-
gen. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr, Herr Wedler!

Abg. Wedler (FDP): Beinhalten die zugesagten Bun-
desmittel neben den Baukosten auch Planungs- und
Bearbeitungskosten? Wenn nein, wie hoch sind die-
se Kosten bei den beiden Projekten, und wo werden
beziehungsweise wurden diese Kosten in den bre-
mischen Haushalten, Land, Stadt Bremen, Stadt Bre-
merhaven, veranschlagt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Bislang sind sämtliche beglei-
tenden Kosten, die im Land Bremen zu veranschla-
gen waren, im AIP abgebildet gewesen. Sie wissen,
dass mit der Zusage aus dem Kanzlerbrief eine Fi-
nanzierung des Bundes für den gesamten Projektrah-
men stattfindet, insofern ist dies bei der Bearbeitung
des AIP nicht mehr zu berücksichtigen. Planungskos-
ten, die in geringer Höhe entstanden sind, sind bereits
abfinanziert.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Welche Vereinbarungen gibt
es zwischen Bremen und Bremerhaven in Bezug auf
die Planungs- und Bauleitungskosten bei dem Vor-
haben in Bremerhaven?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Hierzu kann ich Ihnen keine
Antwort geben. Es gibt noch keine Konkretisierung
des Bundes, was die Kostenübernahme der Cherbour-
ger Straße angeht, und infolgedessen kann es ent-
sprechende Vereinbarungen auch noch nicht geben.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Können Sie die Zahlen, die in
Bremerhaven kursieren, was diese Planungs- und
Bauleitungskosten betrifft, hier bestätigen, die sich
entweder auf 14 Millionen Euro oder auf 18 Millio-
nen Euro beziffern sollen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Ich werde mich hier zu kei-
nen Spekulationen hinreißen lassen.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Muss Bremerhaven im Hinblick
auf die Finanzierung des Ausbaus des Vorhabens Cher-
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bourger Straße noch Anträge stellen, die bei den an-
stehenden Haushaltberatungen in Bremen, also hier,
noch zu berücksichtigen sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Ich denke, sämtliche Maßnah-
men, die in Bremen und Bremerhaven zu tätigen sind,
werden hier im Parlament im Rahmen der Haushalts-
beratungen, in denen auch das AIP zu beraten ist,
entsprechend bearbeitet, insoweit wird sich das Par-
lament hier selbstverständlich auch zur Cherbourger
Straße positionieren.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Meine Frage ist damit, wenn
ich das richtig verstanden habe, noch nicht beantwor-
tet. Muss Bremerhaven, muss der Magistrat, muss Bre-
men noch Anträge stellen, die für uns in den Haus-
haltsberatungen wichtig sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Für die Haushaltsberatungen
ist das wichtig, was Ihnen hier vom Senat der Freien
Hansestadt im Rahmen der Haushaltsberatung vor-
gelegt wird, und das gilt auch für die Verkehrspro-
jekte im AIP. Dazu gehören auch die Projekte, die in
Bremerhaven abgebildet sind.

Präsident Weber: Eine Zusatzfrage von der Abge-
ordneten Frau Linnert! – Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, ist es richtig, dass die 27 Millionen Euro Er-
stattung des Bundes für vorher von Bremen veraus-
lagtes Geld im Rahmen des Baus der A 281 Anfang
November 2005 auf einem außerhaushaltsmäßigen
Konto Bremens eingegangen sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Es ist richtig, dass diese Mit-
tel, die ursprünglich im AIP vorfinanziert wurden, wo
es jetzt die Zusage des Bundes gibt, die komplette
Finanzierung zu übernehmen, dass dafür die 27 Milli-
onen Euro in einer ersten Tranche überwiesen wur-
den und am 8. November auf einem Haushaltskon-
to eingegangen sind.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Ha-
ben Sie eine Erklärung dafür, dass dem Haushalts-
gesetzgeber und dem Parlament, das sich in Nach-

tragshaushaltsberatungen befand, der Eingang dieser
sehr großen Summe Geldes nicht zur Kenntnis ge-
geben wurde?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Ich gehe davon aus, dass Sie
im Rahmen der Beratungen im Haushaltsausschuss
auch entsprechend nachfragen, was mit den außer-
haushaltsmäßigen Konten passiert, die ja vom Haus-
haltsgesetzgeber dafür eingerichtet werden, dass es
bei der Bewirtschaftung großflächiger Baumaßnah-
men, wie die A 281 eine ist, Flexibilität gibt. Ich weiß
nicht, ob das nicht geschehen ist.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Ver-
zeihung, ich habe nicht danach gefragt, ob es sinn-
voll ist, dass außerhaushaltsmäßige Konten existie-
ren, und der Haushaltsgesetzgeber richtet sie auch
nicht ein, darüber muss der Haushaltsausschuss be-
raten, das ist in der Tat richtig! Die Frage war, wie
es sein kann, dass wir hier in Nachtragshaushalts-
beratungen sind – und Anfang November ist ja nun
wirklich nicht Ende des Jahres – und der Haushalts-
gesetzgeber, der Haushaltsausschuss und der Finanz-
senator erfahren nichts von dem Eingang einer so
großen Summe Geldes, die letztendlich, wenn sie im
Jahr 2005 in den Haushalt eingestellt worden wäre,
dazu geführt hätte, dass man möglicherweise keinen
Nachtragshaushalt hätte machen müssen. Welchen
Grund gab es, diese Information nicht an das Parla-
ment weiterzugeben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Sie wissen, dass ich zu dem
Zeitpunkt nicht dem Senat angehört habe. Insofern
kann ich Ihnen nur den Hinweis geben, dass bei der
Überarbeitung des AIP, wo das ja bisher haushalts-
stellenmäßig veranschlagt war, genau das berück-
sichtigt wird, dass wir nämlich die 27 Millionen Euro
und die weiteren 53 Millionen Euro, die zu erwarten
sind, nicht mehr für die Veranschlagung der A 281
dem Haushaltsgesetzgeber vorschlagen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Habe
ich es richtig verstanden, dass im Rahmen der Ab-
rechnung des Haushaltsjahres 2005 die 27 Millionen
Euro, die im Rahmen des vierzehnten Monats ein-
gegangen sind, dem Haushalt 2005 zugeschlagen wer-
den und man dann nicht weitere 103 Millionen Euro
Bürgermeisterpakete in Belastung oder unter Einbe-
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ziehung der 27 Millionen Euro in Bremen ausgeben
kann? Wenn das so wäre, wäre das haushaltsrecht-
lich richtig!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Es wird zu keinen weiter ge-
henden Ausgaben kommen. Die 27 Millionen Euro
werden zweckgebunden dem Projekt zugeordnet. Sie
sind ja auch nicht irgendwie geheim gehalten wor-
den, sondern sie befinden sich als liquide Mittel auf
einem Konto der Landeshauptkasse, und in dieser
Größenordnung hat es keine Notwendigkeit gege-
ben, weiter gehende Kredite aufzunehmen.

Präsident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen? –
Bitte, Frau Kollegin Wiedemeyer!

Abg. Frau Wiedemeyer (SPD): Ist der Senat bereit,
die Auffassung des Haushaltsgesetzgebers zur Kennt-
nis zu nehmen, dass nicht nur besondere Ausgaben,
sondern auch Einnahmen dem Haushaltsausschuss
mitzuteilen sind und dass es nicht Aufgabe der Par-
lamentarier sein kann nachzufragen, ob zufällig ir-
gendwelche Eingänge zu verzeichnen sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Neumeyer: Selbstverständlich ist der Se-
nat bereit, das zur Kenntnis zu nehmen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Meine Damen und Herren, die zehnte Anfrage steht
unter dem Betreff „Einschulungsalter im Land Bre-
men“. Die Anfrage ist unterzeichnet von dem Abge-
ordneten Wedler.

Bitte, Herr Kollege Wedler!

Abg. Wedler (FDP): Ich frage den Senat:

Erstens: In welchem Alter werden Kinder in Bre-
men und Bremerhaven durchschnittlich in die erste
Klasse eingeschult, und wo liegt der Altersdurchschnitt
im Land Niedersachsen?

Zweitens: Wie bewertet der Senat in diesem Zu-
sammenhang Erkenntnisse der Hirnforschung, nach
denen sich das so genannte erste Lernfenster in der
Entwicklung von Kindern, in dem die Plastizität des
Gehirns als besonders hoch eingeschätzt wird, bereits
mit dem fünften Lebensjahr schließt?

Drittens: Sind dem Senat Fälle bekannt, nach de-
nen Schulleitungen in Bremen oder Bremerhaven die
Aufnahme von fünfjährigen Kindern verweigern, auch
wenn diese bereits über Schulfähigkeit verfügen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Im Durchschnitt sind Bremer und
Bremerhavener Schulanfängerinnen und Schulanfän-
ger bei ihrer Einschulung 6,48 Jahre alt. Das durch-
schnittliche Einschulungsalter im Land Bremen ist in
den letzten zwei Jahren um gut zwei Monate nied-
riger geworden. Die Schulanfängerinnen und Schul-
anfänger in Niedersachsen waren im letzten Einschu-
lungsjahr beim Schuleintritt im Durchschnitt 6,7 Jahre
alt.

Zu Frage zwei: Untersuchungen der Hirnforschung
haben auf der Basis ihrer wissenschaftlichen Annah-
men und Theorien die Existenz von so genannten
Lernfenstern in der kindlichen Entwicklung beschrie-
ben, die entsprechend der Lernentwicklung der Kin-
der individuell ausgeprägt sind. Diese für bestimm-
te Lernsituationen wichtigen Lern- und Aneignungs-
phasen können durch entsprechende Anregungen
jedoch immer wieder aktiviert werden. Konsequenz
allerdings ist, dass Förder- und Bildungsangebote so
früh wie möglich im häuslichen Umfeld und in der
Kindergartenarbeit die Entwicklung der Kinder be-
gleiten müssen. Vor allem aber ist es notwendig, dass
die Bildungs- und Erziehungseinrichtungen des Ele-
mentar- und Primarbereichs konstruktiv und effek-
tiv kooperieren, um die Kinder entsprechend ihrer
Lernentwicklung optimal zu fördern und zu fordern.

Zu Frage drei: Durch schulgesetzliche Änderun-
gen wurde erreicht, dass Kinder früher als bisher üb-
lich in das Schulsystem aufgenommen werden kön-
nen. Darüber hinaus werden seit drei Jahren bereits
im Elementarbereich Sprachstandserhebungen und
anschließende Sprachfördermaßnahmen durchge-
führt. Der Bildungsauftrag für den vorschulischen
Bereich ist durch einen Bildungsplan für den Elemen-
tarbereich deutlich gestärkt worden.

Dem Senat ist nicht bekannt, dass Schulleitungen
in Bremen oder Bremerhaven die Aufnahme von Kin-
dern verweigert haben, obwohl sie hinsichtlich der
sprachlichen, kognitiven und sozialen Fähigkeiten den
Anforderungen für den Unterricht und das übrige Schul-
leben entsprochen haben. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr, Herr Wedler!

Abg. Wedler (FDP): Mit welchen Mitteln wirkt der
Senat darauf hin, dass das durchschnittliche Einschu-
lungsalter weiter abgesenkt wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wir informieren die Elternschaft,
und wir haben ja durch die gesetzlichen Regelungen
bewirkt, dass sich das Einschulungsalter im Land Bre-
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men um zwei Monate nach vorn verlegt hat. Ich fin-
de, das ist kein gewaltiger Erfolg, aber es ist ein Er-
folg unserer Bildungspolitik. Insofern sehe ich es nicht
als notwendig an, noch weitere Maßnahmen zu be-
wirken, denn wir haben es ja flexibilisiert. Wir ha-
ben gesagt, wir wollen die Kinder aufnehmen, wie
sie kommen, wie sie sich entwickelt haben, und die
Kinder sind in ihren Voraussetzungen völlig unter-
schiedlich. Ich finde, es ist ein ordentlicher Erfolg
unserer Bildungspolitik.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Wenn Sie auf die Elternarbeit
abheben, wie werden denn die Eltern über solche
Möglichkeiten einer frühestmöglichen Einschulung
informiert? Gibt es da Hinweise, Flugzettel, Anschrei-
ben der Eltern, oder wie machen Sie das?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das ganz normale Verfahren ist,
dass die Eltern angeschrieben werden, wenn Ihre Kin-
der das entsprechende Alter erreicht haben. Da Sie
gestern nicht bei der Debatte anwesend waren, darf
ich Ihnen davon berichten, dass wir in der Stadtbür-
gerschaft beraten haben, wie die Kooperation zwi-
schen dem Elementarbereich und dem Primarbereich
funktioniert. Eltern werden in den Kindergärten auf
diese Möglichkeiten angesprochen, wenn wir in den
Kindergärten erleben, dass Kinder sich ganz präch-
tig entwickeln und im Prinzip schon so weit sind, dass
wir sie in die Schulen aufnehmen können. Das pas-
siert ja immer wieder. Dann können wir auch bereits
fünfjährige Kinder aufnehmen, und dort, wo es eben
inhaltliche Gründe dafür gibt, noch ein Jahr zu war-
ten, informieren wir auch die Eltern, sowohl im Kin-
dergarten, im Elementarbereich, als auch dann bei
der Aufnahme in die Grundschule, also insgesamt eine
Flexibilisierung, aber mit dem erreichten Ziel, das
Einschulungsalter nach vorn zu verlegen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte,
Herr Wedler!

Abg. Wedler (FDP): Sie sprachen eben davon, dass
sich das Einschulungsalter reduziert hat, und haben
auch von den Sprachstandserhebungen gesprochen.
Wenn Sie das nun herunterziehen, bewirkt das na-
türlich in der Konsequenz, dass Sie dann schon bei
Fünfjährigen solche Tests und solche Erhebungen
machen müssen. Wie wird also sichergestellt, dass
die Schülerinnen und Schüler bei der Einschulung
eine altersgemäße Sprachkompetenz aufweisen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Zunächst darf ich Ihnen sagen, dass
unser Bemühen dahin geht, die Sprachstandserhe-
bung nicht erst mit dem fünften Lebensjahr durch-
zuführen, sondern erheblich früher. Ich darf Frau Se-
natorin Röpke von gestern zitieren, die gesagt hat,
unser Ziel ist es, eigentlich schon bei Dreijährigen mit
Spracherhebungen zu beginnen und dann die För-
dermaßnahmen deutlich zu intensivieren. Das halte
ich für ein ganz wichtiges Projekt, einen ganz wich-
tigen Bereich. Ich sage Ihnen aber auch deutlich, was
gestern auch die Kollegin Röpke gesagt hat, das ist
auch mit sehr viel zusätzlichem Aufwand, also finan-
ziellem Aufwand, verbunden, und Sie wissen, wie es
darum bestellt ist.

Meine Zielsetzung deckt sich aber völlig mit der
der Kollegin Röpke, dass wir so früh wie möglich über-
prüfen müssen, wie die Kinder zu uns kommen, wie
sie sprachlich entwickelt sind, weil letztendlich die
Sprache ein ganz wesentlicher Schlüssel für den Erfolg
ist. Je früher wir dort fördern, desto besser ist es für
die Entwicklung der Kinder.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr, Frau
Schmidtke!

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Herr Senator, stimmen
Sie mir zu, dass Schulfähigkeit nicht ausschließlich
zu begrenzen ist auf die kognitive Reife, sondern dass
deutlich mehr Kompetenzen dazugehören, um ein
Kind einzuschulen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Selbstverständlich, da stimme ich
Ihnen inhaltlich voll zu! Wir haben uns eben im We-
sentlichen auf den sprachlichen Bereich konzentriert,
aber selbstverständlich gehören auch andere Berei-
che inhaltlich mit dazu, zum Beispiel, wie sich das
Kind im sozialen Kontext entwickelt, es in der Lage
ist, sich am Schulvormittag halbwegs vernünftig kon-
zentriert am Unterricht zu beteiligen, oder ob es da
erhebliche Defizite gibt.

In anderen Bereichen wie in der Kreativität oder
wie sie sich einbringen gibt es auch andere Voraus-
setzungen, aber Lehrerinnen und Lehrer – das ist
vielleicht ganz normal – achten natürlich auch im
Wesentlichen auf den kognitiven Bereich. Die Hirn-
forschung hat ja belegt, dass die Synapsenbildung
mit dem zehnten Lebensjahr abgeschlossen ist. In-
sofern war auch die Frage des Abgeordneten Wed-
ler begründet, was der Senat tut, um die Einschulung
etwas vorzuziehen. Ich denke, da sind wir auf einem
richtigen Weg, aber um es abschließend zu sagen:
Es ist nicht nur der kognitive Bereich, sondern es sind
die anderen Bereiche genauso wichtig für eine er-
folgreiche Einschulung unserer Kinder.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!
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Abg. Frau Schmidtke (SPD): Herr Senator, stimmen
Sie mir auch zu, dass überhaupt kein Grund zur Pa-
nik vorliegen kann, also Ängste dahin gehend, dass
Eltern glauben, sie versäumen jetzt etwas – ich sage
es bildlich –, weil sich bei ihrem Kind ein Fenster ge-
schlossen hätte, sondern dass sich auch der Kinder-
garten mit für Bildung zuständig fühlt? Gerade nach
den Reformen, die wir hier in Bremen eingeläutet ha-
ben, denke ich, gehen Sie sicherlich konform mit mir,
dass wir hier gar keine Ängste haben müssen, son-
dern uns auf einem absolut guten Weg befinden.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Es ist völlig richtig, es gehört zum
Prinzip von Fenstern, dass man sie öffnen und schlie-
ßen kann, und das immer wieder erneut. Das ist, glau-
be ich, auch in dieser Frage ziemlich deutlich gewor-
den, wenn Sie es noch einmal genau nachlesen, dass
wir Lernfenster individuell öffnen und schließen, und
das kann logischerweise auch im Rahmen der Grund-
schularbeit passieren, wenn das im Kindergarten nicht
erfolgreich gewesen ist. Es gibt überhaupt keinen An-
lass, hier Panik zu verbreiten, wenn das Kind nicht früh
genug eingeschult wird. Es gibt genügend Beispie-
le, wo auch Spätstarter anschließend wunderbaren
schulischen und beruflichen Erfolg gehabt haben.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, stimmen Sie
mit mir überein, dass es jetzt in Bremen so ist, es hängt
von der individuellen Situation des jeweiligen Kin-
des ab, ob es nach entsprechender Untersuchung dann
auch für schulreif erklärt wird und die Eltern dann
auch die Möglichkeit haben – Sie sagten es schon –,
ein Kind ab fünf Jahren einschulen zu lassen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das ist richtig! Für die ganz frühe
Einschulung wird so verfahren, bei den Karenzkin-
dern folgen wir dem Wunsch der Eltern.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, stimmen Sie
auch mit mir überein, dass wir damit die weitestmög-
lichen Gegebenheiten für Eltern geschaffen haben,
ihr Kind auch im bundesweiten Vergleich so früh wie
möglich einschulen zu lassen und dass die Sorgen des
Abgeordneten Wedler somit unbegründet sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Da stimme ich Ihnen zu!

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Vielen Dank!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die elfte und damit letzte Anfrage der Fragestun-
de trägt die Überschrift „Einsatz der Kontaktpolizei,
KOP, für bestimmungsgemäße Aufgaben“. Die An-
frage trägt die Unterschriften der Abgeordneten Kleen,
Dr. Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Kleen!

Abg. Kleen (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie beurteilt der Senat den Stand der Um-
setzung des Konzepts zum Einsatz von Kontaktpoli-
zeibeamten, KOP, im Rahmen der Polizeistrukturre-
form in den Polizeirevieren in Bremen?

Zweitens: Mit welchen Anteilen ihrer Arbeitszeit
stehen die KOP für ihre originären Aufgaben und für
andere Aufgaben zur Verfügung? Dabei hätten wir
gern eine Differenzierung nach Revieren.

Drittens: Wie beurteilt der Senat die Auffassung
einiger Beiräte, aber auch von Bürgerinnen und
Bürgern in den Stadtteilen, dass der tatsächlich auf-
gewandte bestimmungsgemäße Einsatz der KOP im
Widerspruch zum bei Planung und Beginn der Poli-
zeistrukturreform angekündigten Einsatz der KOP
steht und damit der Eindruck entsteht, dass mehr an-
gekündigt als eingehalten worden ist?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Dr. vom Bruch.

Staatsrat Dr. vom Bruch: Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat beurteilt den Stand der
Umsetzung der Konzeption zum Einsatz von Kontakt-
polizisten im Rahmen der Polizeireform durchweg po-
sitiv. Die Kontaktpolizisten sind seit Mitte der neun-
ziger Jahre wesentliche Elemente der bürgernahen
Polizeiarbeit und tragen insbesondere im Bereich der
Prävention zu einer stadtteilorientierten Vernetzung
bei.

Diese positiven Erfahrungen und die durch die Po-
lizeireform vorgenommene Verlagerung von Perso-
nalressourcen zu Lasten reaktiver Aufgaben in ak-
tive Tätigkeiten hatte auch wesentlichen Einfluss auf
die Erhöhung der Anzahl der Kontaktpolizisten auf
120 Beamte.

Mit der Umsetzung der Neustrukturierung der Haupt-
aufgabenbereiche in der Polizei Bremen und der um-
fassenden Umstellung in der Direktion Schutzpoli-
zei wurden alle 120 Funktionsstellen im Bereich der
Kontaktpolizisten besetzt.

Zu Frage zwei: Die Kontaktpolizisten nehmen ge-
mäß Reformkonzept neben ihrer originären Tätigkeit
auch bis zu 20 Prozent ihrer regelmäßigen Arbeits-
zeit für die Aufgabe Bürgerservice an den Polizeire-
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vieren wahr. Diese Aufgabe umfasst neben den An-
zeigenaufnahmen auch die Beratung von Bürgern und
Bürgerinnen. Diese Tätigkeiten korrespondieren sehr
stark mit den Hauptaufgaben eines Kontaktpolizis-
ten, sind aber räumlich an die jeweilige Polizeiwa-
che gebunden.

Darüber hinaus werden die Beamten anlassbezo-
gen, an wenigen Tagen pro Jahr, zur Bewältigung
polizeilicher Sonderlagen wie Fußball- und Demon-
strationseinsätzen, zur Abarbeitung von freiheitsent-
ziehenden Maßnahmen sowie zur Verkehrslenkung
eingesetzt. In wenigen Einzelfällen unterstützen die
Kontaktpolizisten die Kräfte des Einsatzdienstes und
beteiligen sich meist auf eigenen Wunsch an der Be-
setzung eines Revierstreifenwagens.

An allen 18 Revieren wird die Vertretung des Re-
vierleiters von einem Kontaktpolizisten wahrgenom-
men. Diese beschränkt sich aber auf eine reine Ab-
wesenheitsvertretung, die originäre Tätigkeit liegt im
Kontaktdienst.

Eine differenzierte Auswertung nach Revierberei-
chen kann zurzeit nur manuell erfolgen und konnte
in der zur Verfügung stehenden Zeit nicht durchge-
führt werden.

Zu Frage drei: Den angedeuteten Widerspruch zwi-
schen dem geplanten Einsatz und der tatsächlichen
Aufgabenwahrnehmung sieht der Senat nicht. Die
Umsetzung der Reform im Kontaktdienst gemäß De-
putationsbeschluss vom 23. Juni 2004 erfolgte voll-
ständig. Sie umfasst die Erhöhung der Anzahl der
Beamten auf 120 sowie die zwanzigprozentige Be-
teiligung am Revierdienst.

Die Einbindung von Kontaktpolizisten in Sonder-
lagen entspricht dem generellen Berufsverständnis
eines Polizeibeamten und gehörte schon vor der
Reform zum Aufgabenspektrum der Beamten. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Kleen (SPD): In der Beratung der Polizeistruk-
turreform vor Ort sind die 20 Prozent der regelmäßi-
gen Arbeitszeit im Bereich Bürgerservice sehr oft an-
gesprochen  worden  und  auch  in  den  Beiräten  zur
Kenntnis genommen worden, nicht immer zur gro-
ßen Freude, aber akzeptiert. Haben Sie Verständnis
dafür, dass die Beiräte und auch Bürgerinnen und
Bürger nicht wussten, dass die Einbindung von Kon-
taktpolizisten in Sonderlagen dem generellen Berufs-
verständnis eines Polizeibeamten entspricht? Man hat
schon den Eindruck, dass in einigen Revieren häu-
figer Kontaktpolizeibeamte zu solchen Einsatzlagen
gerufen werden als in anderen Revieren. Meine Frage:
Haben Sie Verständnis dafür, dass in den Beiräten
diese Regelung so nicht verstanden werden konnte
und dass sie eben auch so nicht transportiert worden
ist? Meine zweite Frage: Wären Sie bereit, diese dif-

ferenzierte Auswertung nach Revierbereichen, wenn
sie vorliegt, dann der Innendeputation vorzulegen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. vom Bruch: Zunächst einmal zu Fra-
ge zwei: Selbstverständlich werden wir das machen,
und selbstverständlich sind wir auch bereit, das in der
Deputation entsprechend vorzulegen. Sie wissen, dass
die Umstrukturierung der Polizei ein Tagesordnungs-
punkt auf jeder Tagesordnung der Deputationssitzun-
gen ist, und insofern wird es Gelegenheit geben, da-
rüber zu sprechen.

Zu Frage eins: Ich kann Ihre Auffassung, dass das
nicht kommuniziert worden ist, nicht teilen. Ich habe
den Eindruck, dass von Anfang an diesbezüglich die
Beschlusslage der Deputation klar war. Ich kann auch
nur zum Teil nachvollziehen, dass das möglicherweise
kritisiert wird, denn wie ausgeführt ist der Anteil von
20 Prozent ja auch ein Anteil, der dem entsprechen-
den Revierbereich zugute kommt, indem der Beam-
te Bürgerservice zum Beispiel an der Wache macht
oder im Revierbereich tätig ist. Das ist im Übrigen nicht
nur eine Angelegenheit, die der Region zugute kommt,
sondern auch dem Beamten selbst, denn auf diese
Art und Weise wird sein Kontakt zum Revier, zu dem
Bereich, für den er Verantwortung trägt, ja auch in-
tensiviert.

Ich darf daran erinnern, dass wir mit 120 Beam-
ten diesen Bereich maßgeblich zu Lasten anderer ge-
stärkt haben, und gerade für diesen Bereich glaube
ich, dass wir eine ausgesprochene Erfolgsstory zu
vermelden haben. Ich glaube, dass dieses Konzept
ausgesprochen erfolgreich ist und sich, was die Prä-
vention im Bereich der Stadtteile angeht, auch mit-
telfristig positiv auswirken wird.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Kleen (SPD): Es wird Sie nicht wundern, dass
ich all das, was Sie gerade ausgeführt haben, hun-
dertprozentig teile, weil es auch nicht die Antwort auf
meine Frage war. Meine Frage bezog sich eben ge-
rade nicht auf diese 20 Prozent, über die wir vorhin
geredet haben, sondern sie bezog sich gerade auf die
Einsätze von Kontaktbereichsbeamten bei Werder-
spielen und bei anderen Sonderlagen. Das war vorher
in den Beiratsbereichen nicht kommuniziert, dass auch
Kontaktbereichsbeamte für solche Sonderlagen hin-
zugezogen werden. Man kann von Beiräten schlicht
nicht verlangen zu wissen, dass das zum generellen
Berufsverständnis eines Polizeibeamten gehört.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. vom Bruch: Herr Abgeordneter, ich
habe darüber Kenntnis, dass solche Angelegenhei-
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ten zwei- bis dreimal im Jahr stattfinden. Ich glaube,
dass sie deshalb auch kein quantitativ besonders ins
Gewicht fallendes Problem sind. Ich habe ja ausge-
führt, dass Einsatzlagen besonderer Art gelegentlich
auch besondere Maßnahmen erfordern. Es ist vor dem
Hintergrund der personellen Situation der Polizei nicht
zu vermeiden, dass auch Kontaktbereichsbeamte in
solchen besonderen Situationen zu besonderen Ein-
sätzen gerufen werden wie im Übrigen alle anderen
Beamten der Polizei auch. Insofern ist es keine Be-
sonderheit, die in irgendeiner Form die KOP be-
sonders betrifft, sondern es ist eine grundsätzliche An-
gelegenheit, die die Polizei immer so gemacht hat,
die sie immer so machen muss, weil besondere La-
gen besondere Maßnahmen erfordern können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Damit ist die elfte Anfrage beantwortet, und da-
mit ist auch Punkt eins der Tagesordnung erledigt.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stun-
de ist von den Fraktionen kein Thema beantragt wor-
den.

Sicherung der Leistungsfähigkeit der Ver-
kehrsträger Straße, Schiene und Wasser-

straße im Gütertransport

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 7. Februar 2006
(Drucksache 16/915)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 28. März 2006

(Drucksache 16/974)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Neumeyer.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 16/974, auf die Große Anfrage in der Bürger-
schaft mündlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Neumeyer, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der CDU und der SPD nicht mündlich wieder-
holen möchten.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der
Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Pfahl.

Abg. Pfahl (CDU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Uns liegen heute eine umfangreiche An-
frage und eine mehr als umfangreiche Antwort des
Senats vor. Viele von Ihnen werden bestimmt sagen,
Mensch, da kommt mir einiges bekannt vor. In der
Tat ist es so, diese Anfrage beinhaltet viele Kleine An-
fragen zu einzelnen Teilbereichen, die in den letzten
Monaten und Jahren zu diesem Thema eingegangen
sind. Da aber durch die Tatsache, dass Deutschland
Exportweltmeister ist, die Umschlagsströme in den
letzten Jahren rasant gestiegen sind, wir freuen uns
darüber, aber es gibt nun dieses Problem für uns, ha-
ben wir all diese Einzelbereiche Straße, Schiene et
cetera in eine Große Anfrage zusammengefasst und
möchten jetzt einmal mit einem Prognosehorizont 2015
über den Tellerrand schauen.

Bevor ich aber jetzt in fachspezifische Bereiche ge-
he, möchte ich gern anhand eines sinnbildlichen Bei-
spiels allen nichtinteressierten oder nichtinformier-
ten Zuhörerinnen und Zuhörern diese ganze Proble-
matik einmal darstellen. Da zeitbedingt jetzt um diese
Zeit viele Hausfrauen in der Küche stehen und auch
unsere Zuhörerinnen sind, habe ich mir aus dersel-
ben drei Gegenstände ausgeliehen, und zwar einen
Topf und zwei Trichter. Wenn Sie sich jetzt vorstel-
len, dass dieser Topf die Bremer Häfen sind, wo auf
der einen Seite, also der Bremerhavener Seite, Con-
tainer und Autos und auf der Bremer Seite Stückgut
und Schüttgut hineinkommen, wie kommen diese
Güter in den Topf hinein? Nämlich durch zwei Trichter!
Da haben wir einmal den seeseitigen Trichter, da kom-
men die eingehenden, also die Importwaren aus aller
Welt über die Meere mittels Containerschiff, Bullcar-
rier, Autotransporter, Stückgutfrachter hinein, und auf
der anderen Seite haben wir den landseitigen Trichter,
da kommen aus Deutschland, Österreich und den ost-
europäischen Anrainerstaaten die Waren, die hier pro-
duziert werden, die ausgehenden, also die Export-
waren, mittels Lkw, Zug oder Binnenschiff hinein.

Was ist jetzt die Eigenart eines Trichters? Ein Trichter
besteht aus dem Füllstutzen und dem Abflussrohr, und
jeder weiß aus seiner Küche – die Frauen natürlich
mehr als die Männer –, dass es verschieden große
Trichter gibt, denn je größer die Menge dessen ist,
was ich einfüllen will, umso größer muss der Trich-
ter sein. Der Füllstutzen selbst ist nicht das Problem,
sondern es ist das Abflussrohr, denn entsprechend
der Menge, die ich oben hinein geben will, muss ich
auch das Abflussrohr vergrößern – und das ist unse-
re Problematik –, damit es nicht zu einem Stau kommt.

Damit Sie einmal sehen, was unser Bremer Trich-
ter so alles aufnimmt oder aufnehmen kann, einmal
zwei Kennzahlen: Es lagern in Bremerhaven im Con-
tainerhafen zirka 130 000 Container, wo natürlich
immer ein Kommen und Gehen ist, aber diese Men-
ge muss man sich einmal vorstellen. Ich habe das
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einmal überschlagen, das sind etwa 1200 Kilometer
Länge, wenn man diese aneinander stellt, abhängig
davon, ob das 20- oder 40-Fuß-Container sind. Wir
könnten also auf diesen Containern bequem bis
Norditalien rutschen, und wir haben Stellplätze für
zirka 110 000 Pkw, das sind Zahlen, bei denen, glaube
ich, uns schwindelig wird.

Wie ist der Ist-Zustand? Wir haben einen seeseiti-
gen Trichter, zu dem ich sagen muss, er funktioniert
gut, dank der guten Arbeit der großen Koalition,
insbesondere der zuständigen CDU-Senatoren für
Verkehr und Häfen,

(Beifall bei der CDU)

denke ich, haben wir diesen seeseitigen Trichter lo-
gistisch im Griff. Wir haben CT IV, Kooperation Jade
Weser Port, Erweiterung des Osthafen, wir bauen neue
Parkhäuser, wir vergrößern die Kaiserschleuse, die
Außenvertiefung der Weser ist in Planung, und die
Cherbourger Straße wird vergrößert, und auch in Bre-
men, Mittelweservertiefung, Oslebshauser Schleu-
se und was auch in Bremen alles gemacht wurde, sind
wir seeseitig also gut aufgestellt.

Wo aber ist unser Problem? Unser Problem ist der
landseitige Trichter. Wir haben dank der Tatsache,
dass wir Exportweltmeister sind, immer größere
Güterströme, aber diese können nur bewältigt wer-
den über die Straße, über die Schiene und mit dem
Binnenschiff. Hier hapert es. Ich will nun nicht sa-
gen, dass wir tief greifende Probleme haben, aber
zumindest ist es eine Lage, die unsere besondere
Aufmerksamkeit verdient. Wenn ich das ein bisschen
medizinisch sagen darf: Wenn diese Hinterlandan-
bindungen als Hauptschlagader der deutschen Wirt-
schaft zu bezeichnen sind und diese – also das Ab-
flussrohr unseres Trichters – nicht funktionieren, dann
laufen wir Gefahr, dass wir einen Herzschlag oder
Gehirnschlag bekommen. Das wäre für die deutsche
Wirtschaft natürlich nicht schön. Bei dieser Gelegen-
heit sehen wir gleich auch wieder, wie wichtig un-
ser Bestreben nach Anerkennung des Ausgleichs der
Hafenlasten ist, denn all das betrifft mehr das Land
als solches als uns persönlich in Bremen.

Wir haben noch eine zweite Möglichkeit: Wir könn-
ten sagen, es wird ein Bypass gelegt, aber das wol-
len wir ja auch nicht. Uns nützt es nichts, wenn die
Verkehre, weil unser Trichter zu klein oder verstopft
ist, nach Hamburg gehen, das wäre aus nationaler
Sicht eventuell noch vertretbar, aber schlimmer wäre
es, wenn sie nach Rotterdam oder Antwerpen abwan-
derten. Wir haben die Prognose, dass sich allein im
Containerverkehr der Umschlag alle zehn Jahre ver-
doppelt. Wenn man sich allein das vorstellt, dann weiß
man, wie wachsam wir sein müssen, was wir alles
unternehmen müssen, damit es nie zu diesem Infarkt
kommen kann.

Wir Bremer haben nun im Gegensatz zu unserem
seeseitigen Trichter, wo wir alles in Zusammenarbeit

mit der Hafenwirtschaft organisieren können, bei dem
landseitigen Trichter das Problem, dass wir nicht di-
rekt entscheiden können, denn es sind Bundesstra-
ßen, es ist ein Bundesschienenweg, und es sind Bun-
deswasserstraßen. Wir haben nur über politische Gre-
mien, Arbeitskreise und so weiter die Möglichkeit,
geringen Einfluss zu nehmen. Wir sind also auf die
Kooperation mit den anderen Bundesländern und vor
allen Dingen mit Berlin angewiesen.

Die Verkehrssituation ist so, dass zirka 70 Prozent
dieser Güterverkehre, die nun nach Bremen kommen
und aber ja auch wieder hinausgehen, über die Straße
abgewickelt werden. Zirka 16 Prozent macht die Bahn
aus, zirka elf Prozent die Wasserstraße. Das heißt also,
unser Ziel muss es sein zu versuchen, diese jetzt noch
einseitigen Verkehre, die auf der Straße stattfinden,
durch kombinierte Verkehre auf Schiene und Was-
serstraße zu verteilen. Wir müssen dabei natürlich
verkehrsbedingte Umweltbelastung vermeiden, dür-
fen aber auch nicht in ideologische Zwänge verfal-
len.

Neben den vorrangigen Maßnahmen im Bundes-
verkehrswegeplan ist für uns an erster Stelle wich-
tig die Y-Trasse, die Mittelweser mit den Schleusen
Dörverden und Minden, wobei eine Schleuse allein
natürlich keinen Sinn macht, es müssen beide sein,
damit es ein schlüssiges Konzept ist, die anderen Sa-
chen, die wir ja schon hier bei uns in Arbeit haben,
habe ich erwähnt. Der dreispurige Ausbau der A 1
ist wichtig, denn der Verkehr über die Straße wird
immer bleiben und auch immer eine große Rolle spie-
len unabhängig von dem Verkehr auf Schiene und
Wasserstraße. Bremen beteiligt sich an diversen ver-
schiedenen Forschungsprojekten und Fördermaßnah-
men, die das Ziel haben, logistische Konzepte zu ent-
wickeln und den Verkehr zu optimieren. In der Vor-
lage sind alle aufgeführt, aber ich denke, es macht
wenig Sinn, sie jetzt alle einzeln herunterzubeten.

In diesem Zusammenhang sollte man nicht uner-
wähnt lassen, dass Bremen durch diese Bemühun-
gen an dieser Problemlösung des Güterverkehrs in
der Zukunft, durch diese verschiedenen Projekte
erhebliche europäische Mittel bekommt, die in un-
sere wissenschaftliche Arbeit, in die Anerkennung
unseres wissenschaftlichen Standortes fließen und
durch neue Projekte neue Arbeit und auch wieder
Arbeitsplätze sichern.

Den Weg zur Leistungsfähigkeit unserer Häfen,
denn was nützen gute Häfen, wenn dahinter die Hin-
terlandanbindung, die Hauptschlagader, nicht mehr
funktioniert, beschreitet Bremen durch den Senat,
durch die zuständigen Senatoren in unserem Rahmen
erfolgreich, und ich denke, wir müssen wachsam sein
und in Zukunft darauf drängen, dass all das, was
geplant ist, das, was wir vorhaben, auch realisiert wird.
Ich denke, nun hat jeder die Hintergründe dieser
ganzen Thematik, die wir nun zusammengefasst hier
noch einmal zur Sprache bringen, mitbekommen.
Mein Koalitionspartner wird aus Bremer Sicht detail-
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liert über Probleme, die hier anfallen, reden. – Ich
bedanke mich!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Kasper.

Abg. Kasper (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Der Trichter hat mich auf eine Idee ge-
bracht, lieber Wolfgang Pfahl, auch Männer können
mit Trichtern umgehen, nicht nur dann, wenn sie in
der Küche behilflich sind,

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

sondern auch dann, wenn sie das Öl in den Motor
ihres Autos kippen müssen, also auch dann können
sie mit Trichtern umgehen.

(Heiterkeit)

Die Mitteilung des Senats auf die Große Anfrage
von CDU und SPD gibt ausführlich und umfassend
Auskunft über Bedarfe, Prognosen und zukünftige
Maßnahmen zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der
unterschiedlichen Verkehrsträger. Die vorausgesagten
Steigerungsraten bis zum Jahr 2015 insbesondere im
Containerverkehr erfordern zeitgerechte Maßnahmen
zur Schaffung von leistungsfähigen Verkehrsträgern.
Die derzeit zur Verfügung stehenden Transportwe-
ge stoßen bereits heute teilweise an ihre Kapazitäts-
grenzen. Erst vor wenigen Tagen hat der Wirtschafts-
senator einen Bericht veröffentlicht, der sich mit dem
Seegüterumschlag in Bremen beschäftigt. Der Con-
tainerumschlag im März 2006 übertraf alle bisheri-
gen Monatsergebnisse. Im ersten Quartal 2006 wurde
die Millionengrenze bei Standardcontainern mit
1 009 109 TEU überschritten, also Zuwächse um über
14 Prozent.

Jetzt ist die Frage: Welche Maßnahmen werden
dadurch erforderlich? Lassen Sie mich kurz auf die
einzelnen Verkehrsträger eingehen! Den ersten Be-
reich möchte ich überschreiben mit Linie vom Was-
ser auf das Wasser. Der Bereich der Feederverkehre
oder Short-Sea-Shipping-Verkehre wird in den nächs-
ten Jahren sicherlich noch an Bedeutung gewinnen.
Die zukünftigen Mengen an Containern werden al-
lein durch Schiene und Straße nicht zu bewältigen
sein. Ich bin mir ziemlich sicher, dass auch die Bin-
nenschifffahrt eine Renaissance erleben wird. Die neue
Generation der Großmotorgüterschiffe macht aller-
dings auch Ausbauten, Herr Pfahl hat es eben gesagt,
von Schleusen, Kanälen und Flüssen erforderlich. Die-
se Maßnahmen sind im Bundesverkehrswegeplan mit
dem Ausbau der Mittelweser und der Schleusen Dör-
verden und Minden schon beschrieben. Diese Vor-
haben machen noch eines ganz deutlich, es geht nur
über die Ländergrenzen hinweg, wenn wir gemein-

sam mit Niedersachsen diese Dinge in Angriff neh-
men. Nicht umsonst hat Bremen sich bei diesen Maß-
nahmen auch beteiligt.

Zum zweiten Verkehrsträger, der Schiene: Aus der
Grafik der Mitteilung des Senats wird deutlich, dass
in den letzten 50 Jahren der Anteil des Schienenver-
kehrs von 56 Prozent auf 16 Prozent zurückgegan-
gen ist. Wir müssen also dafür sorgen, dass dieses
Angebot der Bahn wieder attraktiver wird, attrakti-
ver für Spedition und Logistiker, und aus diesem
Grund, um im Bild zu bleiben, muss die Bahn etwas
mehr Dampf auf dem Kessel haben.

Die notwendigen Erneuerungen und Ausbauten,
gerade im Bereich des Knotens Bremen, halten wir
für dringend erforderlich.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es muss auf allen Wegen über die Parteigrenzen hin-
weg dafür geworben werden, dass die Maßnahmen
nicht erst nach 2015 beginnen, sondern bereits deut-
lich vorher. Wir können nicht warten, dass CT IV und
Jade Weser Port an das Netz gehen und dann unter
verstärktem Betrieb die Umbaumaßnahmen im Kno-
ten Bremen gemacht werden. Das können wir uns
nicht erlauben. Hier ist dafür beim Bund und auch
bei der Bahn noch jeweils ein sehr dickes Brett zu
bohren, glaube ich.

Dafür, dass auch Speditionen den Weg zurück auf
die Bahn gefunden haben, gibt es ein schönes Bei-
spiel, nämlich die Locon Logistik und Consulting AG.
Seit dem 1. März 2006 gibt es eine regelmäßige Zug-
verbindung zwischen Bremen, der Roland-Umschlag-
anlage, und der Wustermark in der Nähe von Ber-
lin. Fünfmal pro Woche, von Montag bis Freitag, fährt
der Weser-Spree-Express.

Wer sich mit dem Transportnetzwerk auf der Schie-
ne auseinander setzt, wird feststellen, dass die Ver-
bindungen nicht nur bis in die Mitte der Bundesre-
publik oder in den Süden reichen, nein, vielmehr ist
unser Hinterland Zürich, München, Prag oder Buda-
pest. Das Betreiberkonzept für den Tiefwasserhafen
in Wilhelmshaven sieht vor, dass dort nicht nur auf
die Straße gesetzt wird. Es ist auch vorgesehen, fünf
Bahnverladekräne zu bauen. Auch das ist ein wei-
terer deutlicher Hinweis darauf, dass Schienenver-
kehre in der Zukunft an Bedeutung gewinnen.

Nun zum dritten Verkehrsträger, der Straße: Der
nach wie vor hohe Anteil des Lkw- Verkehrs wird auch
in Zukunft den Gütertransport bestimmen. Selbst nach
Einführung der Maut hat sich kein nennenswerter
Rückgang eingestellt. Es zeichnet sich lediglich eine
leichte Tendenz ab vom reinen Straßenverkehr zum
kombinierten Verkehr Straße/ Schiene. Die Maßnah-
men in unserem Bereich sind eingeleitet, die A 281
und das andere Drumherum. Es gibt aber sicherlich
in diesem Zusammenhang viele Reizworte, die immer
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wieder die Forderung nach der Verlagerung von der
Straße auf die Schiene und die Binnenwasserstraßen
auslösen, sei es nun eine Verbreiterung von Autobah-
nen von zwei auf drei oder sogar auf vier Fahrstrei-
fen, die Küstenautobahn A 22 oder die Anbindung
Bremerhavens über eine Trasse, die den Namen ei-
ner französischen Kleinstadt im Nordwesten hat, deren
Name mir zufällig nicht einfällt.

Klar ist aber auch, dass wir letztendlich als Verbrau-
cher unseren Anteil daran haben. Wir sind doch die-
jenigen, die wollen, dass jederzeit in den Supermärk-
ten und bei den Händlern die Regale voll gefüllt sind
und wir dann auch noch sehr günstige Preise vorfin-
den. Wir haben es auch als Verbraucher mit in der
Hand.

Noch einige Anmerkungen zum immer wieder auf-
kommenden Argument Ökonomie und Ökologie! Ich
bin der Meinung, dass es kein Entweder-oder gibt.
Wir werden mehr dazu kommen müssen, die mögli-
chen Schäden an Mensch, Natur und Umwelt in die
Gesamtrechnung von Gütertransport einzubeziehen.
Es  muss  in  einem  Land  wie  der  Bundesrepublik
Deutschland oder in der EU auch möglich sein, dass
bei der Berechnung, welcher Verkehrsträger der güns-
tigste ist, auch der Teil zum Tragen kommt, den ich
einmal mit Ökobilanz überschreiben möchte.

Abschließend möchte ich noch einen mir persön-
lich sehr wichtigen Teil ansprechen! Bei allen For-
derungen nach guten Anbindungen, Verbindungen
und Netzschlüssen dürfen wir eines nicht vergessen:
die Arbeitsplätze in unserer Region! Gute Verkehrs-
wege dürfen nicht dazu führen, dass der Nordwes-
ten nur als Durchgangsstation gesehen wird. Unser
Bestreben muss es sein, dass wir am steigenden Gü-
teraufkommen nicht nur Arbeitsplätze im Bereich des
Umschlags und der Häfen haben, vielmehr muss uns
auch daran gelegen sein, die – neudeutsch – Loko-
quote deutlich zu erhöhen. Dass dies gelingen kann,
zeigt die Erweiterung des Hochregallagers durch die
BLG am Neustädter Hafen.

Mein Fazit für heute lautet: In den Verkehrswegen
sind noch einige Schlaglöcher und Unebenheiten
vorhanden. Lassen Sie uns gemeinsam diese Schä-
den beheben und Sorge dafür tragen, dass wir als
Exportweltmeister zukünftig diese Güterströme auch
gut fließen lassen können! – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Bemühungen von Herrn Pfahl, eine komplizierte Sach-
lage etwas zu vereinfachen und dann darzustellen,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

in Ehren, aber ich glaube, wenn man sich die Frage
der Verkehrsträger insgesamt ansieht, dass man sich
dann allerdings auch schon der Komplexität annä-
hern muss. Die Weltwirtschaft ändert sich dramatisch
vor unseren Augen. Märkte wie China, Indien tun sich
auf. Die Warenströme insgesamt, auch von Deutsch-
land aus, werden zunehmend ganz anders und ganz
neu in Richtung Osten gehen, und auf diese Verän-
derungen braucht moderne Politik auch moderne Ant-
worten.

Der zweite Punkt, der sich ändert, ist die Logistik-
industrie selbst. Es gibt mittlerweile technologisch in-
telligente Lösungsansätze in der Logistik, die es vor
zehn, 20 Jahren so überhaupt noch nicht gegeben hat.
Unser Interesse – ausdrücklich sage ich das als Grü-
ner – daran ist natürlich auch, weil moderne Logis-
tik meiner Meinung nach immer auch eher ökologisch
ist, weil man Ökonomie nämlich ökologisch ergän-
zen kann: Wenn man Leerfahrten zum Beispiel ver-
hindern kann durch eine kluge Logistikkette, dann
hat man einen großen wirtschaftlichen Vorteil, gleich-
zeitig aber auch einen ökologischen.

Die Ausführungen von Herrn Kasper zum Schluss
in diese Richtung waren sehr interessant zu sagen,
dass man die Frage der Ökologie bei allen diesen
Handelsströmen überhaupt nicht aus dem Blick ver-
lieren darf. Ganz im Gegenteil: Ich glaube, es ist
außerordentlich wichtig, dass man das zusammen-
führt, und ich glaube auch, dass das möglich ist, ohne
ökonomischen Schaden zu haben.

Ich finde die Mitteilung des Senats außerordent-
lich lehrreich, außerordentlich gut gemacht, und ich
bin der Meinung, dass sie umfangreich, informativ
ist. Ich habe lange keine so gute Mitteilung des Se-
nats bekommen. Das lobe ich an dieser Stelle ganz
ausdrücklich, weil der Senat nämlich tatsächlich alle
Verkehrsträger unter die Lupe nimmt, sehr deutlich
die Fragen der Eisenbahn, sehr deutlich Short-Sea-
Shipping und Feederverkehre benennt, und alle die
Fragen, mit denen wir uns hier zu beschäftigen ha-
ben, hat der Senat aufgegriffen.

Das heißt nicht, dass wir mit allen Projekten, die
der Senat so richtig findet, einverstanden sind. Wir
haben im Übrigen auch zugestimmt, dass die beiden
Schleusen Dörverden und Minden ausgebaut wer-
den, was aber für uns nicht automatisch bedeutet, dass
man die Unterweser begradigen muss. Wir sind der
Meinung, dass Telematiksysteme viel intelligenter
eingesetzt sind und dann gerade wieder zur Verbin-
dung von der ökonomischen hin zu einer ökologischen
Transportfähigkeit der deutschen Wirtschaft beitra-
gen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bremen und Bremerhaven, das ist natürlich von
meinen Vorrednern gesagt worden, sind in der Ver-
kehrslogistikkette gerade als Hafenstandorte beson-
ders zu berücksichtigen. Man muss auch ganz be-
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sonders darauf achten, wie auch Bremerhaven einen
größeren Anteil am wirtschaftlichen Handelswachs-
tum haben kann im Sinne der – wie Herr Kasper es
auch gesagt hat – Lokoquote. Das ist allerdings ein
aus meiner Sicht immer wiederkehrendes Bekennt-
nis. Alle sagen: Wir wollen die Lokoquote erhöhen.
Wie man das jetzt dann aber im Einzelnen machen
soll, da fehlen an vielen Ecken und Enden die Ideen,
und ich glaube, dass man den Versuch nicht aufge-
ben soll. Gleichzeitig muss man aber auch akzeptieren,
dass es auch ein Stück Warendrehscheibe ist. Genau
für diesen Zustand brauchen wir ein Verkehrssystem,
das die Abflüsse der Waren tatsächlich auch in Rich-
tung Osten neu justiert.

Wir haben deswegen auch gerade der Y-Trasse
zugestimmt und sind der Meinung, dass das eine rich-
tige Maßnahme wäre. Wie gesagt, ich fand Herrn
Kasper mit seinem ökologischen Touch deutlich sym-
pathischer als diese Trichtervariante, weil ich glau-
be, bei Licht besehen ist Logistik nicht so sehr eine
Frage von Trichtern, wo es oben breit ist und unten
dünn wird, sondern das ist eher eine Frage von in-
telligenten und technologischen Systemen. Da wie-
derum finde ich in dieser Mitteilung des Senats vie-
le gute, auch europäisch geförderte Projekte, an denen
Bremen teilnimmt, und ich habe sehr stark die Hoff-
nung, dass wir an der Stelle auch gemeinsam zu ei-
ner vernünftigen Verkehrspolitik kommen können,
wenn wir wirklich alle Aspekte dieser Fragen hier
einbeziehen.

Ich möchte an dieser Stelle nicht so viel wieder-
holen, weil die Vorredner vieles von dem, was ich sa-
gen wollte, auch schon gesagt haben. Der großen
Koalition wünsche ich an dieser Stelle vielleicht am
allerbesten einen Nürnberger Trichter, das wäre doch
das richtige Modell, und ich hoffe, dass wir bald in
diesem Sinne auch weiterhin zu einer intelligenten
Verkehrspolitik in Bremen kommen. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Neumeyer.

Senator Neumeyer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen, meine Herren! Ich kann es relativ kurz
machen, wir haben doch einen relativ einheitlichen
Blick auf das Thema. Herr Möhle hat es richtig be-
schrieben, wir haben neue Marktteilnehmer, er hat
Fernost angesprochen. China hat einen boomenden
Markt, aber auch Indien wird kaum beobachtet in
Deutschland, Brasilien drängt auf den Markt. Diese
neuen Teilnehmer am Welthandelsgeschäft werden
dafür sorgen, dass wir auch weiterhin mit sehr star-
ken Zuwachsraten rechnen können, was die Contai-
nerisierung und damit auch die ablaufenden und
zulaufenden Verkehre angeht.

Ich füge hinzu: Aus bremischer Sicht ist das auch
gut so, weil die bremischen Häfen sich zum Jobmo-

tor entwickelt haben. Insofern, Herr Kasper, ist es
richtig, wir reden hier auch über die Absicherung
von Arbeitsplätzen, über die Sicherstellung von Be-
schäftigungsverhältnissen bei der BLG, und nicht
zuletzt ist es heute so, dass mehr als 33 Prozent aller
Beschäftigten im Lande Bremen mittelbar mit den
Seehäfen verbunden sind und damit auch die wesent-
liche Säule unseres wirtschaftlichen Handels abbil-
den.

Wir haben gemeinsam den Auftrag, darauf zu ach-
ten, dass das auch in Zukunft möglich ist. Wir brau-
chen Drehscheiben, das hat Herr Möhle richtig an-
gesprochen, und auch die zunehmende Zusammen-
arbeit in der Europäischen Union führt im Übrigen
zu mehr Warenströmen innerhalb der Europäischen
Union. Ich habe mir berichten lassen, dass unser
Export nach Polen heute größer ist als der Export in
die USA. Ich denke, kaum jemandem ist das so rich-
tig bewusst, weil man beim Export eher in Richtung
Übersee denkt.

Wir haben in Bremen eine ganze Reihe von sehr
positiven Dingen, bei denen wir auch beispielgebend
sind für andere. Ich nenne hier das Güterverkehrs-
zentrum als Logistikdrehscheibe, als Drehscheibe, wo
Waren zusammenkommen, wo aber vernünftige
Anschlüsse gefunden werden müssen. Wir haben im
Güterverkehrszentrum die Roland-Umschlaganlage,
die die Güter im gebrochenen Verkehr auf die Bahn
bringt, und schon heute ist es so, dass die Lkw-Trans-
porte in Richtung Italien überwiegend über die Bahn
abgewickelt werden, wie sie auch in Richtung Stutt-
gart überwiegend über die Bahn abgewickelt wer-
den. Also, überall dort, wo es auch entsprechende
Übergangspunkte, Umschlagseinrichtungen auf der
Bahn auf der anderen Seite gibt – in der Schweiz ist
das ebenso –, nutzen auch Lkw-Fuhrunternehmer
diesen im Übrigen wirtschaftlich sinnvolleren Weg,
um in gebrochenen Verkehren zu denken.

Insofern ist es unser gemeinsamer Auftrag, daran
zu erinnern, dass die Bahn und auch die internatio-
nalen Bahngesellschaften hier ihren Verpflichtungen
nachkommen. Nur da, wo wir entsprechende Um-
schlagspunkte haben wie hier in Bremen mit der Ro-
land-Umschlaganlage, sind wir auch in der Lage, sol-
che gebrochenen Verkehre zu organisieren und die
Spediteure zu motivieren, diesen wirtschaftlichen Vor-
teil auch für sich in Anspruch zu nehmen.

Ich glaube, dass es sich lohnt, und Sie alle haben
gemeinsam festgestellt, dass wir sehr ausführlich
seitens des Senats geantwortet haben, und es ist klar
geworden, dass wir mit stark steigenden Verkehren
auch in Zukunft zu rechnen haben. Wenn man mit
stark steigenden Verkehren zu tun hat, dann müs-
sen wir uns darauf einstellen, es auch so zu organi-
sieren, dass wir die Verkehre so abwickeln können,
dass sie nicht nur wirtschaftlich sind, sondern auch
ökologischen Anforderungen insoweit Rechnung tra-
gen und dies nicht als Belastung empfunden, sondern
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als Chance und Entwicklungsperspektive gesehen
wird.

64 Prozent mehr Güterverkehre allein bis zum Jahr
2015 sind nach heutigen Prognosen zu erwarten, 20
Prozent mehr Personenverkehre. Auch da ist mit ei-
nem Zuwachs von Verkehren zu rechnen. Es spricht
eben dafür, das Thema Logistik – wie es heute neu-
deutsch heißt Lokoquote, das habe ich heute wieder
zweimal hier gehört, das hat früher der Kollege Wenke
in jeder Bürgerschaftsdebatte betont –, Lokoquote ist
heute nichts anderes, als dass etwas stattfindet: Das
ist ein Hochregallager, das ist aber auch die weiter-
gehende Fertigung am Pkw in Bremerhaven, das heißt
nicht nur Transporte von A nach B, sondern um die
Transportkette herum auch zusätzliche Dienstleistung.
Das ist sehr erfolgreich in Bremen positioniert wor-
den. Dafür haben wir auch Raum gegeben, und das
hat auch etwas damit zu tun, zusätzliche Verkehre
zu vermeiden.

Lokoquote ist übrigens auch so etwas, wie Zulie-
ferer von Daimler-Chrysler direkt an das Werk her-
anzuführen. Sie wissen, dass wir konkret in Überle-
gungen sind, im Bereich der Mahndorfer Marsch ein
Logistikzentrum für Zulieferer von Daimler-Chrys-
ler entstehen zu lassen. Das schafft auf der einen Seite
Arbeitsplätze, aber es hilft eben auch, Verkehre von
der Straße zu verlagern, direkt an das Werktor her-
anzuführen, so weit es irgend möglich ist.

Sie wissen, dass es eine Reihe von sehr positiven
Maßnahmen gibt. Genannt ist die Y-Trasse, noch nicht
genannt wurde die Eisenbahnverbindung Oldenburg–
Wilhelmshaven, die Elektrifizierung, aber auch die
zweite Spur, die wir dringend benötigen. Ich denke,
die positive Entscheidung für den Jade Weser Port
macht deutlich, dass hier auch die Bahn in einer
Verpflichtung ist. Wir können sie nicht aus der Ver-
pflichtung entlassen. Ich empfinde auch solche De-
batten wie diese hier, bei der es noch einmal zum Aus-
druck gebracht wird, als Stärkung, dass wir auch bei
den Ministerpräsidenten, aber auch gegenüber dem
Bund, der die Maßnahmen im Wesentlichen durch-
zuführen und abzufinanzieren hat, entsprechend deut-
liche Forderungen stellen können.

Wir hatten bereits in der Fragestunde das Thema
A 281, auch die A 281 hilft, diese Verkehre abzuwi-
ckeln. So positiv das Güterverkehrszentrum ist, so
negativ ist die Tatsache, dass dort eigentlich über Jahre
kein vernünftiger Verkehrsfluss abgewickelt werden
konnte. Wir werden feststellen, Ende des nächsten
Jahres ist die kreuzungsfreie Anbindung auf der rech-
ten Weserseite gegeben. Kurzum: Wir sind auf einem
guten Weg, sowohl auf der Straße als auch bei der
Schiene. Wir legen auch in allen Konferenzen Wert
darauf, dass sowohl das Thema Binnenwasserstra-
ße mit der Anpassung der Mittelweser als auch das
Thema Short-Sea, mit der Organisation von Feeder-
verkehren nicht aus den Augen verloren wird.

Wir haben über die Institute an den Universitäten
auch eine Reihe von wissenschaftlich sehr positiven

Impulsen, die wir geben können. Da ist Bremen durch-
aus sehr weit vorn. Es spricht auch dafür, dass wir
hier eine Konzentration mit dem ISL und den ande-
ren Instituten haben, die sich Gedanken darüber ma-
chen, wie diese zusätzlichen Verkehre ökologisch und
ökonomisch möglichst sinnvoll abgebildet werden
können. Wir sind da, was die Ideen anbelangt, eigent-
lich recht weit vorn. Wir brauchen immer wieder Bünd-
nispartner. Wir arbeiten sehr eng mit dem Land Nie-
dersachsen zusammen, gerade auch im Zusammen-
hang mit der A 22. Im Grunde sind wir auf einem guten
Weg.

Wir haben die Erwartung, dass wir mit den jetzi-
gen Maßnahmen den Bundesverkehrswegeplan so-
wohl hinsichtlich des vordringlichen als auch des mit-
telfristigen Bedarfs, absichern können und, wenn das
alles so realisiert wird, wie wir es uns vorstellen, dass
wir die Verkehre entsprechend aufnehmen können,
dass wir das Wirtschaftswachstum, das wir über die
Containerisierung auch in Zukunft in der Region Nord-
west erfahren, auch abbilden können und damit ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Zukunftssicherung un-
seres Landes mit den beiden Städten, insbesondere
in Bremerhaven, leisten können.

Klar ist aber auch, dass wir Schwierigkeiten haben
werden, dass wir schwierige Situationen zu organi-
sieren haben, wenn dies nicht eintritt, und deswe-
gen ist es richtig, dass wir gemeinsam daran arbei-
ten, dass die Punkte so umgesetzt werden, wie wir
es auch gemeinsam wollen. Ich freue mich sehr da-
rüber, dass die Bürgerschaft hier, bei allen Unterschie-
den, die es ansonsten gibt, diese Debatte doch sehr
einvernehmlich führt, weil klar ist – wie war es? –,
dass die Verkehrswirtschaft der Pulsschlag oder die
Hauptader der bremischen Wirtschaft ist. Die Ver-
kehrsachse kann auch zu einem sehr schwierigen
Umfeld für die Wohnbevölkerung führen. Das wol-
len wir nicht. Deswegen bedanke ich mich für die
Debatte und für die gute Diskussion!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/994, auf die Große An-
frage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Standortmarketing für das Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 5. Dezember 2005
(Drucksache 16/818)

D a z u
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Mitteilung des Senats vom 14. März 2006

(Drucksache 16/954)

Wir verbinden hiermit:

Bremens Stärken nach außen tragen – ein
kohärenter Marketingansatz ist notwendig

Antrag der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 9. Mai 2006

(Drucksache 16/1005)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Kas-
tendiek.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Kastendiek, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der CDU und der SPD nicht mündlich wieder-
holen möchten.

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der
Bürgerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Meine Damen und Herren, dann können wir so-
gleich in die Aussprache eintreten.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Winther.

Abg. Frau Winther (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Kaum ein The-
ma ist für einen Standort so wichtig wie das Thema
Marketing, und kaum ein Thema wird sowohl in der
Wirtschaft als auch in der Politik so breit und so kon-
trovers diskutiert wie dieses Thema.

Ich habe jetzt gerade in der Kammerzeitschrift ge-
lesen, wir sind ein Kraftpaket Deutschlands, was
Raumfahrt, Automobilbau und Logistik angeht. Wir
sind eine logistische Drehscheibe. Das ist eben auch
noch einmal ganz offensichtlich geworden. Wir sind
ein hoch attraktiver Tourismusstandort, wir sind ex-
zellent in der Wissenschaft. Dennoch sind wir leider
in den Köpfen vieler Nichtbremer noch ein weißer
Fleck auf der Landkarte.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Dies muss sich ändern. Daher müssen wir das Mar-
ketingkonzept für unser Land noch schlagkräftiger
konzipieren, als es heute der Fall ist.

Das heißt aber nicht, dass unsere Bemühungen in
der Vergangenheit umsonst waren. Wir haben in den
vergangenen Jahren nicht nur bewerbenswerte Pro-
jekte und Strukturen geschaffen, sondern wir haben
auch unter dem Dach der BMG ein integriertes Stand-

ortmarketing entwickelt. Das ist gar nicht so einfach,
wie man auch an Vergleichsstädten sieht. Integriert
soll heißen, die BMG fungiert als Dienstleister für eine
einheitliche Konzeption des Landesmarketings, für
Koordinationen und Kooperationen bei der Werbung
und bei den Events. Diese Art des Marketings fan-
den andere Städte so gut, dass sie es uns nachgemacht
haben. Man sieht daran, dass sich auch unsere Wett-
bewerber schwer tun, einen optimalen Weg für das
Marketing für ihre Stadt zu finden.

Marketing in Bremen heißt aber auch, dass es in
Bremen und Bremerhaven 17 Gesellschaften und Or-
ganisationen gibt, wie der Antwort des Senats zu ent-
nehmen ist, die ihr eigenes Produkt vermarkten: den
Wirtschaftsstandort, den Tourismus, die Wissenschaft,
die Häfen, Veranstaltungen, Events, Sport und vie-
les mehr. Hierfür stehen im nächsten Jahr im gan-
zen Land Bremen inklusive der institutionellen Zu-
schüsse rund 18 Millionen Euro zur Verfügung. Es
stellt sich daher die Frage, ob mit dieser Summe das
Optimum für Bremen erreicht wird.

Die CDU-Fraktion hat in vielen Gesprächen mit der
Wirtschaft, mit der BMG, mit der BTZ und anderen
festgestellt, dass es notwendig ist, sich die gesamte
Struktur unserer Marketingaktivitäten noch einmal
anzusehen, um einen kohärenten Marketingansatz
zu erarbeiten. Was verstehen wir unter kohärent? Wir
verstehen darunter eine Identifizierung von thema-
tischen Schwerpunkten, eine inhaltliche Bündelung
der Aktivitäten des Landes mit einem aussagekräf-
tigen Logo und die Vernetzung der einzelnen Akteure.

Wir könnten uns vorstellen, die Werbung für Bre-
men auf drei Schwerpunkte zu legen, zum Beispiel auf
die Innovation, Logistik, auf Tourismus beziehungs-
weise auf Kultur. Eine solche Zusammenfassung hätte
den Charme, dass wir das Marketing für diese für uns
so wichtigen Schwerpunkte stärken könnten. Diese
Schwerpunktsetzung hätte aber auch den Vorteil, dass
Bremens Highlights für Nichtbremer eingängiger wer-
den und sich besser im Gedächtnis verankern könn-
ten. Wir haben sicher vieles, auf das wir stolz sein kön-
nen und das wir gern verkaufen möchten. Von einem
Überangebot von Attraktionen bleibt aber im Zwei-
fel weniger in den Köpfen der Menschen hängen als
von einigen Top-Qualitäten, die wir vermitteln.

Eine solche Schwerpunktsetzung würde es uns
möglicherweise auch erleichtern, für einige wenige
aussagekräftige Bereiche, einige wenige Highlights
in Bremen aussagekräftige Logos zu finden, eine
Dachmarke plus ein Nutzenangebot. Sie erinnern sich,
dass Henry Ludlow und Co. uns bescheinigt hatten:
Wir sind maritim, wir sind mobil, wir sind internati-
onal, wir sind vital und innovativ zugleich. Das Logo
„Bremen neu erleben“ hatte versucht, diesen neu-
en Charakter aufzunehmen, „Bremen erleben“ – weil
wir ja nun eben nicht mehr alles so ganz neu haben
– hat für mich leider keine Visionen mehr. Die Aus-
gestaltung ist sehr gelungen, die Aussagefähigkeit,
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denke ich, sollte aber mit dieser Philosophie Dach-
marke plus Nutzenangebot neu ausgerichtet werden.
Eine Schwerpunktsetzung heißt aber auch, dass ne-
ben der Koordinierung der einzelnen Attraktivitäten
eine gute Vernetzung aller handelnden Akteure
notwendig ist, ohne dass ich hier an dieser Stelle ir-
gendjemanden in seiner Eigenständigkeit beschrän-
ken möchte.

Dies waren grundlegende Punkte zu dem Antrag,
den wir eingebracht haben. Lassen Sie mich an die-
ser Stelle sagen, Herr Möhle, ich kann verstehen, dass
da bei Ihnen ein bisschen Unmut entstanden ist, weil
dieser Antrag so spät gekommen ist! Ich glaube aber,
dass wir in der Sache nicht ganz weit auseinander
sind. Ich gelobe aber an dieser Stelle Besserung.

Ich möchte aber auf einzelne Teile, Einzelheiten
des Marketings insgesamt doch noch einmal einge-
hen. Ich glaube, die schwierigste Aufgabe haben zur-
zeit BMG und BTZ zu lösen. Ihre Zuschüsse sind
angesichts der Haushaltslage zurückgefahren wor-
den. Dies bedeutet insbesondere für die BTZ, dass
sie nur noch eingeschränkt tätig werden kann. Dabei
wäre es gerade für den Tourismus, für das Hotel- und
Gaststättengewerbe dringend notwendig, neue Ziel-
gebiete, gerade auch im Ausland, aber auch zum
Beispiel in Bayern oder in Baden-Württemberg an-
zugehen. Mit den vorhandenen Mitteln kann aber mit
der Zeitungsbeilage „Bremen erleben“ leider nur in
dem Kerneinzugsbereich Norddeutschlands und na-
türlich in Bremen und nahe gelegenen Teilen Nord-
rhein-Westfalens geworben werden.

Wenn es aber das Ziel der Arbeit der BTZ sein soll,
das Image und den Bekanntheitsgrad Bremens im In-
und Ausland zu verbessern, dann muss die BTZ dazu
auch in die Lage versetzt werden, neue Märkte in
Angriff zu nehmen. Ich hoffe daher sehr, dass bei einer
Schwerpunktsetzung im Marketing, wie wir sie uns
vorstellen können, auch dieses Problem einer Bes-
serung zugeführt wird. Das wäre für die Sanierung
Bremens ausgesprochen wichtig, denn im Gastgewer-
be arbeiten heute rund 17 000 Menschen. Von 1999
bis 2004 hatten wir einen Beschäftigungszuwachs nur
im direkten Beschäftigungsbereich von 24 Prozent,
der Bund dagegen nur von elf Prozent. Das sind die
Effekte der neuen touristischen Projekte und des Aus-
baus der Messe. Wir hätten die Chance, im Touris-
mus weitere Arbeitsplätze zu schaffen. Dafür müs-
sen wir eben auch offensiv werben.

Ein Beispiel, wie man mit dem besonderen Cha-
rakter einer Stadt werben kann und wie sich verschie-
dene Themen in Bremen gegenseitig befruchten kön-
nen, ist die neueste Broschüre von BMG, BTZ und
BIS mit dem Thema „Wissenswelten“. In diesem Heft
wird anschaulich dargestellt, wie spannend Bremen
und Bremerhaven Wissen in Museen und im Univer-
sum erlebbar machen. Hiervon profitiert der Touris-
mus wie die Wissenschaft. Diesem Beispiel, denke
ich, sollten noch viele folgen, weil es ein geeignetes

Instrument ist, um in bestimmten Zielgebieten für
besondere Highlights in Bremen zu werben.

(Beifall bei der CDU)

Eine besondere Rolle spielen in Bremen auch die
unterschiedlichsten City- und Stadtteilmarketingor-
ganisationen. Manche von ihnen sind gut aufgestellt
und akquirieren in nennenswerter Höhe private
Mittel. Anderen gelingt es leider nicht ganz so gut.
Das kann so nicht bleiben. Die Wirtschaft vor Ort muss
ein Interesse daran haben, dass für ihren Stadtteil
geworben wird. Es wäre daher gut, wenn sie sich auch
entsprechend beteiligen würde.

Die CDU-Fraktion stellt sich aber die grundsätzli-
che Frage, ob die Stadtteilstrukturen wirklich effizi-
ent sind. Ich will das an dieser Stelle nicht weiter
bewerten und hinterfragen. Ich glaube aber, dass man
in einer Überarbeitung des Marketingkonzepts auch
dieser Frage nachgehen sollte.

Ein zweiter entscheidender Punkt ist das Marke-
ting für den Wirtschaftsstandort Bremen. Für den Tech-
nologiepark zum Beispiel hatten wir ein eigenes Mar-
ketingpaket beschlossen. Nicht nur Schilder im Tech-
nologiepark zeugen davon, sondern eine ganze Reihe
von anderen, weiteren Aktionen: Artikel im „Han-
delsblatt“, in der „Süddeutschen Zeitung“, eine Bei-
lage – ganz neu – im „Weser-Kurier“ und ein Inter-
netauftritt. Auch unsere Präsenz auf den Messen ist
gut, wovon wir uns selbst überzeugen konnten.

Ich denke aber, wir haben noch nicht alle Möglich-
keiten vor allen Dingen der modernen Technologi-
en ausgeschöpft, um unseren Wirtschaftsstandort
umfassend zu vermarkten. Man muss nur einen Blick
auf bayern.de werfen, um zu sehen, dass wir bei
bremen.de einen Nachholbedarf haben. Auf bay-
ern.de finden Sie eine Fülle von Informationen zu allen
High-Tech-Clustern, aber auch alle notwendigen
Angaben bis ins Detail über alle Gewerbeflächen auf
dem gesamten bayerischen Markt. Wenn man sich
diese Internetseiten ansieht, dann kommt man doch
zu der Überzeugung, dass bremen.de dringend über-
arbeitet werden muss, und ich fordere daher an die-
ser Stelle den Finanzsenator auf, sich dringend um
das Thema bremen.de zu kümmern und hier neue
Konzepte und Inhalte zu definieren.

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Ich bin gleich fertig! Ähnliches gilt auch für den Wis-
senschaftsbereich und das Thema Innovation, zu dem
wir gleich kommen, deswegen nur ganz kurz: Auch
hier werden wir nur Erfolg haben, wenn wir uns im
Marketing optimal aufstellen. Bis heute fehlt immer
noch ein Wissenschaftsportal. Auch hier sind die Kon-
zepte da, aber es liegt an finanziellen Fragen bezie-
hungsweise an der Manpower in der Wissenschaft,
dass die Konzepte noch nicht umgesetzt wurden. Ich
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kann alle Beteiligten nur auffordern: Ein High-Tech-
Standort ohne entsprechendes Portal wird uns hier
nicht gerecht. Das müssen wir dringend auf den Weg
bringen! Insofern bitte ich also den Wissenschafts-
senator, auch hier noch einmal alle Möglichkeiten aus-
zuloten.

Meine Damen und Herren, Bremen als zukunfts-
fähigen Standort fit zu machen und anschließend die
Werbung dafür zu reduzieren ist nicht glücklich. Wenn
uns aber die Haushaltslage dazu zwingt, dann, den-
ke ich, müssen wir aus den vorhandenen Mitteln das
Optimum herausholen. Dies war der Grund für un-
seren Antrag, und ich bitte Sie, unserem Antrag zu-
zustimmen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der
Abgeordnete Liess.

Abg. Liess (SPD)*): Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Das Sprichwort sagt:
Tue Gutes und rede darüber! Letztlich geht es beim
Standortmarketing genau um diesen Punkt. Es geht
um die Vermarktung des Produktes – oder besser noch
– der Produkte des Landes. Dabei sind nicht nur die
im engeren Sinne touristischen Attraktivitäten des
Landes gemeint, wobei man insbesondere nicht un-
erwähnt lassen sollte, dass die bisherigen Aktivitä-
ten zu einer deutlichen Steigerung der Zahl der Ta-
gesbesucher im Rahmen des Städtetourismus beige-
tragen haben und sogar in den letzten Jahren die
Übernachtungszahlen gestiegen sind. Dies ist ein
wirklich deutlicher Erfolg.

Zu vermarkten sind aber auch Veranstaltungen wie
beispielsweise die Sail in Bremerhaven oder auch der
Freimarkt in Bremen, es gehören die Museen, das Uni-
versum, das Auswandererhaus dazu. Gleichzeitig ist
Bremen als eine bedeutende, innovative Region dar-
zustellen. Bremen als Mobile City oder besser noch
Bremen als Stadt der Wissenschaften sind Marken,
mit denen Bremen insgesamt in der Bundesrepub-
lik werben kann.

Darüber hinaus gilt es, das Land als besonderen
Wirtschaftsstandort zu bewerben. Entsprechend groß
ist, wenn man sich diese Aufzählung entsprechend
anschaut, der Adressatenkreis, und entsprechend groß
sind auch die Institutionen, die sich heute um das
Bremer Marketing bewerben und dort versuchen, für
unser Land Werbung zu betreiben. Es ist in dem Zu-
sammenhang ein besonderer Verdienst der BMG,
diese vielfältigen Produkte unter einer Dachmarke
zusammengefasst und dafür gesorgt zu haben, dass
sich die vielfältigen Akteure, zumeist gut vernetzt,
mit klaren Kompetenzabgrenzungen dem gemein-
samen Auftrag stellen.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Erfreulich ist dabei, dass dazu auch Private einen
entscheidenden Anteil leisten wie zum Beispiel bei
der BTZ oder auch bei Bremen Keyports. Offen bleibt
– kein großes Lob ohne auch ein bisschen Kritik –
allerdings bei diesen Abgrenzungen, die man vorneh-
men muss, warum die BMG auch noch als Veranstalter
auftritt. Dies, denke ich, ist ein Punkt, der einer kri-
tischen Würdigung unterzogen werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Nun wird in der Senatsmitteilung dargestellt, dass
es an einem allgemeinen Standortmarketing fehle.
Jetzt ist die Frage: Ist das eigentlich wirklich so schlimm,
und fehlt dies wirklich, oder geht es nicht vielmehr
darum, dass die Akteure unter einem gemeinsamen
Leitbild zusammengebracht werden müssen? Es be-
darf einer gewissen Selbstverpflichtung und auch der
Bereitschaft der Akteure, sich nach diesem Leitbild
auszurichten. Hier ist sicherlich noch ein gewisser
Nachholbedarf.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Sagen Sie das auch Herrn Keller?)

Nach der Lektüre der Senatsmitteilung komme ich
auch zu der Überzeugung, dass die Verzahnung noch
besser klappen könnte, und will auch zwei Bereiche
nennen: Der eine ist der Bereich der Wirtschaft, hier
insbesondere der BIG-Gruppe, weil es auch irgend-
wie nicht sein kann, und ich glaube, das ist eine feh-
lerhafte Darstellung in der Antwort des Senats, dass
die BIG nur die Aufgabe hat, die Wirtschaftsförde-
rung im Land Bremen zu bewerben, sondern bei der
BIG geht es natürlich darum, den Wirtschaftsstand-
ort Bremen zu bewerben.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Bereich ist der Bereich der Wissenschaf-
ten, wobei ich nicht sage, dass Wissenschaft nicht auch
heute schon ein Marketing betreibt, aber wir sind von
dem Ziel, ein allgemeines Marketing für den Stand-
ort herzustellen, noch ein Stück entfernt. Ich glau-
be, hier gibt es Verbesserungsbedarf. Eine gemein-
same Anstrengung, ein tragfähiges und verbinden-
des Leitbild zu erarbeiten, ist notwendig. Die Wirt-
schaftsförderungsausschüsse haben dies übrigens
auch schon beschlossen und eingefordert, dass es ein
Konzept der BMG geben soll, in dem das Standort-
marketing noch einmal neu aufgestellt werden soll.

Dieses Konzept muss als Schwerpunkte die The-
men haben, die vorhin schon von Frau Winther auf-
gezählt worden sind und auch in unserem Antrag
stehen. Es muss sich vor allem darum kümmern, dass
die Vernetzung der Akteure klappt, auch der Akteure,
die ich eben genannt habe, die heute nach meinem
Dafürhalten bisher unzureichend eingebunden sind.
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Ich will deutlich sagen, dass es bei dem eingespiel-
ten Netzwerk, das heute schon existiert, nicht um
Zentralisierung wird gehen können. Niemand wird
erklären können, dass die heute tätigen Gesellschaften
ihre Auftritte unprofessionell tätigen oder dass sie sich
nicht um ihre originären Aufgabenbereiche kümmern.
Es geht vielmehr darum, keine Strukturdebatte, son-
dern eine inhaltliche Debatte zu führen, um Marke-
ting auch besser umsetzen zu können.

In dem Zusammenhang möchte ich darauf verwei-
sen, dass ausweislich der Vorlage Marketing auch für
Landeskinder gemacht werden soll. Dies kommt ins-
gesamt in der Vorlage etwas zu kurz, weil immer nur
nach außen geschaut wird. Wir haben jedoch auch
eine Werbung nach innen. In diesem Zusammenhang
finde ich es auch gut, dass Frau Winther angespro-
chen hat, es geht natürlich auch um ein Stadtteilmar-
keting. Auch diese Initiativen müssen mit einbezo-
gen werden und gehören mit in das Gesamtkonzept.

(Beifall bei der SPD)

In dem Zusammenhang lassen Sie mich vielleicht
etwas zur Frage von Internetportalen und der Fra-
ge, wie was wo von wem eingespeist, bereitgestellt
und finanziell unterstützt wird, sagen! Dies muss al-
les, denke ich, im Rahmen des Gesamtkonzeptes
geklärt werden, und dabei spielt natürlich auch die
Finanzierung eine Rolle.

Wenn wir von Marketing reden, reden wir auch von
Geld, und wir reden im Zweifelsfall von Geld, das
wir – üppig sowieso nicht – eigentlich nicht mehr
haben. Alle am Marketing Beteiligten sagen, egal
welche Institution, mit wem auch immer man spricht,
dass die ihnen zur Verfügung stehende Geldsumme
eigentlich nicht ausreicht, um den Standort oder das
Produkt angemessen zu bewerben. Dafür, das muss
man dann auch anerkennend sagen, machen es alle
Beteiligten mit den zu wenig vorhandenen Mitteln
aber ganz ausgezeichnet.

(Beifall bei der SPD)

Es wird nicht darum gehen können, mehr Geld be-
reitzustellen, das wird nicht gehen. Entscheidend ist
der optimale Mitteleinsatz und vielleicht auch ein
grundsätzliches Umdenken bei den wenigen noch
anstehenden Projekten. Es ist schon mehrfach in den
hier geführten Debatten deutlich geworden, dass wir
bei der Entwicklung von Produkten darauf achten
müssen, und ein Produkt kann ein Softwareprodukt,
ein Bauwerk, ein touristisches Highlight, eine Ver-
anstaltung sein, dass solche auch mit einem Marke-
tingetat ausgestattet sind. Wir müssen das, was wir
erstellen, auch bewerben, denn was nützt es, wenn
wir ein wunderbares, schönes Produkt haben, es aber
keiner kennt, kauft oder auch nur nutzt!

Daher müssen wir unser Hauptaugenmerk, da wir
finanziell knapp sind, auf die Mittelverwendung le-
gen, und wenn es zu einem optimierten Auftritt kom-
men soll, werden wir dabei auch die ansonsten immer
so schwierigen Ressortgrenzen überschreiten müs-
sen. Wir müssen lernen, dass wir unter einem allge-
meinen Standortmarketing nicht auf irgendwelche
Schutzbereiche von Ressorts, von Gesellschaften schau-
en, sondern wir müssen es in der Tat als Ganzes be-
trachten. Diese Anstrengung würde sich lohnen, denn
ich glaube, es lohnt sich, für unser Land zu werben
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zunächst habe ich mich heute darauf vorbereitet, zu
der Mitteilung des Senats zu reden. Dann habe ich
aber heute morgen überraschend einen Dringlich-
keitsantrag der Fraktionen der CDU und der SPD im
Fach gefunden. Ich sage einmal, aus meiner Sicht ist
dies schon ein sehr unfreundlicher Akt gegenüber der
Opposition. Frau Winther, ich nehme Ihre Entschul-
digung aber an und hoffe, hier künftig nicht wieder
mit solchen kurzfristigen Geschichten überrascht zu
werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich werde mich jetzt im ersten Teil nicht mit Ihrem
Antrag auseinander setzen, sondern zunächst einmal
mit der Mitteilung des Senats, und komme dann zum
Schluss noch einmal auf Ihren Antrag zurück.

Mit der Genehmigung der Frau Präsidentin möchte
ich mehrere Zitate aus der Mitteilung des Senats vor-
tragen. Auf Seite acht steht: „Außerdem ist zu über-
prüfen, ob mit begrenztem Mittelaufwand und im
Sinne der langfristigen Strategie Dachmarke plus
Nutzenangebot das Marketing für den Wirtschafts-,
Technologie-, Wissenschaftsstandort zielgruppenge-
recht investiert werden kann. Eine Arbeitsgruppe der
BMG ist dazu eingesetzt.“ Danach folgt eine Fußnote:
„Siehe hierzu letzter Absatz, Seite 25!“

Auf Seite 13 steht: „Die Erreichung des Ziels von
InnoVision 2010 ist, die Marketingaktivität zu verstär-
ken.“ Dann folgt eine Fußnote: „Siehe hierzu letz-
ter Absatz, Seite 25!“ Auf Seite 17 steht: „Um die
genannten Auslandsmärkte wirkungsvoll bewerben
zu können und um sich gegenüber anderen deutschen
wie europäischen Städtereisezielen positionieren zu
können, muss das BTZ ein erweitertes Auslandsmar-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ketingbudget zur Verfügung gestellt bekommen.“
Fußnote: „Siehe hierzu letzter Absatz, Seite 25!“

Seite 25: „Für ein qualifiziertes Standortmarketing,
das Kunden insbesondere auf ausländischen Märk-
ten für Bremen interessiert, ist darüber hinaus eine
angemessene finanzielle Ausstattung notwendig.“
Fußnote: „Siehe hierzu letzter Absatz, Seite 25!“

Jetzt kommen wir einmal zu der Fußnote, Seite 25,
letzter Absatz: „Hinsichtlich aller Aspekte des Betriebs
und der Weiterentwicklung des Standortmarketings
ist grundsätzlich anzumerken, dass auch dieser Be-
reich den verstärkten Einsparanstrengungen des Lan-
des unterliegt. Insofern stehen alle genannten Maß-
nahmen und Planungen unter dem Vorbehalt der
Finanzierung.“

Herzlichen Glückwunsch! Da haben Sie also einen
Wunschkatalog aufgestellt, wunderbare Sachen, mar-
ketingmäßig super gemacht, und sagen aber: Finanz-
vorbehalt! Herr Liess hat zu Recht gesagt, dass es nicht
um mehr Geld gehen kann, sondern dass es darum
geht, mit den vorhandenen Mitteln klügeres Marke-
ting zu machen. Da haben Sie uns in der Frage kom-
plett auf Ihrer Seite.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bin kein Marketingexperte, sonst säße ich nicht
hier, sondern würde in einer Werbeagentur für Bre-
men werben. Was ich aber für Bremen tun kann als
Bürgerschaft, als Haushaltspolitiker, als jemand, der
die öffentlichen Mittel für diesen Bereich ausgibt,
genau zu schauen: Wie werden die Mittel ausgege-
ben? Werden sie klug angewendet? Vor allem muss
ich am Ende auch prüfen, ob sie eigentlich zu Ergeb-
nissen führen. Ich will an dieser Stelle nicht sagen,
dass alles schlecht ist, was da gemacht wird. Ich will
nur sagen, dass ziemlich viel durcheinander gemacht
wird, dass sich viele Bereiche überschneiden.

Jetzt komme ich noch einmal zu dem Bereich der
BIG! Hochinteressant ist, dass die BIG selbst davon
spricht, 750 000 Euro pro Jahr für Marketing auszu-
geben. Das ist ja eine tolle Sache! Dann sieht man
aber, wenn man sich die Controlling-Berichte der BIG
anschaut, dass für das Marketing 15 Broschüren, vier
Internetprojekte, 17 Anzeigen, drei Geschäftsausstat-
tungen, acht Präsentationsinstrumente, zehn Kom-
munikationsinstrumente Messen, fünf Einzelprojekte
im Rahmen der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, acht
Printprodukte, sieben strategische PR-Projekte, acht
PR-Projekte Messen, fünf Anzeigen, fünf Einzelpro-
jekte gemacht werden.

Die BIG macht es sich einfach, sie sagt, das eine
ist Marketing, und das andere sind Vertriebskosten.
Dass dies aber dasselbe ist, fällt einem sehr schnell
auf, wenn man sich damit ein bisschen beschäftigt.
Warum also legt die BIG nicht ihre gesamten Mar-
keting- und Vertriebskosten – ich nenne beide jetzt
einmal zusammen, damit es da nicht wieder zur Ver-

wirrung kommt – als Marketing-, nämlich Werbekos-
ten auf den Tisch?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
P f l u g r a d t  [CDU]: Wer von den Grünen
sitzt denn im Aufsichtsrat? – Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis 90/Die Grünen]: Jetzt kommt

die Klamotte mit dem Aufsichtsrat!)

Der Aufsichtsrat? Das hat damit gar nicht viel zu
tun, Herr Pflugradt! Hier geht es darum, dass öffent-
liche Mittel ausgegeben werden, dass die BIG öffent-
liche Mittel auch für solche Dinge ausgibt und der
Aufsichtsrat nicht das Kontrollorgan ist, welches sich
mit den Haushaltsmitteln auseinander zu setzen hat,
sondern das muss hier im Hause passieren und sonst
nirgendwo.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen in der Frage des Marketings für Bre-
men, um das auch noch einmal zu sagen, nicht das
Versteckte an allen Ecken und Enden – –.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Wer sitzt denn
im Aufsichtsrat? – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Er fragt immer
dasselbe: Wer sitzt denn im Aufsichtsrat!)

Herr Pflugradt, jetzt hören Sie doch einmal auf, immer
dazwischenzureden, ich möchte in Ruhe zu Ende
reden! Sie können sich gern melden. Immer wenn
Ihnen irgendetwas nicht passt, müssen Sie dazwi-
schenreden. Das muss nicht wirklich sein! Lassen Sie
mich in Ruhe zu Ende reden! Dass Sie sich darüber
ärgern, kann ich nachvollziehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
F o c k e  [CDU]: Der Ärger lohnt sich nicht!)

Es ist aber die Aufgabe der Opposition, sich mit die-
sen Fragen auseinander zu setzen. Wir wollen jeden-
falls, um das auch noch einmal deutlich zu machen,
dass eben nicht nur neue Projekte und Events ver-
marktet werden, sondern auch unsere alten, traditi-
onellen Theater, Museen gut für Bremen beworben
werden.

Jetzt komme ich zu Ihrem Dringlichkeitsantrag: Im
Grunde genommen ist das ja ein interessanter Vor-
gang, denn Sie schreiben und sagen, dass Sie einen
besseren Marketingeinsatz haben wollen. Im Grun-
de genommen impliziert Ihr Antrag, dass das, was
bisher gemacht worden ist, nicht das Optimum ist,
und Sie fordern mit Ihrem Antrag eine Optimierung
der Marketingmaßnahmen. In diesem Sinne stimmen
wir dem Antrag zu, auch wir wollen eine Optimie-
rung der Marketing- und der Vertriebsmittel. Das heißt
für uns ganz deutlich, dass man sehr genau schauen
muss, wie viel Geld an welcher Stelle ausgegeben
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wird. Ich nenne nur einmal ein Beispiel: Robo-Cup
wird mit 800 000 Euro beworben. Ich glaube, das ist
in Ordnung, man muss nur wissen, um welche Sum-
men es sich in welchem Bereich dreht. Ich will gern,
dass wir unsere Mittel für Bremen klüger einsetzen.

Um das mit Max Liess zu sagen, auch ich finde, das
Bundesland Bremen ist ein wunderschönes Bundes-
land, wo man ganz viele Punkte hat, die man bewer-
ben kann, aber man muss schauen, dass man das mit
einem Etat macht, der dem Haushalt angemessen ist.
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort erhält Herr
Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es war ja eben schon
sehr interessant zu hören, dass es bei genereller Über-
einstimmung der Zielsetzung – scheinbarer Überein-
stimmung – dann doch in Einzelfragen sehr ausein-
ander geht, wobei ich jetzt nicht in die Definition und
Interpretation von Marketing und Vertrieb gehe. Es
gibt Unterschiede zwischen Marketingaktivitäten und
Vertriebsaktivitäten, das ist mitnichten das Gleiche.
Ich glaube aber, das würde den Fokus der Diskussi-
on, die wir hier eigentlich heute führen müssen und
die ja auch insbesondere von Frau Winther und Herrn
Liess geführt worden ist, in eine völlig verkehrte Rich-
tung schieben.

Wir müssen uns Gedanken machen, wie wir das
Image, die Stimmung außerhalb Bremens und Bre-
merhavens für diese Region verbessern und die Pro-
dukte, die wir hier in den vergangenen Jahren auf
den Weg gebracht haben – sehr erfolgreiche Produkte,
einige Beispiele sind hier genannt worden –, noch
besser bekannt machen, damit sie in einem noch viel
größeren Umfang genutzt werden. Wir gehen, dies
ist ja in der Antwort des Senats sehr deutlich gewor-
den, selbstkritisch mit dieser Thematik um. Es ist keine
Antwort unter der Überschrift alles ist rosarot, und
im Himmel ist Jahrmarkt, sondern es sind Aktivitä-
ten in der Vergangenheit sehr erfolgreich gelaufen.
Es sind aber auch Ansätze und Hinweise in der Ant-
wort des Senats enthalten, mit denen wir sagen, wir
müssen an der einen oder anderen Stelle besser
werden, um gerade vor dem Hintergrund der verrin-
gerten Mittel das Optimum aus den eingesetzten Gel-
dern herauszuholen.

Sehr deutlich geworden ist, das möchte ich an dieser
Stelle hervorheben: Es ist damit nicht verbunden, dass
wir sagen, die Tätigkeiten und Arbeiten der einzel-
nen Einrichtungen seien schlecht gewesen, sondern
im Gegenteil! Die einzelnen Einrichtungen machen
eine gute bis sehr gute Arbeit. Die BTZ ist als ein Punkt
genannt worden, aber auch die Aktivitäten in der BIG
sind gute Beispiele, wie im Sinne ihrer originären

Aufgabe entsprechend auch erfolgreich gearbeitet
wird. Man muss eben nur die Frage stellen, welche
Aufgaben die Einrichtungen haben und welche nicht.
Man kann die Einrichtungen nicht für irgendetwas
verantwortlich machen, das nicht ihre originäre Auf-
gabe ist.

(Zuruf der Abg. Frau Busch [SPD])

Deswegen geht es in der Optimierung, Frau Busch,
in den weiteren Zielsetzungen für die kommenden
Jahre darum, wie wir inhaltlich das Marketing neu
auf die Beine stellen. Es ist ja gesagt worden, dass
durch die Koordinierung der BMG das Logo und auch
der systematische Aufbau des Marketings vereinheit-
licht worden sind. Das ist sehr gut gelaufen und hat
auch zwischenzeitlich den Wiedererkennungswert der
Marketingaktivitäten, das ist ja auch immer eine ganz
wichtige Komponente in den Marketingaktivitäten,
maßgeblich erhöht. Das, meine Damen und Herren,
ist aber, lassen Sie mich das, ich meine das nicht ab-
wertend, sondern eher beschreibend, salopp formu-
lieren, das Handwerkszeug.

Wir müssen uns die Frage stellen, meine Damen
und Herren: Welche Leitthemen wollen wir eigent-
lich über die Region und unsere beiden Städte her-
überbringen? Ist Bremen eine Stadt der Wissenschaft?
Ist Bremen eine Stadt der Logistik? Ist Bremen eine
Stadt des Tourismus? Jedem Fachpolitiker würde für
sein Thema gesondert natürlich auch noch ein ent-
scheidender Punkt einfallen, der ganz besonders
hervorgehoben werden muss.

(Zuruf der Abg. Frau L i n n e r t  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Meinetwegen auch Stadt der guten Opposition, wir
können uns viele Dinge einfallen lassen!

(Heiterkeit)

Frau Linnert, es muss aber immer authentisch blei-
ben, das ist das Problem. Marketingaktivitäten, die
nicht authentisch sind, verfangen nicht an der Stelle!

Wir müssen uns Gedanken machen, mit welchen
inhaltlichen Leitthemen wir agieren wollen. Wenn
man sich mit Marketingexperten in Unternehmen un-
terhält, sagen sie – ich gebe zu, selbst auch kein Mar-
ketingexperte zu sein –, sie brauchen ein bis zwei,
maximal drei Leitthemen, die Themen, die Dinge, die
sie herüberbringen wollen. Diese sollen die Vertriebs-
und Marketingaktivitäten der einzelnen Produkte nicht
ersetzen, sondern sie sollen sie letztendlich unter diese
Leitthemen setzen.

Ein Beispiel dazu ist mir bei meinem Messebesuch
auf der Hannover Messe eingefallen. Da waren 50
bis 60 Aussteller aus Bremen. Ich war ganz überrascht,
wenn man so durch die Gänge gegangen ist, dort ist
doch eine hohe Vielfalt von Innovationen, von hoch
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qualifizierten Produkten von bremischen Unterneh-
men präsentiert worden. Das waren alles keine rie-
sigen Stände, zum Teil Gemeinschaftsstände, aber
was wäre denn zum Beispiel gewesen, das habe ich
neulich in einer internen Runde als Frage gestellt,
wenn wir es bei diesen 50 bis 60 Ausstellern geschafft
hätten, die da aus Bremen und der Region bei der
Hannover Messe waren, sie dazu zu bringen zu sa-
gen, jawohl, wir sind hier ein Unternehmen aus Bre-
men, und dann kommt ein einheitlicher Auftritt „Bre-
men – City of Innovation“? Dieses 50 bis 60 Mal bei
solchen Leitmessen auf solchen Ständen unterzubrin-
gen, was hätte das für eine Wirkung! Sich über sol-
che Ansätze von Leitthemen Gedanken zu machen,
das ist der Punkt, an dem wir letztendlich weiter besser
werden können. Das ist unsere Aufgabe.

Ich will jetzt auch nicht über einzelne Aktivitäten
der einzelnen Gesellschaften und Ressorts oder In-
stitutionen sprechen, das bringt uns nicht weiter. Da
gibt es zum Teil auch Meinungen und Stimmungen,
bei den einen Maßnahmen sagen die einen so und
die anderen anders, das bringt uns letztendlich nicht
weiter, weil es zum Teil nicht nur ein wenig Ge-
schmackssache ist, sondern sich natürlich vielleicht
auch eine Strategie, ein Leitfaden in den einzelnen
Gesellschaften und Einrichtungen dahinter verbirgt.
Ich glaube, das Essential muss sein, Leitthemen zu
definieren, wie wir uns als Stadt nach außen verkaufen
wollen, was authentisch ist und was hier auch als
Alleinstellungsmerkmal für die beiden Städte in Frage
kommt. Meiner Auffassung nach gehören die The-
men Innovationen, Logistik dazu und auch der Tou-
rismusanteil, weil er sich in der Zwischenzeit zu ei-
nem wichtigen wirtschaftlichen Faktor für beide Städte
im Rahmen des Strukturwandels entwickelt hat.

So verstehe ich, meine Damen und Herren, auch
den Antrag der Koalitionsfraktionen. Wir nehmen
diesen gern auf, wir sind auch schon dabei, ressort-
übergreifend in diese Richtung zu arbeiten. Für mich
spielt es keine Rolle, ob die Einrichtung a, b oder c
nun bei dem Senator a, b oder c angesiedelt ist, son-
dern für mich geht es darum, die Zielsetzung zu er-
reichen, das, was allgemein als richtig erkannt wird,
auch letztendlich umzusetzen. Wie gesagt, es soll nicht
die Produktvermarktung der einzelnen Gesellschaften
ersetzen, sondern es soll letztendlich insgesamt in-
haltlich unter eine Gesamtüberschrift gesetzt werden.
Ich glaube, wenn wir das in den kommenden Mo-
naten erreichen, dann sind wir wieder etwas besser
geworden.

Wie gesagt, wenn man sich in Hamburg umhört,
ich bin da letztens auch überrascht worden, das ist
schon ein paar Monate her, als ich einen Antrittsbe-
such beim Kollegen Uldall hatte, der sagte, Mensch,
ihr habt so ein tolles Marketing, hier wird nur nei-
disch immer auf eure Aktivitäten geschaut! Wir müs-
sen also auch nicht das Licht unter den Scheffel stellen,
aber dennoch ist das kein Grund, sich zurückzuleh-
nen, sondern angesichts der knapper werdenden Mit-

tel zu konzentrieren, zu optimieren, höhere Effekte
zu erzielen und dies natürlich auch in einem engen
Kontext mit den jeweiligen Gesellschaften und Ein-
richtungen zu organisieren. In dem Sinne bedanke
ich mich für die Diskussion, für den Auftrag, den wir
gern annehmen, und ich hoffe, dass wir auch zu ent-
sprechenden Ergebnissen in nicht allzu langer Zeit
kommen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und der
SPD mit der Drucksachen-Nr. 16/1005 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von der
Mitteilung des Senats auf die Große Anfrage der
Fraktionen der CDU und der SPD Kenntnis.

InnoVision 2010: Technologiestandort im
Lande Bremen stärken

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 19. Januar 2006
(Drucksache 16/890)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 25. April 2006

(Drucksache 16/989)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Kas-
tendiek.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 16/989, auf die Große Anfrage in der Bürger-
schaft mündlich zu wiederholen.

Herr Senator Kastendiek, ich gehe davon aus, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der CDU und der SPD nicht mündlich wieder-
holen möchten.

Dann treten wir in eine Aussprache ein.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Winther.
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Abg. Frau Winther (CDU): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Sie alle wis-
sen, dass innovative Unternehmen der Schlüssel zu
einer florierenden Wirtschaft und vor allen Dingen
Garant für neue Arbeitsplätze sind. Wir wollten da-
her als große Koalition der Frage nachgehen, wel-
che konkreten Schritte für unsere großen Leitbran-
chen auf den Weg gebracht werden, aber auch,
welche Möglichkeiten für den Mittelstand und im
Technologietransfer einerseits vorhanden, anderer-
seits notwendig sind, um alle Innovationspotentiale
in Bremen und Bremerhaven auszuschöpfen.

Die gute Nachricht voran: Wir haben in den ver-
gangenen Jahren viel getan, um Bremen zu einem
hoch spannenden Innovations- und Technologiestand-
ort zu machen. In den Jahren 2002 bis 2004 haben
wir laut Antwort des Senats rund 250 Millionen Euro
in Zukunftsprojekte investiert. Dabei sind viele gute
und auch überregional renommierte Ideen entstan-
den. Wir haben unsere Leitbranchen stabilisieren kön-
nen. Bremen hat aber auch eine Reihe von Auszeich-
nungen damit erreichen können. Die Auszeichnung
als Stadt der Wissenschaft und den Erfolg bei der
Exzellenzinitiative kennen Sie, ein weiteres neues
Highlight in Bremen ist ein deutsches Kraftzentrum,
und zwar in drei Bereichen, nämlich im Automobil-
bau, in der Luft- und Raumfahrt und in der Logistik.
Dies ist die Einschätzung von Prognos und dem „Han-
delsblatt“ im „Zukunftsatlas Deutschland 2006“.

Diesen Erfolg haben wir erreicht, weil wir zum Bei-
spiel in der Leitbranche Luft- und Raumfahrt ein Clus-
ter geschaffen haben, in dem Unternehmen, Wissen-
schaft und Politik ihre Kräfte zum Nutzen des Standorts
gebündelt haben. Aber auch eine kleinere Organi-
sation hat Furore gemacht, die innoWi, also unsere
Gesellschaft für Innovation und Patentverwertung.
Sie ist bei einer Bewertung von Kienbaum von Rang
14 in Deutschland auf Rang drei vorgerückt. Diese
Beispiele mögen Ihnen zeigen, dass es sich gelohnt
hat, unsere Innovationspolitik offensiv anzugehen,
abgesehen von den vielen Arbeitsplätzen, die hier
entstanden sind.

Sie alle wissen, die Philosophie, Innovationsclus-
ter an der Leistungsfähigkeit der Bremer Wirtschaft
zu orientieren, ist die Grundlage unserer Innovati-
onspolitik. In einigen Leitbranchen wurden wichti-
ge, grundlegende Meilensteine gelegt, und in anderen
haben wir ein konkretes Ziel definiert. Es bleibt aber
eine ganze Reihe Fragen zum Mittelstand, zum Trans-
fer und auch zur Entwicklung der anderen Schwer-
punkte, als da sind die Logistik, die IT-Branche, die
Umwelt- und Gesundheits- und die maritime Wirt-
schaft. Was können wir tun, damit auch sie zu einem
Kraftzentrum werden?

Lassen Sie mich eingangs kurz etwas zur InnoVi-
sion 2010 sagen, Sie haben das Programm ja weit-
gehend begleitet! Das Programm stammt aus dem Jahr
2002, es wurde mehrfach neu gefasst und überarbeitet,
letztmalig im November 2005. Damals sind die neues-

ten Entwicklungsstrategien der Deputation vom Tech-
nologiebeauftragten vorgelegt worden. Das heißt, es
sind fünf Leitthemen definiert worden, orientiert an
den regionalen Anwendungsschwerpunkten, und
diese Leitthemen sind: mobile solution, E-Logistic,
innovative Materialien, ökologische Intelligenz und
der Zukunftsmarkt Gesundheit. Dies nur, damit alle,
die uns zuhören, wissen, wovon wir hier eigentlich
reden!

Diese Schwerpunkte sind das Ergebnis langer Re-
cherchen, und in unseren Augen sind sie gut geeig-
net, um in die Top Ten der Technologiestandorte in
Deutschland zu gelangen. Allerdings ist das Haupt-
problem, es reicht nicht, dass wir Entwicklungsstra-
tegien entwerfen, dass wir ausgefeilte Analysen haben
und auch Vorschläge, sondern wir müssen heute das
Augenmerk darauf legen, wie wir diese Erkenntnisse
dann auch zielorientiert umsetzen können.

Der Wirtschaftssenator hat bereits eine Konkreti-
sierung der Innovationspolitik in Arbeit. Der Beschluss
der Vorlage ist bisher daran gescheitert, dass es keine
Regelung für den Haushalt und für das AIP gab.
Inzwischen haben sich die Bürgermeister darauf
geeinigt, dass für die Jahre 2006/2007 für den Be-
reich Innovation 9,75 Millionen Euro zur Verfügung
stehen. Ich bin der Meinung, dass wir in den nächs-
ten Sitzungen des Wirtschaftsförderungsausschusses
nun auch beschließen müssen, wie diese 9,75 Milli-
onen Euro zugeordnet werden. Wir müssen es tun,
damit wir der Wirtschaft mit einer schnellen Entschei-
dung signalisieren, dass wir weiter am Ball bleiben
und unser Ziel nach wie vor ernsthaft im Auge ha-
ben.

Die zweite Frage ist: Mit welchen Rahmenbedin-
gungen gelingt es uns, unseren Mittelstand zu mehr
Innovationen zu bewegen? Dazu haben wir uns im
Übrigen auch im Mittelstandsförderungsgesetz ver-
pflichtet. Es gibt zwei Schienen, die eine ist die Zu-
sammenarbeit mit den großen Unternehmen. Der
Senat sagt zu Recht: Viele kleine Zulieferbetriebe
hängen von den großen Leitbranchen wie der Luft-
und Raumfahrt ab, profitieren von ihnen. Es nützt auch
den Kleinen, wenn wir projektbezogen die großen
Branchen unterstützen. Wir müssen aber aus großen
Branchen, großen Unternehmen und kleinen Unter-
nehmen ein Netzwerk machen, die Kleinen müssen
in ein Cluster eingebunden werden, an dem natür-
lich auch die Wissenschaft beteiligt ist. Ein solches
Cluster eignet sich für die IT-Technik, für IT, für Raum-
fahrt, für Robotik und natürlich auch für Kooperati-
onsverbünde bei der Meerestechnik.

In anderen Branchen haben wir ein bisschen grö-
ßere Schwierigkeiten, ganz einfach weil die Land-
schaft des Mittelstands breiter gestreut ist. Hier wird
es darauf ankommen, dass wir Kommunikationsplatt-
formen organisieren, die den kleinen Betrieben In-
formationen über neueste technologische Entwick-
lungen und ihren Nutzen liefern. Es gibt ein entspre-
chendes Serviceunternehmen im GVZ. Ich glaube,
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dass diese Organisation eine sehr gute Arbeit macht,
und ein Beispiel wäre, wie man auch bezogen auf an-
dere Bereiche einen Service anbieten kann.

Die Situation in Bremerhaven sieht ähnlich aus. Wir
haben für die kleinen und mittelständischen Betrie-
be in der maritimen Wirtschaft, in der Lebensmittel-
industrie und in der Energiebranche eine ganze Reihe
von Ansatzpunkten, um einen guten Transfer zu or-
ganisieren. Wir haben das AWI, das wissen Sie, wir
haben die Hochschule mit einem neuen Transferan-
satz, wir haben das ttz, das sich nun schon seit Jah-
ren mit gutem Erfolg bemüht, kleine, mittlere Unter-
nehmen auch mit europäischen Programmen auf ei-
nen guten Weg zu bringen, wenn es darum geht, neue
Produkte auf den Markt zu bringen.

Die Windenergie, denke ich, ist bereits gut aufge-
stellt. Für die blaue Biotechnologie haben wir gera-
de in der letzten Woche die Erweiterung des Zentrums
Bio-Nord beschlossen. Ich glaube also, dass wir hier
Strukturen vorweisen können, die gerade auch den
mittelständischen Unternehmen helfen werden, sich
an neue Entwicklungen anzuklinken.

Ich glaube aber, dass letztendlich die Innovations-
kraft der kleinen wie der großen Betriebe davon ab-
hängt, ob es uns gelingt, schlagkräftige und überzeu-
gende Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft und Wis-
senschaft in allen Bereichen herzustellen, und zwar
bei den großen Unternehmen wie bei den kleinen.
Deswegen, denke ich, ist das zweite Hauptthema das
Thema Technologietransfer. Ich betrachte es als Schlüs-
selthema, denn wenn es uns da nicht gelingt, die
Kommunikationsstränge wirklich gut zu organisie-
ren, dann werden wir nicht mit Innovationen weiter-
kommen.

Das, was wir an Transferstrukturen in Bremen und
Bremerhaven haben, ist vielschichtig und damit nicht
immer unbedingt übersichtlich. Die Hochschulen küm-
mern sich um dieses Thema, und in eigenen Berei-
chen haben wir selbständige Kompetenzteams, so zum
Beispiel in der IT-Technik, die mobile solution group
oder das eigene Netzwerk in der Windenergie. In an-
deren Bereichen befinden sich Netzwerke bei der BIA
im Aufbau.

Ich glaube, dass wir grundsätzlich zwei Schienen
verfolgen müssen, um das Wissen an unseren Hoch-
schulen in Produkte umzusetzen. Wir müssen einmal
für die großen Leitthemen Transfercenter etablieren,
die gerade auch die Kleinen mit einbeziehen, und sie
untereinander ihre Chancen, ihre Visionen und ihre
Erfahrungen austauschen lassen. Wir werden aber,
zweitens, auch nicht umhinkommen, mit vielen klei-
nen Informationskreisen für Innovationen im Mittel-
stand zu sorgen, denn ich glaube, dass nicht jede Idee
aus der Wissenschaft oder auch aus der Wirtschaft
über große Transfercenter auf den Markt zu bringen
sein wird, sondern es werden immer die kleinen Grup-
pen sein, die Mut machen, Produkte anzugehen, Pro-
dukte, die sich in kleinen Kreisen entwickeln. Hier

kommt gerade auf die BIA eine große Aufgabe zu.
Sie muss sich auf viele einzelne Gespräche in vielen
Technologiebereichen einlassen, und sie muss dar-
auf auch die entsprechenden Förderprogramme zu-
schneiden.

Bei den Förderprogrammen ist natürlich auch ent-
scheidend, dass es nicht nur die Unterstützung beim
Know-how und bei der Technologieentwicklung gibt,
sondern dass wir auch zu schlagkräftigen Struktu-
ren kommen, wenn es darum geht, Wagniskapital zur
Verfügung zu stellen. Dies muss schnell und unkom-
pliziert möglich sein. Das ist ein Tehma, das wir uns
in Zukunft noch einmal vornehmen sollten, und ich
denke, dass wir hier noch ein Stück Arbeit vor uns
haben.

(Glocke)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Frau Abgeordnete, Ihre
Redezeit ist zu Ende!

Abg. Frau Winther (CDU): Definitiv?

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Definitiv!

Abg. Frau Winther (CDU): Ich dachte, ich könnte
hier noch einen abschließenden Satz sagen, dass wir
natürlich eine spannende Innovationsszene in Bre-
men haben. Lassen Sie mich dann einen letzten Satz
sagen! Ein Slogan einer bekannten Handelskette sagt:
Marktführer wird man nur durch Handeln. Ich glaube,
das ist das, was aktuell am wichtigsten ist und was
wir tun müssen. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Liess.

Abg. Liess (SPD)*): Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten  Damen  und  Herren!  Mit  dem  Programm
„InnoVision 2010“ hat sich das Land Bremen ein ehr-
geiziges Ziel gesetzt. Das Land Bremen soll unter die
zehn ersten Technologieregionen Deutschlands ge-
langen. Dafür haben wir mit der Universität Bremen
die besten Voraussetzungen, denn die Universität
gehört schon heute zu den führenden zehn deutschen
Forschungsuniversitäten. Mit den anderen Hochschu-
len und der IUB bietet die Wissenschaftslandschaft
schon die besten Voraussetzungen, ein solches Ziel
auch erreichen zu können.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Ich persönlich vermeide in diesem Zusammenhang
gern den Begriff der Vision, weil dieser Begriff in seiner
Vieldeutigkeit von Vorstellungen zu einer unbestimm-
ten Zukunft über religiöse Erscheinungen oder op-
tische Wahrnehmungen, die auch Halluzinationen sein
können, bis zu der Begrifflichkeit reicht, von einer
Sache überzeugt zu sein und sich in ihr zu engagie-
ren. Mir ist es lieber, wir reden konkret von einem
politischen Kernziel des Landes, nämlich die Inno-
vations- und damit auch die Wirtschaftskraft des Lan-
des zu stärken. An diesem Ziel gilt es sich abzuar-
beiten, zu entdecken, welches die wichtigen und er-
folgsträchtigen Aufgabenbereiche sind und mit wel-
chen Mitteln wir das Ziel erreichen können.

Nun führt unsere Haushaltslage zwangsläufig dazu,
genau zu prüfen, wo, wie und in welchem Umfang
wir die knappen und bezogen auf das Programm
InnoVision, wenn man die Geschichte insgesamt
kennt, drastisch knapper gewordenen Mittel einset-
zen. Deshalb gilt es zu untersuchen, was besser als
bisher – und dann muss man es offen sagen –, was
eventuell auch gar nicht mehr gemacht werden kann.
Klar ist aber, ohne erfolgreiche Wissenschaftspolitik,
die Verknüpfung von Wissenschaft und Wirtschaft
durch die Erstellung vermarktungsfähiger Produk-
te und die Gewinnung von Interessenten für wissen-
schaftliche Erkenntnisse werden wir das Ziel nicht
erreichen können. Da stehen wir aber in Bremen vor
zwei Problemen. Die Wirtschaftsstruktur oder besser
der Unternehmensbesatz des Landes ist nicht so aus-
gerichtet, dass wir hier nun gerade einen Schwerpunkt
an unternehmerischer Forschung und Entwicklung
haben. Das macht ein großes Problem aus. Große For-
schungsabteilungen haben wir in Bremen nicht.

Leider korrespondiert damit auch das andere Pro-
blem, nämlich das Problem des Transfers. Der Transfer
wissenschaftlicher Erkenntnisse in die heimische
Wirtschaft gelingt nach unserer Einschätzung immer
noch unzureichend. Wir haben Erfolge, sie sind aber
immer noch unzureichend. Es gibt Bemühungen,
Bemühungen der Hochschulen selbst, es gibt inno-
Wi, wie bereits genannt, es gibt die Bemühungen der
BIA, wir liegen aber im Bundesvergleich nach wie
vor zurück. In diesem Bereich wird von daher auch
ein weiterer Schwerpunkt der Förderung liegen müs-
sen, denn nur wenn wir den Transfer verbessern,
werden wir auch unser politisches Kernziel erreichen
können.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das Land Bremen hat in der Vergangenheit dar-
auf gesetzt, Nischen zu entdecken mit dem Ziel, in
diesen Nischen als Land dann Hilfestellungen oder
Anreize zur wissenschaftlichen und wirtschaftlichen
Entwicklung zu geben. Wir müssen uns aber, denke
ich, heute auch angesichts der Entwicklungen in der
Europäischen Union fragen, ob dies noch der richti-
ge Weg ist. Die Europäische Union setzt mit ihren Pro-

grammtiteln deutlich auf die Stärkung der schon vor-
handenen Stärken. Erst die Verknüpfung mit einem
schon starken Bereich und die vorsichtige Erweite-
rung aus diesem Bereich heraus sollen nach der EU
in Zukunft den Schwerpunkt der Förderung bilden.
Wir kommen in dieser Woche, vielleicht schon mor-
gen, noch auf den Themenbereich Luft- und Raum-
fahrt zu sprechen, bei dem sich gezeigt hat, dass dies
auch für Bremen ein erfolgreicher Weg gewesen ist,
dass das Prinzip durchaus richtig sein kann.

Für uns Sozialdemokraten bedeutet das im Gegen-
zug aber nicht, dass wir auf Themen verzichten, die
bisher unter den Bereich der Nischen gefallen sind
oder früher einmal als Nischen galten. Das galt ur-
sprünglich einmal für die Windenergie, die als Ni-
schenbereich angesehen wurde, diese werden wir
auch weiterhin fördern müssen, gerade auch ange-
sichts des enormen Entwicklungspotentials, das sich
in diesem Bereich in Bremerhaven auftut. Ich glau-
be, hier liegen große Chancen.

(Beifall bei der SPD)

Der zweite Bereich, bei dem wir das ehrgeizige Ziel
hatten, aus einer Nische heraus ein Alleinstellungs-
merkmal erreichen zu können, bei dem, denke ich,
wir das Ziel mit Sicherheit nicht erreichen werden,
ist der Bereich der Gesundheitswirtschaft, bei dem
wir uns trotzdem engagieren müssen. Ich glaube, dass
wir hier in Bremen in einigen Feldern so gut aufge-
stellt sind, dass wir uns insgesamt behaupten kön-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Das Land Bremen hat ausweislich der Beantwor-
tung der ersten Frage in der Großen Anfrage 253
Millionen Euro, wenn man das alles summiert, in den
Bereich der Innovation gesteckt. Welche Effekte sich
daraus konkret ergeben, wird allerdings nicht gesagt,
es war auch nicht gefragt. Schaut man sich aber die
Projekte an, die beispielsweise die BIA gefördert hat,
so wird man sich die Frage gefallen lassen müssen,
und lassen Sie es mich dann auch ganz offen sagen,
ob denn alles, was wir so gefördert haben, auch wirk-
lich förderungsfähig war, und zwar förderungsfähig
war im Sinne der Stärkung der Innovation, der Stär-
kung der Wirtschaftskraft oder der Schaffung von Ar-
beitsplätzen. Dort sind wirklich Zweifel angebracht.

Insofern ist es gut und richtig, dass sich auf Vor-
schlag des Landestechnologiebeauftragten fünf Leit-
themen herausgeschält haben, von denen angenom-
men werden kann, dass sie den eben genannten
Zielen tatsächlich entsprechen: Stärkung der Inno-
vation, Stärkung der Wirtschaftskraft, Schaffung von
mehr Arbeitsplätzen. Allerdings glaube ich, dass es
hier noch einer weiteren inhaltlichen Klärung bedarf.
Das ist für die Vorlage in der Wirtschaftsdeputation
auch angekündigt, wo wir dann auch die ersten Ent-
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scheidungen oder Vorentscheidungen über die Finan-
zen treffen wollen. Ich glaube, dass hier noch eine
inhaltliche Klärung notwendig ist, denn schaut man
sich die Beantwortung der Großen Anfrage an, so fällt
auf, man hat fünf Leitthemen, sieben Innovationsfelder
und sechs operative Cluster. Das Ganze ist aber nicht
so ganz deckungsgleich. Da, denke ich, ist noch et-
was zu tun.

Hinsichtlich der operativen Aufstellung für diesen
Innovationsbereich hat das Land die BIA geschaffen,
jetzt schaffen wir sie aus anderen Gründen wieder
ab, aber die Aufgabe bleibt insgesamt bestehen. Die
BIA hat die Aufgabe übernommen, die Förderpro-
gramme des Innovationsbereichs zu betreuen, und
zum Teil Netzwerke initiiert beziehungsweise voran-
getrieben. Im letzteren Teil lag ein Schwerpunkt in
der Zusammenführung der wirtschaftlichen und wis-
senschaftlichen Akteure, etwas, das wir auch als Kern-
aufgabe begreifen.

Schwierig bleibt es allerdings, in diesem Bereich
den Erfolg zu messen. Mir ist eigentlich daran gele-
gen, dass wir bei diesen Netzwerken genau prüfen,
ob sie denn tatsächlich ergebnisorientiert arbeiten und
von daher auch weiter unterstützenswert sind. Ich
glaube, dies muss ein Kriterium werden. Wir können
nicht alles blind fördern.

(Beifall bei der SPD)

Hinsichtlich der Förderprogramme werden wir noch
zu prüfen haben, welche Schwerpunktsetzung es bei
dem begrenzten Finanzrahmen insgesamt geben wird.
Klar ist auch, dass es weiterhin Projektmittel und auch
einzelbetriebliche Förderung geben muss. Es wird Sie
nicht überraschen, wenn ich hier noch einmal betont
sage, es muss nicht immer alles in Zuschussform ge-
schehen.

(Beifall bei der SPD)

Klar ist für mich, dass das Programm InnoVision
insgesamt als Programm in der Verantwortung des
Senats steht. Insofern ist es auch klar, dass wir nach
wie vor eine abgestimmte Strategie zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft brauchen, so dass auch hier
eine Förderung des Wissenschaftsbereichs notwen-
dig bleibt.

Lassen Sie mich zum Abschluss noch etwas zum
Thema des Landestechnologiebeauftragten sagen!
Der Landestechnologiebeauftragte hat in enger Zu-
sammenarbeit mit den beteiligten Ressorts, den Hoch-
schulen, Unternehmen und den Gesellschaften Vor-
schläge für eine erfolgsträchtige Innovationspolitik
des Landes gemacht. Ich möchte mich hier ausdrück-
lich dafür bedanken, dass er diese Arbeit geleistet
hat. Diese Art der Politikberatung werden wir in Zu-
kunft auch brauchen.

(Beifall bei der SPD)

Inwieweit wir eine Leitstelle Innovation benötigen,
was indirekt bei den Fragen, die wir gestellt haben,
mit dahinter gestanden hat, beantwortet der Senat
indirekt mit dem Hinweis: Die Zusammenarbeit ist
so gut, dass wir sie insgesamt nicht brauchen. Da war-
ten wir die Zukunft noch einmal ab und bewerten das
dann vielleicht noch einmal.

Meine Damen und Herren, die Große Anfrage sollte
noch einmal das Bewusstsein für die Notwendigkeit
der Innovationspolitik im Lande Bremen schärfen. Das,
finde ich, ist ihr zum Teil gelungen. Jetzt wird es aber
darauf ankommen, die Ziele auch in feste, finanziell
abgesicherte Formen zu gießen, und in diesem Zu-
sammenhang werden wir dann weiter diskutieren.
Für heute danke ich für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der
Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! InnoVision, so-
zusagen Technologie, Fortschritt kann man sich leicht
auf die Fahnen schreiben, ist auch immer richtig, ge-
rade in einer Region wie Bremen und Bremerhaven,
wo der Strukturwandel gerade dazu beitragen muss,
in neuen Arbeitsbereichen Arbeitsplätze zu schaffen.
Die Frage ist aber, die man sich hier stellen muss: Mit
welchen Mitteln wird wie schwerpunktmäßig geför-
dert? Genau an der Stelle sage ich, dass wir unserer
und meiner Meinung nach unsere Strategie einbet-
ten müssen in das, was Europa tut, was sich unter der
Begrifflichkeit Lissabon-Strategie zusammenfassen
lässt.

Die Europäische Union will zum wettbewerbsfä-
higsten, dynamischsten, wissensbasiertesten Wirt-
schaftsraum der Welt werden, zu einem Wirtschafts-
raum, der fähig ist, ein nachhaltiges Wirtschaftswachs-
tum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und ei-
nem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen.
Das sollte man, wenn man über Innovation redet oder
über InnoVision, wie das Programm heißt, ganz vorn
anstellen als Leitthema für genau diese Fragestellung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Kollege Liess hat auch etwas anderes gesagt,
ich glaube, Sie sind sich da nicht so ganz einig, weil
es sich deutlich anders angehört hat als das, was Frau
Winther gesagt hat. Er hat darauf hingewiesen, dass
die Mittel knapper werden. Es geht also nicht mehr
danach, Wunschkataloge zu erstellen und zu sagen,
alles was sich gut anhört, könnten wir ja vielleicht
einmal machen, sondern dass es darauf ankommt,
Schwerpunkte zu setzen, die auch finanzierbar sind.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Finanzierbare Schwerpunkte, so kann man es auch
nennen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das wäre eine Wirtschafts- und Förderpolitik, die
auch unsere Unterstützung haben könnte. Wenn man
sich den Standort Bremen genauer ansieht, stellt man
fest, dass es viele Schwachpunkte in etlichen Berei-
chen gibt. Das ist nicht nur der Technologietransfer,
das auch, da gibt es immer noch Nachholbedarf. Es
ist nicht nur, dass man im Vergleich zum Bundesran-
king feststellen kann, dass in Bremen die geringsten
Patentanmeldungen sind, all dies sind Indikatoren
dafür, dass es in Bremen immer noch nötig ist, eine
Aufholjagd gegenüber der Bundessituation hinzube-
kommen.

Was aber deutlich macht, Herr Liess, Sie hätten das
einmal ein bisschen deutlicher ausführen müssen, ich
tue das an dieser Stelle, wo nämlich genau die Un-
terschiede in den Ressorts sind und es gerade nicht
zu einem einheitlichen senatorischen Handeln an die-
ser Stelle kommt, auf Seite vier, ich zitiere das nur
halb: „Im Bereich der innovationsorientierten Wirt-
schaftsförderung“ sollen folgende Cluster, Techno-
logiecluster, höchste Priorität genießen. Da wird Luft-
und Raumfahrt genannt, Logistik unter Nutzung von
I- und K-Technologien, maritime Technologien, Mobi-
le Solution als noch nicht fest etablierter Schwerpunkt.

Auf Seite sieben ist dann von folgenden prioritä-
ren Clustern die Rede: Luft- und Raumfahrt, T.I.M.E.,
Logistik, maritime Wirtschaft, ökologische Intelligenz
und Zukunftsmarkt Gesundheit. Das ist aus meiner
Sicht eher ein Wunschkatalog, der sich innerhalb der
eigenen Vorlage auch nicht einmal zu einem Schwer-
punkt durchringt. An dieser Stelle fordere ich den
Senat auf, in der Technologiepolitik deutlich klare
Schwerpunkte zu setzen, die dann auch finanzierbar
sind!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der zweite Punkt, den ich ansprechen möchte als
Beispiel, wo ich Mängel sehe, und ich bin erst einmal
als Oppositionspolitiker gerade an dieser Stelle ge-
halten, den Finger in die Wunde zu legen und die
Mängel zu nennen: Wir haben in Bremen Steuerungs-
gruppen, sie werden auf Seite sieben dargestellt, die
an der Technologiepolitik mitwirken. Da ist die Rede
von Clustermanagement, Steuerungskreisen zwischen
Ressort und Gesellschaften, ressortübergreifenden
Arbeitsgruppen, einer ressortübergreifenden Jour-
Fixe-Runde beim Technologiebeauftragten. In einer
anderen Mitteilung des Senats ist ferner von weite-
ren Koordinatoren und Initiativkreisen die Rede.

Allein um die Identifikation der überregionalen Tech-
nologietrends und Bewertung der Nutzungsmöglich-
keiten für die bremische Wirtschaft kümmern sich,
erstens die zuständigen Behörden, zweitens die BIA,

drittens der Technologiebeauftragte. Der Senat könnte
uns einmal ein Organigramm erstellen, in dem alle
Beziehungen und Gremien zwischen allen Akteuren
und Einrichtungen, die in Bremen mit der Techno-
logiepolitik beschäftigt sind, eingetragen sind! Das
würde ich gern einmal sehen, das wäre eine echte
Fleißaufgabe, und ich glaube, Sie würden merken,
dass Sie viele Parallelstrukturen haben, die auch pa-
rallel Geld kosten. Ich bin da für eine ganz klare Pri-
oritätensetzung und, die muss man tatsächlich auch
darauf aufsetzen, was wir haben.

Wenn man ernsthaft in wirtschaftlichem Sinne von
Cluster redet in diesem Bundesland, fällt mir allerdings
in erster Linie die Raum- und Luftfahrttechnik ein,
und dann kommt lange gar nichts, was tatsächlich
als Cluster funktioniert. Daran müssen wir arbeiten,
dass wir da, wo es gute wirtschaftspolitische Ansät-
ze gibt, diese stärken.

(Zuruf von Senator K a s t e n d i e k )

Ich rede von Cluster!

(Senator K a s t e n d i e k : Davon rede
ich auch!)

Ja, dann ist es gut, dann können Sie gleich nach
mir erklären, wie Sie die Welt der Wirtschaft hier in
Bremen sehen und wie Sie dahin kommen wollen,
dass wir in den Bereichen vorankommen! Ich rate Ih-
nen nur an dieser Stelle, kommen Sie endlich dazu,
als Senat eine gemeinsame Strategie zu entwerfen,
und kommen Sie dazu, an denjenigen Clustermög-
lichkeiten, die wir haben, tatsächlich anzusetzen und
die Stärken nicht durch zu viel Organisation und zu
viel Paralellfinanzierung zu verhindern!

Das ist einfach auch deswegen nötig, weil wir in
einer Haushaltssituation sind, die man hier nicht mehr
erläutern müsste. Ich habe aber den Eindruck, wenn
ich mir die Programmdiskussion der Fördermöglich-
keiten ansehe, dass es immer noch darum geht,
Wunschkataloge zu erstellen und nicht das Notwen-
dige und das Mögliche tatsächlich zusammenzubrin-
gen. In diesem Sinne hoffe ich, dass Sie die Diskus-
sion noch weiterführen, und dem Kollegen Liess und
auch der Kollegin Frau Winther wünsche ich viel Spaß
dabei, tatsächlich einmal etwas näher zu rücken in
der gemeinsamen Formulierung von Wirtschaftspo-
litik. Ihre beiden Reden waren so weit auseinander,
da staune ich dann nur. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat Herr
Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Frau Präsidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Möhle, es wun-
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dert mich schon, ich möchte jetzt mit meinen Formu-
lierungen zurückhaltend sein, wie wenig Sie sich of-
fensichtlich in die Detailthemen eingearbeitet haben.
Wenn ich über Cluster spreche, fallen mir eine gan-
ze Menge ein, das ist nicht nur die Luft- und Raum-
fahrt.

(Abg. M ö h l e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Es geht um Cluster!)

Ich weiß schon, was Cluster sind! Das brauchen Sie
mir nicht zu erklären! Deswegen erzähle ich Ihnen
jetzt, wie viele Cluster wir haben. Luft- und Raum-
fahrt ist zugegebenermaßen ein Cluster mit zirka
10 000 Beschäftigten im Lande Bremen. Das Thema
Logistik ist ein Cluster in dieser Region. Wir haben
wissenschaftliche Kompetenz, wir haben Transferein-
richtungen wie zum Beispiel das ISL, und wir haben
hier eine Wirtschaft im Bereich Logistik, wo man wirk-
lich ohne irgendwelche Abstriche von Cluster spre-
chen kann mit zirka 80 000 bis 90 000 Beschäftigten,
nur im Lande Bremen.

Das Thema maritime Wirtschaft, Schiffbau! Wenn
Sie sich ansehen, welche Kompetenzen es dort im
wissenschaftlichen Bereich gibt, kann man dies auch
als Cluster bezeichnen, unabhängig von der Anzahl
der Beschäftigten in diesen Bereichen. Da brauchen
Sie gar nicht die Hand zu schütteln, Herr Möhle, auch
wenn Ihnen das jetzt nicht passt! Die ökologische
Intelligenz, die Verknüpfung, die es im wissenschaft-
lichen, aber auch in wirtschaftlichen Bereichen gibt,
der Bereich der Windenergie ist auch ein Cluster und
ein Alleinstellungsmerkmal dieser Region.

Sie sehen allein schon an diesem Bereich, sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter, dass Ihr Vorwurf an die-
ser Stelle völlig ins Leere geht, als gäbe es hier in
Bremen keine Cluster. Es gibt hier Cluster, die wol-
len wir weiterentwickeln, und von daher befinden wir
uns auf einem guten Weg, und wir wollen diesen Weg
weitergehen!

(Beifall bei der CDU)

Es ist schon angesprochen worden, der Struktur-
wandel beziehungsweise das Thema Innovation, die
Verknüpfung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft
ist der Schlüssel für einen erfolgreichen Strukturwan-
del. Alle Studien zeigen das. Dort, wo dies hervor-
ragend funktioniert hat, gab es ein überdurchschnitt-
liches Wirtschaftswachstum und einen überdurch-
schnittlichen Anstieg von Arbeitsplätzen. Die OECD
hat da die eine oder andere Studie veröffentlicht, die
das eindrucksvoll darstellten.

Wir haben daher in der großen Koalition, und das
ist hier nicht irgendeine parteipolitische Kiste, gemein-
sam sowohl in der einen Richtung als auch in der an-
deren Richtung in der großen Koalition in den ver-
gangenen Jahren einen großen Schwerpunkt in den
Wissenschaftsbereich hineingelegt. Die Ergebnisse

lassen sich sehen! Nicht ohne Grund, meine Damen
und Herren, ist die Universität zwischenzeitlich durch
die Neukonzentration und die Veränderung inner-
halb des wissenschaftlichen Apparates eine der besten
Universitäten Deutschlands. Die Konzentration in den
Hochschulbereichen, in der IUB, um hier nur einmal
einige Stichworte zu sagen, das sind Entscheidungen,
die die Koalition gemeinsam getroffen hat! Genauso
gemeinsam haben wir das Thema Innovation und
InnoVision hier verabschiedet und auf den Weg ge-
bracht. Auch das ist nicht nur ein Papier, das nicht
nur vom Senator für Wirtschaft getragen wird,

(Abg. Frau B e r k  [SPD]: Den Grund-
stein haben wir in der Ampel gelegt!)

sondern natürlich auch von allen anderen Bereichen.
Hier einen Spaltpilz setzen zu wollen, Herr Möhle,
so wie Sie das versucht haben, dieser Vorwurf geht
völlig ins Leere! Das wird auch nicht funktionieren.

Die BAW-Studie, auch da brauchen wir nicht um
den heißen Brei herumzureden, aus dem Jahr 2003
hat auch gezeigt, dass es an einer Stelle schon ein
Defizit gibt, nämlich was die öffentliche Hand zu
verantworten hat, der Bereich Wissenschaftstransfer.
Da ist Bremen nicht optimal aufgestellt, und es gibt
auch Schwächen in der bremischen Wirtschaft. Es
macht sich hier sehr stark bemerkbar, dass wir Kon-
zernzentralen in größerem Maße nicht mehr haben,
weil auch da die Erfahrung zeigt, dass die Forschungs-
und Entwicklungsabteilungen größerer Unternehmen
sich meistens letztendlich am Stammhaus etablieren.

Wir haben in Gesprächen versucht, mit Daimler-
Chrysler im Bereich Materialverbundforschung zu-
sammen mit der Luft- und Raumfahrt hier etwas in
Bremen zu etablieren. Die Bemühungen wurden auch
von der örtlichen Werksleitung unterstützt, aber ir-
gendwann wurde gesagt: Leute, es macht keinen Sinn.
Das sind die Traditionen in solchem Unternehmen,
Forschung und Entwicklung an den Konzernzentra-
len! Dies müssen wir zur Kenntnis nehmen, das fin-
det sich auch in anderen Bereichen wieder, ob das
in der Stahlbranche oder in anderen Themenfeldern
ist, es ist eben, wie es ist. Deswegen müssen wir ver-
suchen, dieses Bewusstsein der mittelständischen Wirt-
schaft für diese Themen weiter voranzubringen, aber
nicht nur in der Wirtschaft, sondern auch in der Wis-
senschaft.

Uns hilft es überhaupt nicht, dass ein Wissenschaft-
ler sagt, ich bin im Wissenschaftstransfer ganz toll,
ich habe da mit einem Unternehmen aus Baden-Würt-
temberg ein tolles Projekt. Ich sage dann, das beein-
druckt mich ja sehr, das ist ein Superergebnis! Wir
investieren hier teuer in die wissenschaftliche Infra-
struktur, und der wirtschaftliche Erfolg, das Brutto-
sozialprodukt geht nach Baden-Württemberg! Das
kann es nicht sein! Wobei ich das nicht unterbinden
möchte, verstehen Sie mich nicht verkehrt! Wir müssen
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eine Konzentration in der Region herbeiführen, in die
eine Richtung und in die andere Richtung.

Ich nenne auch das Beispiel: Wenn ein Handwer-
ker eine Veränderung in seinen Prozessen vorneh-
men will, und er klopft an den Elfenbeinturm der Wis-
senschaft, dann kann er nicht den Eindruck bekom-
men nach dem Motto, ein kleiner Handwerksmeis-
ter, nein, mit dem möchte ich nichts zu tun haben!
Auch hier ist in beiden Bereichen, auf der einen Seite,
dass die Wirtschaft erkennt, welche Kompetenzen wir
in diesem Bereich haben, aber auch auf der ande-
ren Seite, auf der Wissenschaftsseite, die Bereitschaft
mitzubringen, sich auf diese Angebote in der Regi-
on einzulassen! Das ist, glaube ich, eine der wich-
tigsten Aufgaben im Bereich des Wissenschaftstrans-
fers. Hier haben wir Nachholbedarf.

Auch die BAW-Studie hat deutlich gemacht, dass
wir im Bereich der Innovationen der Unternehmen,
was neue Produkte angeht, Nachholbedarf haben.
Im Bereich der Produktverbesserung, von Prozessen
ist die bremische Wirtschaft hervorragend, da muss
man sich nicht verstecken, aber es gibt da offensicht-
lich zu wenig Bereitschaft. Auch das müssen wir we-
cken, weil Politik nur Rahmenbedingungen zur Ver-
fügung stellen kann, diese Bereitschaft in den Un-
ternehmen zu vergrößern, dieses Angebot auch für
die Produktentwicklung aufzunehmen und an die-
ser Stelle auch zu verstärken.

Es ist schon mehrfach gesagt worden, vor diesem
Hintergrund baut sich die Innovationsstrategie des
bremischen Senats natürlich auf, da gibt es überhaupt
keinen Widerspruch, auch das an die Adresse von
Herrn Möhle, zur Lissabon-Strategie der EU, näm-
lich die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu verbes-
sern. Wettbewerbsfähigkeit der Region bedeutet na-
türlich auch, die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men zu verbessern, weil nicht allein die Größe aus-
schlaggebend ist, sondern die Schnelligkeit, sich mit
neuen Produkten auf die Bedürfnisse des Marktes
einzustellen. Das wird nur mit dem Thema Innova-
tion funktionieren.

Diese Wettbewerbsfähigkeit steigert nicht nur Dienst-
leistungen oder verarbeitendes Gewerbe, sondern es
stärkt natürlich auch die Industrie, zum Beispiel Luft-
und Raumfahrtindustrie, Fischindustrie, wo durch die
Etablierung des Biotechnologiezentrums in Bremer-
haven ein wichtiger Impuls gegeben worden ist. Ich
habe in den Gesprächen vor Ort festgestellt, dass dies
auch angenommen wird. Das ist ein sehr positives Bei-
spiel, wo durch die Nähe der Unternehmen und der
wissenschaftlichen Einrichtungen an dieser Stelle auch
entsprechend Synergie erzeugt wird, um die Produkte
der Unternehmen zu verbessern. Das ist an dieser
Stelle das jeweilige Ziel. Es sind weitere Leitthemen
genannt worden. Ich habe maritime Wirtschaft, Lo-
gistik genannt, T.I.M.E, IT, das ist sicherlich ein Quer-
schnittsthema, wo auch Verknüpfungen, ob zur Luft-
und Raumfahrt, ob zur Logistik, zur maritimen Wirt-
schaft, vorhanden sind.

Gesundheit ist sicherlich ein Thema, dem es auch
noch Aufholbedarf gibt. Das finde ich immer ganz in-
teressant, wenn man an den Strukturen arbeitet, um
das Thema Gesundheit auf eine bessere Basis zu stel-
len. Jeder, der sich mit dem Thema Gesundheit und
was da an finanziellen Belastungen auf uns zukommt,
beschäftigt, sieht, welche Probleme wir haben, dass
gerade bei denjenigen immer gesagt wird, da müsst
ihr mehr machen, auf der anderen Seite dann bei Struk-
turänderungen fleißig der Protest organisiert wird.
Auch das finde ich nicht besonders authentisch! Das
mögen Sie mir aber bitte als private Meinung zuge-
stehen!

Es gibt gute Ansätze, aber wir sind noch weit von
dem Ziel entfernt, unter die Top Ten der Technolo-
giestandorte Deutschlands zu kommen. Das ist ein-
deutig, da sind wir noch nicht am Ziel. Das bedarf
auch einer erhöhten Kraftanstrengung, und da müssen
wir, auch das ist völlig unumstritten, angesichts der
knapper werdenden Mittel eine Konzentration vor-
nehmen. Das ist völlig unumstritten! Deswegen wer-
den wir in der nächsten Sitzung der Wirtschaftsde-
putation in Vorbereitung zu der Sitzung des Wirt-
schaftsförderungsausschusses Ende Juni auch genau
das, was Frau Winther angedeutet hat, was wir in den
letzten beiden Sitzungen nicht behandeln konnten,
vorlegen.

Von daher freue ich mich auch auf die konstrukti-
ve Diskussion, nicht nur mit pauschalen Argumen-
ten, sondern dann auch ein bisschen vertieft ins Detail
gehend. Letztendlich kommt man mit pauschalen –
Beschimpfungen hätte ich fast gesagt – Kritikansät-
zen nicht weiter. Da sollte man dann, das ist dann auch
der Weg in der Deputation, etwas vertieft genau das
einbringen, was man meint. Ich hoffe, dass dies, so
nehme ich es auch in der Arbeit des Senats wahr, ein
Querschnittsthema ist. Es ist nicht nur ein Thema von
Wirtschaft oder Wissenschaft, es wird nur gemein-
sam funktionieren. In diesem Sinne wollen wir auch
weiter den Standort, die Region voranbringen. – Herz-
lichen Dank für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes:  Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist damit geschlossen.

Die Bürgerschaft nimmt von der Antwort des Se-
nats, Drucksache 16/989, auf die Große Anfrage der
Fraktionen der CDU und der SPD Kenntnis.

Ich unterbreche die Landtagssitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.04 Uhr)

*
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Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.31 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) ist wieder eröffnet.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe der Evangelischen Friedensgemein-
de Humboldtstraße „Viel Zeit für neue Wege“, eine
Gruppe der Arbeitsgemeinschaft „Binnendüne Bre-
mer Schweiz“ und eine Gruppe des Sportvereins
Vatan. Herzlich willkommen in unserem Hause!

(Beifall)

Bevor wir die Tagesordnung fortsetzen, möchte ich
Ihnen mitteilen, dass nachträglich interfraktionell
vereinbart wurde, bei Tagesordnungspunkt 19, Re-
gionales Gleichgewicht in der EU-Strukturförderung
sichern, auf eine Aussprache zu verzichten.

Beweissicherung beim Verschlucken von
Drogenpäckchen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 26. Januar 2006
(Drucksache 16/900)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 21. März 2006

(Drucksache 16/967)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Mäurer.

Herr Staatsrat, ich gehe davon aus, dass Sie die
Antwort nicht mündlich wiederholen möchten. – Das
ist der Fall.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die gemeinsame Aussprache ist eröffnet.

Das Wort erhält der Kollege Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben ja heute zwei De-
batten auf der Tagesordnung, die sich im weiteren
Sinne mit Drogen beschäftigen, auf der einen Seite
mit der Verfolgung von Drogenkriminalität und der
-bekämpfung und auf der anderen Seite mit der Frage
der Beweismittelsicherung. Bei diesem Thema sind
wir im Moment. Ich will, bevor ich in das Thema ein-
steige, nur kurz für das Protokoll sagen, es ist eine
kleine Unrichtigkeit in der Mitteilung des Senats, dort
steht, SPD und CDU haben die Große Anfrage ein-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

gebracht, richtig ist, dass die CDU und die SPD die-
se Große Anfrage gemacht haben.

Der zweite Punkt, auf den ich auch vorab hinwei-
sen möchte, weil er sonst möglicherweise verloren
geht, ist, dass es diese Brechmitteleinsätze seit 1992
gibt. Seit 1992 hat man von dieser Möglichkeit der
Beweismittelsicherung Gebrauch gemacht und auch
die entsprechenden Grundlagen dafür geschaffen. Zu
dem Zeitpunkt, das sage ich nicht, um hier im Vor-
aus Angriffe abzuwehren, sondern einfach nur der
faktischen Darstellung wegen, waren wir, das heißt
die CDU, hier noch nicht beteiligt.

Meine Damen und Herren, ich bewerte die Tatsa-
che, dass die Zahl der Verdachtsfälle bis Dezember
2005 rückläufig war, insbesondere wenn ich die Zah-
len von 1997, 1998 und 1999 nehme – es waren 126,
166 und 120 Verdachtsfälle – diese den 45 Verdachts-
fällen von April bis Dezember 2005 gegenüberstel-
le, zunächst einmal als eine „positive“ Entwicklung.
Es ist auch möglich, dass die öffentliche Debatte über
die Frage, wie hier Beweismittelsicherung vorgenom-
men wird, dazu beigetragen hat.

Als zweiter Aspekt ergibt sich aus der Antwort des
Senats, dass 25 der 45 Verdächtigen freiwillig mit und
ohne Brechmittel Beweismittel erbrochen haben. Dies
ist, insbesondere weil die anderen Maßnahmen un-
ter Umständen bis zu 70 Stunden Haft bedeuten, da-
neben erheblichen Aufwand verursachen und kos-
tenträchtig sind, in besonderem Maße hervorzuhe-
ben. Darüber hinaus besteht für den Verdächtigen
die Gefahr, wenn er 70 Stunden in Haft ist, dass sich
die Kügelchen im Körper auflösen. Siebenmal wur-
de über die gesamten 25 Verdachtsfälle hinaus die
seit April 2005 nutzbare Drogentoilette in der Justiz-
vollzugsanstalt genutzt.

Aus meiner Sicht ist die derzeitige Regelung für
die Beweismittelsicherung bei Drogendelikten akzep-
tabel, will man nicht zu der vorherigen Regelung –
Exkorporation auch gegen den Willen der Verdäch-
tigen – zurückkehren. Obwohl, das muss hier noch
einmal gesagt werden, die Exkorporation wäre der
schnellere, für die Gesundheit des Betroffenen und
für die Freiheit des Verdächtigen bessere Weg.

Meine Damen und Herren, aus meiner Sicht ist nicht
akzeptabel, dass 2005 13 jugendliche beziehungswei-
se heranwachsende Tatverdächtige ein freiwilliges
Erbrechen zur Beweissicherung ablehnten und da-
raufhin entlassen wurden. Die zuständigen Jugend-
richter mögen im Rahmen von Ermessen bei Ersttä-
tern eine Exkorporation und damit verbundenen Frei-
heitsentzug für unverhältnismäßig halten, gleichwohl
sehe ich die Gefahr, dass potentielle Drogendealer
immer jünger werden und dann dadurch bei Drogen-
delikten rechtsfreier Raum geschaffen wird. Das darf
nicht sein, und im Übrigen leidet darunter auch die
Motivation bei den Behörden zur Verfolgung und Be-
kämpfung dieser Delikte.
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Die Regelungen der beteiligten Ressorts zum Ver-
fahren bei der Beweismittelsicherung bei Drogende-
likten ist meines Erachtens ausreichend, weil alle
Belange und Erfordernisse vom Erlass erfasst wer-
den. Da meines Erachtens keine Gründe erkennbar
sind, von der derzeitigen Regelung abzuweichen,
sollte das gegliederte Verfahren fortgeführt werden,
auch wenn, wie die Kostendarstellung in der Mittei-
lung des Senats zeigt, die Kosten doch erheblich sind
und die beteiligten Ressorts diese Kosten tragen müs-
sen. Dabei würde ich vorschlagen wollen, dass einmal
geprüft wird, ob man nicht bei den Verdächtigen diese
Kosten wieder eintreiben kann, um so zu einer Kos-
tenneutralität für die öffentliche Hand zu kommen.

Meine Damen und Herren, erfreulich ist, dass die
beteiligten Ressorts bisher schon eng zusammenar-
beiten und dies auch in Zukunft sicherlich tun wer-
den. Daraus resultiert auch, dass die Rechtsrahmen
für die handelnden Beschäftigten des Vollzugs- und
Verfolgungsdienstes so präzise gefasst sind, dass die
nötige Rechts- und Handlungssicherheit vorhanden ist.

Zu Punkt 13, Praxis bei Brechmitteleinsatz in an-
deren Bundesländern, erscheint mir die Antwort des
Senats zurückhaltend. Der Bericht für die Innende-
putation von Anfang 2005 war da etwas ausführli-
cher. Danach findet der Brechmitteleinsatz in Berlin,
Baden-Württemberg, Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen, zumindest in Teilen,
statt. Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und
Thüringen haben keine relevanten Fälle, würden aber,
wenn sie sie hätten, auch diese Praxis anwenden.
Brandenburg, Bayern, Saarland, Sachsen und Sach-
sen-Anhalt haben diesen Brechmitteleinsatz nicht vor-
gesehen.

Meine Damen und Herren, ohne erneut auf den
Anlass zur Aussetzung der bisherigen Beweismittel-
praxis durch Exkorporation auch gegen den Willen
der Verdächtigen einzugehen – das Ermittlungsver-
fahren ist ja auch noch nicht abschließend beurteilt,
ich habe allerdings gehört, es soll zu gleicher Zeit,
in etwa jetzt öffentlich gemacht werden – bin ich doch
bei den Ausführungen zu Frage 14 irritiert, wenn es
da heißt: „Der Senat hat die zwangsweise Vergabe
von Brechmitteln bis zu dem tragischen Todesfall im
Januar 2005 für vereinbar mit der Europäischen Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten gehalten.“ Danach nicht mehr!

Das, wie gesagt, hat mich schon etwas irritiert. Wenn
ich einmal mit juristischer Brille sage, das ist so in
Ordnung, dann müsste das auch danach gelten, un-
abhängig von der Frage, wie man diesen Vorfall nun
bewertet und welche Auswirkungen daraus entste-
hen. Entweder hält der Senat den zwangsweisen
Brechmitteleinsatz für vereinbar mit der europäischen
Konvention oder nicht. Das ist hier einfach die Fra-
ge, die sich für mich gestellt hat. Der Todesfall vom
Dezember 2004/Januar 2005 konnte die juristische
Betrachtung also nicht ändern, lediglich die Ausset-
zung der Maßnahme ist plausibel.

Das Oberlandesgericht Bremen jedenfalls hat den
Brechmitteleinsatz zweimal für rechtens erklärt. Eben-
so hat das Kammergericht Berlin den Einsatz von Brech-
mitteln zur Aufklärung des Verdachts einer BTM-
Straftat für zulässig und verhältnismäßig erklärt. Da-
rüber hinaus hat das Bundesverfassungsgericht 1999
ausgeführt, mit Genehmigung zitiere ich: „Das Bun-
desverfassungsgericht hat in einem Beschluss vom
15.9.1999  eine  Beschwerde  zur  Verabreichung  von
Brechmittel nicht angenommen. In diesem Beschluss
hat das Gericht ausgeführt, dass die auf die Strafpro-
zessordnung gestützte Maßnahme auch im Hinblick
auf die durch Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes
geschützte Menschenwürde und den in Artikel 2
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 des
Grundgesetzes enthaltenen Grundsatz der Selbstbe-
lastungsfreiheit grundsätzlichen verfassungsrechtli-
chen Bedenken nicht entgegensteht.“

Meine Damen und Herren, abschließend stelle ich
deshalb fest: Die Aussetzung der Beweissicherung
durch Brechmittel gegen den Willen von Tatverdäch-
tigen im Jahr 2005 war angemessen aufgrund des
Vorfalls vom Dezember 2004 beziehungsweise Januar
2005. Die bisherige und heutige Praxis ist rechtskon-
form und verfassungsrechtlich unbedenklich. Das
neue Verfahren ist aufwendig, aber verhältnismäßig.
Rechtsfreier Raum darf dabei nicht entstehen. Die
derzeitige Regelung sollte, zumindest vorerst, beibe-
halten werden.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Bevor ich dem nächsten
Redner das Wort erteile, begrüße ich auf der Besu-
chertribüne jetzt recht herzlich eine Besuchergrup-
pe des Kleinsiedlervereins Rahdeland. Herzlich will-
kommen in unserem Hause!

(Beifall)

Nächster Redner ist der Abgeordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zunächst ein Satz zu Herrn Her-
derhorst: Sie haben Recht, Herr Herderhorst, dass hier
die CDU vorn steht in der Kopfzeile dieses Antrags,
das ändert aber nichts daran, dass es sich um eine
gemeinsame Anfrage handelt. Wir haben Ihren Vor-
schlag um einige Fragen ergänzt, die wir gern ge-
stellt haben wollten, und wir haben uns dann auf einen
gemeinsamen Text verständigt, wie es ja auch im Ko-
alitionsvertrag vorgesehen ist und wie wir es sonst
auch machen.

Für mich ist die heutige Debatte auch noch einmal
Anlass zur Rückbesinnung auf den Vorfall, der damals
zur Behandlung dieses Themas im Parlament führ-
te, nämlich auf den tragischen Tod eines angeblichen
Drogendealers im Gewahrsam der Polizei. Am 27. De-
zember 2004 wurde dem Betroffenen im Polizeige-
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wahrsam durch einen Arzt des ärztlichen Beweissiche-
rungsdienstes Brechmittel zwangsweise verabreicht.
Es gab Komplikationen, ein Notarzt wurde hinzuge-
zogen, der Betroffene wurde ins Krankenhaus ge-
bracht und ist dann am 7. Januar 2005 verstorben.
Das Ganze liegt also schon über ein Jahr zurück. Der
Vorfall hat damals zu einer bundesweiten Debatte
geführt, ob der zwangsweise Einsatz von Brechmit-
teln mit unserer Strafprozessordnung in Übereinstim-
mung zu bringen ist. In Bremen wurde die Forderung
nach einer Entschuldigung durch den Innensenator
laut, der ja damals gegenüber der Presse eine nicht
ganz korrekte Darstellung der Geschehnisse gege-
ben hatte,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das kann man wohl sagen!)

ich will das einmal ganz zurückhaltend ausdrücken.
Wir hatten hier im Landtag in der Bürgerschaft über
einen Misstrauensantrag gegen den Innensenator
abzustimmen, soviel zur Vorgeschichte! Es ist also ein
Vorfall, der uns, weil er so gravierend war, doch sehr
stark beschäftigt hat.

Ich will auch daran erinnern – Herr Herderhorst
hat einen Teil der Geschichte angesprochen –, dass
die Exkorporation von verschlucktem Rauschgift in
einer Verfügung des Leitenden Oberstaatsanwalts
geregelt ist, die am 3. Mai 1995 aktualisiert worden
war. Ich darf mit Erlaubnis des Präsidenten zitieren
aus dieser allgemeinen Verfügung, damit auch deut-
lich wird, dass die Probleme, die wir jetzt diskutie-
ren, nicht neu und unbekannt gewesen sind, da heißt
es: „Die Exkorporation ist mit Hilfe von Brech- oder
Abführmitteln oder durch natürliches Ausscheiden
möglich. Da die Verweildauer der verschluckten Ge-
genstände nur etwa zwei Stunden beträgt, ist dafür
zu sorgen, dass der Beschuldigte auf kürzestem Wege
dem Ärztlichen Dienst zugeführt wird. Die Anordnung
der Beibringung des Brechmittels trifft bei Gefahr im
Verzug“ – diese Voraussetzung dürfte in aller Regel ge-
geben sein – „der Polizeibeamte an Ort und Stelle.“

Weiter heißt es: „Weigert sich der Beschuldigte, das
Brechmittel freiwillig zu trinken, wird ihm der Saft mit
Hilfe einer Sonde eingeflößt, es sei denn, es beste-
hen im Einzelfall aus ärztlicher Sicht Bedenken ge-
gen das Legen der Sonde. Die Anordnung trifft bei
Gefahr im Verzug ebenfalls der Polizeibeamte. Falls
es zeitlich möglich ist, holt er die Einwilligung des
Staatsanwalts ein.“

Dann gibt es weiter dazu eine interne Dienstanwei-
sung des Ärztlichen Beweissicherungsdienstes, die
ausdrücklich vorsieht – vorsah, möchte ich sagen –,
dass eine Magensonde nur dann gelegt werden darf,
wenn der Beschuldigte nicht durch heftige Gegen-
wehr ein sachgerechtes ärztliches Vorgehen unmög-
lich macht. Ich will damit ausdrücken, das ergibt sich
ja aus diesen Anweisungen, sowohl an die Staatsan-
wälte als auch an die Polizei, dass die Risiken einer

zwangsweisen Verabreichung des Brechmittels da-
mals durchaus bekannt waren.

Ich will aber auch nicht verschweigen, dass unser
Hanseatisches Oberlandesgericht in einer Entschei-
dung, die Herr Herderhorst eben angesprochen hat,
das Verabreichen eines Brechmittels nach der Straf-
prozessordnung für eine zulässige Maßnahme gehal-
ten hat. Nun kann man ja Gerichtsentscheidungen
richtig finden oder auch nicht, man darf sich auch als
Politiker damit auseinander setzen, ohne dass man
versucht, in die Unabhängigkeit der Gerichte einzu-
greifen. Ich persönlich habe immer die Auffassung
vertreten, dass die zwangsweise Verabreichung von
Brechmitteln in diesen Fällen nicht zu vertreten ist,
weil die Risiken einer Gesundheitsgefährdung ein-
fach zu groß sind. Daher war es für mich persönlich,
ich muss aber auch sagen, für die SPD-Fraktion in
ihrer Gesamtheit, nach diesem tragischen Todesfall
sofort von vornherein völlig klar, so, wie es bis dahin
gemacht worden ist, geht es nicht weiter. Dieses Ri-
siko wollen wir nicht mehr eingehen, das ist nicht
vertretbar.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir sind uns aber, auch das will ich hier nicht ver-
schweigen, mit der CDU nicht sofort ganz einig ge-
worden über diese Frage, denn die CDU wollte zu-
nächst noch einmal abwarten, bevor weitere Entschei-
dungen getroffen werden sollten. Wir haben gesagt:
Drogenhandel ist ein kriminelles Unrecht, wir wol-
len auch gar keinen Zweifel aufkommen lassen, dass
wir das so sehen. Drogenhandel muss konsequent
verfolgt werden, aber bitte mit rechtsstaatlichen
Mitteln.

(Beifall bei der SPD)

Untersuchungsmethoden, die gesundheitliche Risi-
ken mit sich bringen, die sich hier ja leider offenbart
haben, wollen wir nicht, die halten wir für nicht ver-
tretbar. Wir haben auch darauf hingewiesen, dass es
andere effektive und rechtsstaatliche Methoden gibt,
wie sie auch in anderen Bundesländern, wie zum
Beispiel in Bayern – das Stichwort ist gefallen – und
auch in Baden-Württemberg angewendet worden sind
und angewendet werden. Wir haben uns dann aber
immerhin mit der CDU darauf einigen können, dass
die Verfügung des Leitenden Oberstaatsanwalts vom
Jahr 1995 zunächst ausgesetzt wird. Es sollte dann
nach einem halben Jahr, nach Erprobung eines neuen
Instruments berichtet werden. Dieses halbe Jahr ist
jetzt lange herum. Es ist also höchste Zeit, dass wir
über diese Frage diskutieren.

Aufgrund des Beschlusses der Bürgerschaft ist dann
diese so genannte Drogentoilette eingerichtet wor-
den. Im Vorfeld gab es da noch einige Probleme, weil
es nicht so schnell ging, wie man es sich hätte vor-
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stellen können, aber es ist in gut funktionierender Zu-
sammenarbeit zwischen der Polizei, der Staatsanwalt-
schaft und dem Vollzug erreicht worden, dass eine
Bearbeitung dieser Verdachtsfälle verabredet wer-
den konnte, die effektiv ist und auch kostengünstig
organisiert werden kann. Das heißt nun: Wenn ein
Tatverdächtiger das Brechmittel nicht freiwillig nimmt,
dann muss beim zuständigen Gericht ein Haftbefehl,
wie es die Strafprozessordnung vorsieht, beantragt
werden oder eine Anordnung nach Paragraph 81 a
der Strafprozessordnung. Das bedeutet aber auch,
dass eben nicht der Polizeibeamte vor Ort entschei-
den kann, sondern dass der Sachverhalt, der diesem
Antrag zugrunde liegt, ordentlich dokumentiert wer-
den muss. Er muss dem Gericht dann nachvollzieh-
bar dargelegt werden, dann wird entschieden. Wir
haben gesagt, dies wäre ein effektives und geeignetes
Mittel, um diese Fälle zu bearbeiten, und wir fühlen
uns in dieser Auffassung durch die Antwort des Se-
nats in vollem Umfang bestätigt.

Es hat immerhin 45 Verdachtsfälle gegeben, davon
waren 27 positiv, das heißt, in 27 dieser Fälle wur-
den Drogen verschluckt. 18 Fälle waren negativ, das
heißt, es war ein Nachweis nicht zu führen. In sie-
ben Fällen sind gerichtliche Anordnungen erfolgt.
Wenn Herr Herderhorst hier beanstandet, dass beim
Jugendgericht in drei Fällen Anträge abgelehnt wor-
den sind, dann würde ich sagen, Herr Herderhorst:
Ich maße mir nicht an, ohne Kenntnis des Sachver-
halts im Einzelnen zu entscheiden, ob die Anordnun-
gen, die Entscheidungen, die ein Jugendrichter ge-
troffen hat, richtig waren oder nicht.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es ist ja gar keine Frage, das sagte ich bereits, dass
die Justiz öffentlicher Kontrolle unterliegt und sich
selbstverständlich auch einer öffentlichen Debatte
stellen muss, aber bevor man sich in dieser Weise dazu
äußert, finde ich, muss man sich über die Einzelhei-
ten informieren. Ich weiß nicht, vielleicht haben Sie
es getan, ich vermute aber eher, dass Sie Ihre Infor-
mationen aus dieser Senatsdrucksache haben, aus der
ich meine Informationen in diesem Zusammenhang
auch habe. Mir reicht das nicht aus, um das gut oder
schlecht zu finden.

Das Verfahren funktioniert. Wir möchten uns beim
Senat dafür bedanken, dass es diese überaus sach-
liche Darstellung in der Antwort auf unsere gemein-
same Anfrage gegeben hat. Wir finden – das entneh-
men wir dieser Antwort –, dass die beteiligten Stel-
len gut zusammenarbeiten, und wir möchten uns an
dieser Stelle bedanken, sowohl bei den Mitarbeitern
der Polizei als auch bei der Staatsanwaltschaft, aber
auch vor allen Dingen bei den Kolleginnen und Kol-
legen im Strafvollzug, die ja große Bedenken hatten,
dass ihnen da sozusagen, wie sie es damals formu-
liert hatten, die Drecksarbeit übertragen würde im
Zusammenhang mit diesem Verfahren. Diese Diskus-

sion ist ja damals so geführt worden, aber wir sehen,
im alltäglichen Ablauf klappt das alles sehr gut.

Wenn hier nun von Herrn Herderhorst eingewandt
wird, dass dieses Verfahren ja nicht so effektiv sei,
weil die Zahlen ja zurückgegangen seien, dann kann
ich nur sagen: Herr Herderhorst, das finde ich etwas
voreilig. Wir haben, wenn Sie sich das genau anschau-
en, Zahlen hier in der Antwort des Senats, die den
Zeitraum vom 16. April bis zum 31. Dezember 2005
betreffen. Das sind nach meiner Rechnung überschlä-
gig etwa neun Monate, also ein Dreivierteljahr. Die
Vergleichszahlen, mit denen Sie argumentiert haben,
beziehen sich jeweils auf Jahreszeiträume, und wenn
Sie sich die Aufstellungen aus früheren Antworten
anschauen, dann werden Sie sehen, dass es da gro-
ße Schwankungen gegeben hat. Es gab ja ein Jahr,
in dem gab es 52 Verdachtsfälle, die zur Exkorpora-
tion geführt haben, und es gab auch einmal ein Jahr,
da waren es 166 Fälle. In dieser Spannbreite bewe-
gen sich die Zahlen. Wenn man jetzt die Zahl für 2005
hochrechnet, dann ist man bei etwa 60 in dem einen
Jahr. Ich finde, das ist kein Grund für die Behaup-
tung, das Verfahren sei nicht sinnvoll und man müsste
jetzt irgendetwas anderes machen. Vielleicht denken
Sie ja daran, Herr Herderhorst, zu dem alten Verfahren
zurückzukehren.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ich sage noch einmal: Für
uns kommt eine Rückkehr zu dem alten Verfahren
nach allem, was wir wissen, nicht in Betracht, und
noch viel weniger, wenn wir sehen, wie die Ergeb-
nisse des Ermittlungsverfahrens sind.

Das Verfahren gegen den Notarzt, der ja damals
öffentlich angegriffen worden ist, ist eingestellt wor-
den. Gegen den Arzt des Ärztlichen Beweissiche-
rungsdienstes, der die Behandlung damals durchge-
führt hat, ist Anklage erhoben worden. Ich will nicht
sagen, dass seine Schuld feststeht, aber jedenfalls be-
steht für die Staatsanwaltschaft, nachdem mehrere
Gutachten eingeholt worden sind, ein hinreichender
Tatverdacht. Deshalb sage ich: Schuldig oder nicht
schuldig, darüber werden die Gerichte befinden, das
festzustellen ist nicht Sache des Parlaments. Es verbie-
tet sich aber angesichts des Umstands, dass hier ein
hinreichender Tatverdacht gesehen wird, von selbst,
dass zu dem alten Verfahren zurückgekehrt wird.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ein letzter Satz sei mir noch gestattet! Herr Her-
derhorst, Sie haben beanstandet, dass die Antwort
des Senats zur Frage Nummer 14 nicht in Ordnung
sei. Da kann ich nur sagen, wir sind lernfähig. Mei-
ne Fraktion ist lernfähig, und der Justizsenator und
die Staatsanwaltschaft sind es auch. Nachdem es neue
Erkenntnisse gibt, dass sich hier ein Risiko in drama-
tischer Weise offenbart hat, das einige gesehen ha-
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ben und andere nicht, das will ich gar nicht bewer-
ten, muss es auch möglich sein, zu neuen Entschei-
dungen zu kommen. Das gilt für uns, und das muss
auch für den Senat gelten. – Ich bedanke mich für
die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Grotheer, Sie ha-
ben eben über die gesundheitlichen Risiken von Dro-
gendealern gesprochen, das war ja lieb und gefühl-
voll, aber mit keinem Wort darüber, wie elendig und
grausam junge drogensüchtige Menschen durch sol-
che Mörder über Jahre skrupellos zugrunde gerich-
tet werden. Das habe ich von Ihnen vermisst, aber
es scheint Ihre Drogenpolitik zu sein.

Die Große Anfrage der CDU und der SPD mit der
Drucksachen-Nummer 16/900 „Beweissicherung
beim Verschlucken von Drogenpäckchen“ ist eigent-
lich eine völlig unnötige Anfrage, denn es ist immer
noch eine nachweisbare Tatsache, dass die in der
Mehrzahl ausländischen, schwarzafrikanischen Dro-
gendealer die verpackten Drogenpäckchen im Mund
transportieren, um diese Beweismittel bei einer dro-
henden polizeilichen Durchsuchung hinunterzuschlu-
cken, um sich so einer strafrechtlichen Verfolgung zu
entziehen. Das war vor der Abschaffung der zwangs-
weisen Brechmittelvergabe schon so und hat sich nach
der Abschaffung des zwangsweisen Brechmittelein-
satzes sogar noch verstärkt.

Meine Damen und Herren, die Vergabe von Brech-
mitteln ist trotz der vorhandenen Drogentoilette, die
im Übrigen sehr selten genutzt wird, ein erheblicher
Bestandteil der Beweissicherung. Aus einem Bericht
der Innenbehörde konnten Sie entnehmen, dass seit
April 2005 von 45 Verdächtigten nur 25 Personen
freiwillig das Brechmittel eingenommen haben. Ich
frage mich: Was ist mit den anderen 20 verdächtig-
ten Personen? Hat man die etwa aus Mangel an Be-
weisen wieder laufen lassen? Das würde mich doch
sehr interessieren, wundern würde mich dies aller-
dings nicht, siehe die freigelassenen Jugendlichen!

Die vor zirka einem Jahr eingerichtete Drogento-
ilette im Gefängnis von Oslebshausen ist meines Wis-
sens in der ganzen Zeit nur siebenmal zum Einsatz
gekommen. Dabei stellten die Vollzugsbeamten zirka
40 Rauschgiftpäckchen sicher. Die Kosten für den
Steuerzahler belaufen sich jedes Mal auf zirka 500
Euro je Verdächtigten für Sanitäter, Ärzte und so
weiter. Hier sage ich namens der Deutschen Volks-
union: Trotz freiwilliger Einnahme von Brechmitteln
oder gerade wegen der nur freiwilligen Einnahme
von Brechmitteln und der Drogentoilette reichen die
Voraussetzungen für eine Sicherstellung von Beweis-

mitteln, sprich Drogenpäckchen und so weiter, bei
weitem nicht aus.

Meine Damen und Herren, zwar wird trotz des
Todes eines schwarzafrikanischen vermutlichen Dro-
gendealers überlegt, das Brechmittel wieder zwangs-
weise zu verabreichen, aber endgültig ist darüber noch
nicht entschieden worden. Hier sage ich ganz klar
und deutlich im Namen der Deutschen Volksunion:
Die in der Mehrzahl schwarzafrikanischen Drogen-
dealer gehen beim Verschlucken ihrer Drogenpäck-
chen wissentlich und vorsätzlich ein hohes gesund-
heitliches Risiko ein. Das wissen diese skrupellosen,
mörderischen Kreaturen vorher. Ich aber sage Ihnen:
Drogendealer, die unseren Kindern und Jugendlichen
Drogen verkaufen und sie skrupellos aus reiner Pro-
fitgier süchtig machen, so dass Tausende von Jugend-
lichen, sogar auch schon Kinder, über Jahre elendig
und mit sehr großen Schmerzen krank dahinvege-
tieren müssen, die quasi lebendig tot sind, bis sie dann
nach einigen Jahren der unendlichen Qualen und des
unerträglichen Leidens in irgendeiner Ecke der Bahn-
hofstoilette durch den so genannten goldenen Schuss
langsam und grausam, menschenunwürdig sterben
müssen, so dass dieser grausame Tod für diese kran-
ken jugendlichen Menschen sogar noch eine Erlö-
sung ist, solche verantwortlichen mörderischen Bestien
haben zu keiner Zeit Mitleid, Achtung und Toleranz
verdient, niemals!

Die Deutsche Volksunion steht hier uneingeschränkt
für null, und ich meine null, Toleranz für Drogendealer
und Kinderschänder. Die Deutsche Volksunion hat
sich schon nachweislich immer für viel härtere Stra-
fen und null Toleranz für ein solches niederträchti-
ges mörderisches Gesindel eingesetzt, nur Sie haben
solche Anträge der Deutschen Volksunion mit einer
unverantwortlichen und unerträglichen, falschen und
gefährlichen Gefühlsduselei zum Schaden unserer
Kinder immer verhindert. Die schrecklichen Folgen
Ihrer unverantwortlichen Drogenpolitik können Sie
jeden Tag in der Presse und wöchentlich in der „Na-
tionalzeitung“ schwarz auf weiß nachlesen.

Meine Damen und Herren, darum ist meines Er-
achtens die zwangsweise Vergabe von Brechmitteln
zum Schutz unserer Kinder und Jugendlichen immer
noch mit unserem Grundgesetz vereinbar. Darum
sollten Sie schnellstens einmal eine Bürgerbefragung
oder ein Bürgerbegehren mit der Überschrift „Wie-
dereinführung einer zwangsweise Vergabe von Brech-
mitteln bei verdächtigen Drogendealern im Lande
Bremen“ durchführen. Das Ergebnis kann ich Ihnen
allerdings jetzt schon einmal voraussagen. Darum
werden Sie wie immer unsere Bevölkerung zu die-
sem wichtigen Thema nicht befragen, das ist mir schon
klar, weil Sie wie immer die Meinung der Bürgerinnen
und Bürger wie der Teufel das Weihwasser fürchten.

Meine Damen und Herren, sehr viele Bürgerinnen
und Bürger in Bremen und Bremerhaven möchten
aber gern über wichtige politische Zukunftsfragen
befragt werden, über Fragen zur inneren Sicherheit,
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und über Fragen abstimmen dürfen, über die man
dann im Interesse der Bevölkerung hier auch im Land-
tag diskutiert. Darum sage ich Ihnen, die Zukunft
unseres Landes ist viel zu wichtig, als dass man de-
ren Gestaltung Politikern der Altparteien überlassen
sollte, die nur allzu oft und zu gern gegen die Inter-
essen der Bürgerinnen und Bürger auf Kosten der
Steuerzahler ihre sehr teuren falschen politischen
Entscheidungen rücksichtslos umsetzen.

Meine Damen und Herren, solange Sie das nicht be-
greifen – und das werden Sie niemals begreifen! –,
so lange ist und bleibt die Deutsche Volksunion die
einzige wahre Stimme des deutschen Volkes in die-
sem Parlament, und bei Ihrer Politik wird das auch
noch sehr lange der Fall sein.

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der
Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Tittmann von der Deutschen Volksunion sagt
hier mehrfach, wenn man die Menschen im Lande
Bremen fragen würde zu seinen Themen, würden sie
alle mit übergroßer Mehrheit – es wundert mich, dass
Sie da nicht auch schon von Millionen und Milliar-
den sprachen, da haben Sie vielleicht schon gemerkt,
dass wir gar nicht so viele Einwohner haben – dann
für seine Vorschläge stimmen. Was machen Sie nur
am Wahltag, dass diese Menschen irgendwie daran
gehindert werden, dann die DVU zu wählen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Nun warten
Sie es doch ab!)

Letztendlich wählen dann, Gott sei Dank, das sind
immer noch genug, nur zwei Prozent in Bremen und
leider etwas mehr als fünf Prozent in Bremerhaven
die DVU. Wenn es so wäre, wie Sie es sagen, dass
alle Menschen diese Position, die Sie hier vertreten,
unterstützen würden, dann müssten es ja ein bisschen
mehr sein. Gott sei Dank ist es nicht so und wird auch
nie so sein, Herr Tittmann!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen,
bei der SPD und bei der CDU)

Selbstverständlich wissen wir zu einem weiteren
Punkt, den Sie angesprochen haben, dass auch Kin-
der und Jugendliche betroffen sind, und es ist schlimm
genug, es ist so schlimm, dass es einer Behandlung
durch Sie nicht bedarf, sondern dass es einer Behand-
lung durch die seriösen demokratischen Parteien
bedarf, und das findet hier auch statt.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Wir sind die
einzigen, die das machen! – Zuruf von der

CDU: Ruhe da hinten!)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht, ich habe Kin-
der. Viele Eltern machen sich Sorgen, dass auch Kinder
und Jugendliche durch den Drogenkonsum gefähr-
det sind. Wir alle sind uns hier in dieser Frage einig.
Nur, wenn Sie sich ab und zu einmal ein paar Dinge
durchlesen würden, das Phänomen allein darauf zu
begrenzen, reicht nicht. Der weltweite Drogenkon-
sum in dem neuesten weltweiten Drogenbericht
betrifft etwa 200 Millionen Menschen, es geht um
einen weltweiten Umsatz von 265 Milliarden Euro.
Jetzt wollen Sie mir erzählen, dass weltweit Kinder
über so viel Taschengeld verfügen, dass sie für 265
Milliarden Euro Drogen anschaffen! Das Problem ist
weitaus komplexer. Drogen werden leider von Kin-
dern und Jugendlichen, aber auch von einer ganzen
Reihe anderer Gruppen aus der Bevölkerung genom-
men. Wir müssen alles tun, damit dies zurückgeht und
damit wir – Politik, Bürgergesellschaft, Verwaltung
–, soweit es in unserer Macht steht, dies zurückdrän-
gen. Wir werden dies auch tun, Herr Tittmann!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ein letzter Punkt, ich verstehe das so, wenn Sie hier
sagen, es handelte sich bei diesen Tatverdächtigen
um mörderische Bestien und Gesindel, die keine
Achtung und Würde verdienen,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Nein!)

dann verstehe ich Sie so, dass die DVU damit sagen
will, dass diese Menschen quasi zum Abschuss frei-
gegeben sind. Das ist Ihr Verständnis von Rechtsstaat,
Herr Tittmann, und da werden Sie das ganze Haus
komplett gegen sich haben, ganz egal, was Sie sonst
noch erzählen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen,
bei der SPD und bei der CDU)

Beim Tatverdächtigen ist es schlimm genug, dass
wir sehr viele Menschen haben, und wir kommen in
der nächsten Debatte gleich im Anschluss auch noch
etwas genauer darauf zurück.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ich auch!)

Ich weise auch bei einem Tatverdächtigen diese Be-
griffe wie mörderische Bestien und Gesindel zurück.
Sie tragen nichts Gutes, Sie tragen nur Hass in die
Gesellschaft hinein, und das ist ja wohl auch Ihre
einzige Aufgabe, die Sie sich politisch vorgenommen
haben, Herr Tittmann.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen,
bei der SPD und bei der CDU)

Lassen Sie mich noch einmal darauf eingehen,
worüber wir im Kern heute sprechen, nämlich das
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Beweissicherungsverfahren! Der Leitende Oberstaats-
anwalt Klein hat parallel zu dieser Debatte – es ist
vielleicht nicht ganz so glücklich – im Justizzentrum
der Presse verkündet, dass nun am 27. April dieses
Jahres Anklage erhoben worden ist wegen fahrläs-
siger Tötung gegen den Arzt des Beweismittelsiche-
rungsdienstes und dass wegen der besonderen Be-
deutung des Falles vor dem Landgericht Bremen das
Verfahren eröffnet wird.

Das heißt, wir haben jetzt hier in der Bürgerschaft
einen Stand erreicht wie am Anfang der Debatte. Der
Anfang war ja unmittelbar nach dem Tod des Tatver-
dächtigen, um den es hier geht, im Januar letzten Jah-
res. Im Januar letzten Jahres hat die Mehrheit die-
ses Hauses eine vorübergehende Aussetzung der Pra-
xis der zwangsweisen Brechmittelvergabe mit dem Hin-
weis beschlossen – und das kann man in der Antwort
auf die Große Anfrage noch einmal nachlesen –, dass
man genau dieses Ermittlungsverfahren abwarten
wolle, das jetzt durch die Anklage der Staatsanwalt-
schaft zum Abschluss gekommen ist, um endgültig
über dieses Verfahren zu befinden.

Ich kann dem Kollegen Grotheer nur zustimmen,
wir haben jetzt die Erkenntnisse, wir haben die nö-
tigen Gutachten vorliegen, wir haben die Prüfungen
der Staatsanwaltschaft vorgenommen. Es ist aller-
höchste Zeit, dass sich dieses Haus nun auch tatsäch-
lich und abschließend dazu bekennt, dass ein solches
Verfahren der zwangsweisen Vergabe von Brechmit-
teln nicht nur vorübergehend nicht mehr angewen-
det wird, sondern dass es für alle Zeit für Bremen aus-
geschlossen wird, dass wir dahin wieder zurückkeh-
ren.

Ich habe leider nur von einer Seite dieses Hauses,
die bisher gesprochen hat, eine solche klare Aussa-
ge gehört. Vielleicht ist es noch möglich, ich habe
gesehen, dass der Kollege Herderhorst sich noch
einmal gemeldet hat, auch von der CDU eine Aus-
sage darüber zu bekommen, dass wir in Bremen –
und es sind bei weitem nicht mehr so viele, wie Sie
sagen, die sonst noch die zwangsweise Brechmittel-
vergabe machen, das, was Sie sagten, war mehr die
Brechmittelvergabe auf freiwilliger Basis, zwangs-
weise sind es nur noch ganz wenige, die es tun, und
nach diesem Todesfall in Bremen erst recht nicht mehr
– zu diesem Verfahren, das zu einem schrecklichen
Tod geführt hat, auf gar keinen Fall und unter kei-
nen Umständen wieder zurückkehren werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dazu ist hier in der Bremischen Bürgerschaft eine
klare Aussage nötig. Senat und Verwaltung müssen
dann, da sie bisher nur auf der Basis einer vorüber-
gehenden Aussetzung in diesem Fall gearbeitet ha-
ben, klarstellen, dass an dem jetzigen Verfahren, das
in der Antwort des Senats, wie ich finde, sachlich und
ausreichend beschrieben dargestellt wird, festgehalten

wird und dass wir zu der alten Praxis nicht wieder
zurückkehren.

Herr Herderhorst, Sie haben gesagt, es sei beileibe
nicht so, dass wir da allein stünden. Wir stehen sehr
allein. Herr Schünemann, ich habe das in der Debatte
im letzten Jahr ja auch gesagt, der Innenminister von
Niedersachsen, ist nun nicht gerade als jemand be-
kannt, der hier in diesen Dingen besondere Sentimen-
talitäten entwickelt. Ich möchte Ihnen noch einmal
Herrn Schünemann, den niedersächsischen Innen-
minister, mit Erlaubnis des Präsidenten zitieren. Er
sagt im Niedersächsischen Landtag: „Die in Nieder-
sachsen gültige Erlasslage sieht die zwangsweise
Verabreichung von Brechmitteln via Magensonde we-
gen medizinischer Bedenken, die die Landesregie-
rung teilt, eben gerade nicht vor.“

Allerdings, Herr Herderhorst, das war im Jahr 2003.
Ich habe hier schon mehrfach gesagt, wenn wir im
Jahre 2003 oder im Jahre 2001, als in Hamburg auch
jemand gestorben ist bei dem gleichen Verfahren, und
die Grünen hatten einen entsprechenden Antrag hier
in der Bürgerschaft, wenn wir damals die Weisheit
dieses Innenministers Schünemann auch gehabt hät-
ten, dann hätten wir uns diesen Todesfall und diese
schrecklichen Vorgänge erspart. Das heißt, diese Bür-
gerschaft kann mehr bewegen, wenn sie will. Es hätte
die Möglichkeit gegeben, dies hier zu beschließen,
meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben heute die Situation, die meine Kollegen
hier geschildert haben. Wir haben die Drogentoilet-
te, man kann nicht behaupten – ich finde, es ist auch
wichtig, das an dieser Stelle zu sagen –, dass es für
irgendjemanden der Beteiligten eine besonders an-
genehme Aufgabe wäre, die wir ihnen da aufbürden,
weder für die Justizbeamten noch für die Labore oder
für die Rettungssanitäter, die dort eingeschaltet sind.
Das ist insgesamt ein Verfahren, das sicherlich für die
beteiligten Beschäftigten, die ja nun nicht zu den Groß-
verdienern in dieser Gesellschaft gehören, eine ziem-
liche Zumutung ist. Dennoch, so scheint es zu sein:
Will man die tödlichen Risiken der zwangsweisen
Brechmittelvergabe vermeiden, scheint es zu diesem
Verfahren keine Alternative zu geben. Es wird inzwi-
schen ja auch reibungslos durchgeführt. Der Senat
gibt der Bürgerschaft zur Kenntnis, dass er dort kei-
ne größeren Probleme sieht, dies auch so weiter zu
machen.

Wenn man schaut, was jetzt noch bleibt, dann ist
das natürlich die weitere freiwillige Brechmittelver-
gabe an diejenigen, die sich im Polizeigewahrsam
eben nicht dagegen wehren. Ich kann nur warnen,
dies von vornherein als völlig ungefährlich und un-
bedenklich zu betrachten. Wenn man sich die Stu-
dien über die Wirkung dieser so genannten Emeti-
ka anschaut, das heißt, das sind Arzneimittel, die
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Erbrechen hervorrufen – in diesem Fall ist es das süd-
amerikanische Gift Ipecacuanha –, dann sollten wir
uns nicht wundern, wenn wir erhebliche Gesundheits-
beeinträchtigungen auch bei einer Gabe, die freiwillig
erfolgt ist, erzielen. Daher finde ich, dass sich der Senat
einen klaren Fahrplan geben sollte, auf lange Sicht
auch auf die freiwillige Vergabe dieses Brechmittels
zu verzichten und möglicherweise ganz auf die Me-
thode Drogentoilette umzustellen. Hier werden sicher-
lich noch einige Fragen zu klären sein, das kann ei-
nige Zeit dauern, aber ich finde, man sollte es sich
als Ziel vornehmen, um auch hier die Risiken aus-
zuschalten.

Sie glauben ja nicht, dass die Aussicht, mehrere
Tage in der JVA zu verbringen und diese Prozedur
mit der Drogentoilette durchzugehen, weniger ab-
schreckend wäre oder nun jemanden einladen wür-
de, hier Bremen als El Dorado für den Drogenhan-
del anzusehen! Ich glaube, auch diese Maßnahme ist
geeignet, in Bremen mit allem Nachdruck den Dro-
genhandel weiter zu unterbinden. Sie ist effektiv, wir
sollten sie in so vielen Fällen wie möglich anwenden
und die Risiken dadurch ausschließen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal sagen,
wir hatten hier eine sehr emotionale Debatte am 26.
Januar 2005! Wir hatten gleichzeitig noch eine De-
batte, nicht allein über die Sache, sondern auch über
das Verhalten von Innensenator Röwekamp in die-
ser ganzen Affäre. Die Meinung der Grünen war, dass
ein Innensenator, der sich im Nachhinein so verhal-
ten hat, wie es Innensenator Röwekamp in mehre-
ren öffentlichen Auftritten getan hat, nicht mehr trag-
bar war in der Position des Innensenators. Die Mehr-
heit hat sich dagegen entschieden. Wir hatten damals
noch einen Bürgermeister Scherf, der hier – viele von
Ihnen werden sich erinnern – sagte, dass dann da-
mit der Kanzlerbrief, die Existenz des Bürgermeis-
ters Scherf, die Existenz des Bundeslandes Bremen
verknüpft wären, wenn das Misstrauensvotum ge-
gen Herrn Röwekamp erfolgt. Das alles vergisst man
so schnell, das ist aber erst gut ein Jahr her. Das hat
letztendlich dann doch den einen oder anderen Kol-
legen hier im Hause überzeugt, das Misstrauensvo-
tum abzulehnen.

Ich glaube, in der Sache ist es nach wie vor so, man
muss den Maßstab ganz klar anlegen, dass in einem
solchen Fall, wenn er denn passiert ist, ein Senator
mit größtmöglicher Vorsicht und Umsicht zu Wege
gehen sollte. Ich nehme einmal an, dass alle Betei-
ligten aus dem Fall, so tragisch er ist, gelernt haben
und dass wir jetzt ein Verfahren haben, damit wir in
Zukunft auf dieses Thema hier nicht zurückkommen
müssen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der Ab-
geordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Grotheer, ich weiß nicht,
ob Sie es akustisch nicht aufgenommen haben oder
wie auch immer: Ich habe es nicht im negativen Sinne
gesagt, dass diese 45 Verdächtigen nun ein Nega-
tivbeispiel sind, sondern umgekehrt! Ich habe genau
das als positiv dargestellt, dass sich die Zahlen, wa-
rum auch immer, gesenkt haben, und zwar nicht nur
in Bezug auf die Beweismittelsicherung über diese
Drogen, sondern überhaupt die Tatsache, dass sich
die Verdächtigenzahl gesenkt hat, habe ich positiv
dargestellt.

Über die Frage der Passage in Punkt 14 kann man
sicherlich geteilter Meinung sein, ich sage aber noch
einmal, dass der Senat das ausgesetzt hat, das ist in
Ordnung, weil zu dem Zeitpunkt überhaupt noch nicht
klar war, woran es eigentlich gelegen hat, wie er über-
haupt zu Tode gekommen ist. Mittlerweile wissen wir
darüber mehr. Es gibt natürlich auch ganz andere
Aspekte, die dabei dann zu berücksichtigen sind, aber
zu dem Zeitpunkt war doch zumindest die juristische
Auffassung unverrückbar die gleiche, von daher
konnte ich das zumindest bei dieser Formulierung
nicht ganz nachvollziehen, aber das ist nun auch nicht
der Kern des Ganzen.

Ich glaube auch, dass man zu leicht dazu neigt,
unabhängig von dem Misstrauensvotum, das hier be-
handelt worden ist, pauschal Politiker oder den Innen-
senator dafür schuldig zu sprechen. Sicherlich ist es
auch so, ob man dafür oder dagegen ist, zwangsweise
Brechmittel einzusetzen, dass hier auch im konkre-
ten Fall menschliches Versagen, möglicherweise durch
den Arzt oder wen auch immer, zu unterstellen ist.
Von daher wirft das Ganze natürlich ein anderes Licht
auf die Gesamtsituation.

Was die Entlassung von Verdächtigen angeht, da
muss ich allerdings sagen, da habe ich Sie nicht ganz
verstanden, Herr Grotheer. Es wird gesagt, 13 jugend-
liche beziehungsweise heranwachsende Tatverdäch-
tige, die ein freiwilliges Erbrechen ablehnten, wur-
den entlassen, weil die Voraussetzungen für eine
Exkorporation nicht vorlagen. Nach Rechtsprechung
der zuständigen Jugendrichter ist der mit einer Ex-
korporation verbundene Freiheitsentzug bei erstmals
Auffälligen in der Regel unverhältnismäßig. Das ist
die Auffassung der Jugendrichter, die müssen wir wohl
auch akzeptieren. Ich akzeptiere nur nicht, dass
dadurch rechtsfreie Räume entstehen können. Das
ist sicherlich so und hat auch in der Tat Auswirkun-
gen auf diejenigen, die auf der Straße diese Dealer
verfolgen.

(Beifall bei der CDU)

Insofern, es tut mir Leid, kann ich in dem Punkt nicht
folgen.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Das Ganze wiederholt sich dann ja auch noch ein-
mal unter Punkt sechs: „In 13 Fällen wurden mut-
maßliche Drogendealer nach ihrem Aufgriff von der
Polizei oder auf Anordnung der Staatsanwaltschaft
entlassen, so dass weder eine freiwillige Exkorporation
erfolgte noch eine Unterbringung in der Justizvoll-
zugsanstalt angeordnet wurde. In diesen Fällen la-
gen entweder keine genügenden Anhaltspunkte für
eine Straftat vor, oder die Anordnung von Zwangs-
maßnahmen wäre gegenüber der zu erwartenden
Strafe unverhältnismäßig gewesen.“ Das ist natür-
lich wieder ein anderer Aspekt, aber auch ein Aspekt,
der unter Umständen dazu führt, dass rechtsfreie
Räume entstehen. Ich wiederhole noch einmal: Dafür
bin ich nicht zu haben! Ich bin schon der Meinung,
dass man darüber nachdenken muss, ob man mög-
licherweise auch noch Rechte wie im BtMG – dieser
Freiraum, der Eigenverbrauchsregelungen betrifft –
ändert, damit man hier eine klarere Rechtsgrundla-
ge hat und auch keine Auslegungsmöglichkeiten mehr
gegeben sind.

Dann habe ich auch nicht den Vergleich, Herr Dr.
Güldner, mit den zwangsweisen Brechmitteleinsät-
zen gezogen, sondern ich habe das auf die Brechmit-
teleinsätze insgesamt bezogen, das ist insbesondere
ein Unterschied quantitativer Natur. Dass wir natür-
lich hinterher schlauer sind, ist klar.

Ich habe auch mit keinem Wort gesagt, ganz im
Gegenteil, ich habe in meinem Redebeitrag zweimal
gesagt, dass wir jetzt sicherlich so weitermachen müs-
sen, wie wir es derzeit praktizieren. Das impliziert
allerdings auch, dass die Möglichkeit gegeben ist, die
Beweismittel ohne Brechmittel noch auf anderem
Wege zu sichern, sowohl als auch, die werden auch
weiterhin nutzbar sein. Ich denke aber, auf Brech-
mittel können wir insgesamt nicht verzichten, insbe-
sondere hier bei Freiwilligkeit oder auch auf dem
anderen Wege über die JVA, ein wesentlich aufwen-
digeres Verfahren, und eben auch unter Umständen
mit einem wesentlich längeren Freiheitsentzug ver-
bunden.

Ein letzter Satz noch! Ich will noch einmal deut-
lich darauf hinweisen: Die Beweismittelsicherung auf
diese Art ist nicht die Erfindung des jetzigen Innen-
senators und auch nicht seiner Vorgänger, sondern
sie stammt in der Tat aus der Ampelzeit von 1992,
da ist das festgelegt worden. Ich stelle mir vor, wäre
ein solcher Vorfall 1994 passiert, dann hätten wir
dieses Thema heute gar nicht mehr als Gegenstand.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Dr. Güldner, dass
ausgerechnet Sie als Mitglied der Partei Bündnis 90/
Die Grünen, die die Drogen auch noch legalisieren

und freigeben will, die unsere Familie abschaffen
möchte,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]  Was?  –  Zuruf  des  Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen] –
Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Familien abschaffen, wie soll man das

denn verstehen?)

sich hier nach vorn trauen! Dann lesen Sie einmal das
Programm Ihrer grünen Jugendlichen, das können
Sie gern lesen! Sie wollen die Familie abschaffen, und
das beweise ich Ihnen noch. Dass Sie sich überhaupt
hier nach vorn trauen und noch solche Märchenre-
den halten, das ist schon an Frechheit und an Selbst-
überschätzung nicht mehr zu überbieten! Hier sage
ich ganz klar: Wenn sich Arroganz mit Dummheit
paart, kann dabei nur eine selbstherrliche, selbstüber-
schätzende Märchenrede eines unfähigen Politikers
der Altparteien herauskommen, der Populismus mit
Wahrheit verwechselt und nicht unterscheiden kann.
Hier sage ich noch einmal: Wer mit Drogen handelt,
hat keinerlei Rücksicht verdient.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r
[Bündnis 90/Die Grünen])

Das hat mit Ihrem eben genannten „zum Abschuss
freigeben“ überhaupt nichts zu tun.

Ihnen geht es mit einer unerträglichen Gefühlsdu-
selei vorrangig um den Schutz der Täter. Der Deut-
schen Volksunion aber geht es zuerst um den Schutz
der Opfer, unserer Kinder, und sonst gar nichts. Un-
sere Kinder sind unsere Zukunft. Sie haben ein be-
sonderes Recht darauf, besonders beschützt und ge-
schützt zu werden, und wenn Sie das nicht begrei-
fen, dann sollten Sie hier und heute vor Scham im
Erdboden versinken! – Ich danke Ihnen!

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Normal ist das nicht!)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der
Abgeordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich finde, dass Herr Tittmann es sich
von uns allen am wenigsten leisten kann, über an-
dere in dieser Weise herzuziehen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, wenn man die bremische Öffentlichkeit
einmal fragen würde, wie denn mit Fraktionen um-
gegangen werden sollte, deren Mitglieder Steuergel-
der veruntreuen, indem Waschmaschinen angeschafft
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werden von Fraktionszuschüssen, dann wäre die
Antwort auch eindeutig. Also, seien Sie einmal ganz
ruhig!

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich finde das unerhört, was hier heute passiert ist.
Der Abgeordnete Tittmann spricht hier von den meist
schwarzafrikanischen Drogendealern und sagt dann,
das seien skrupellose, mörderische Kreaturen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ja, das
stimmt!)

Das ist mindestens am Rande der Volksverhetzung!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Er sagt damit, das sind keine Menschen, das sind Kre-
aturen, das sind Geschöpfe, die keine Menschenrechte
haben, die quasi vogelfrei sind, mit denen man ma-
chen kann, was man möchte. Ich finde das unerhört,

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

und ich finde, das darf hier so nicht stehen bleiben.
Wir überlegen ja immer wieder,

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

wie wir gegen diese Art von Volksverhetzung hier
im Parlament vorgehen können, ob wir uns dazu bes-
ser gar nicht äußern oder ob wir dem entgegentre-
ten. Ich glaube, wenn wir dazu schweigen, machen
wir es nicht besser, sondern wir müssen das zurück-
weisen. Das habe ich hiermit aus unserer Sicht auch
getan.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis  90/Die  Grünen  –  Abg. T i t t -
m a n n  [DVU]: Dann werden Sie verlieren!)

Ich will mich zu Herrn Herderhorst, der sich ja sehr
sachlich geäußert hat, was ich sehr begrüße, noch
einmal äußern. Wir haben als Sozialdemokraten
deutlich gemacht: Wir sind konsequent für alle Mög-
lichkeiten zu haben, die den Drogenhandel effektiv
bekämpfen. Wir sehen es als eine große Gefahr an,
vor allem für die jungen Menschen, was hier in der
Stadt passiert. Wir wollen also alle Möglichkeiten
nutzen, die unser Strafgesetzbuch und unsere Straf-
prozessordnung und auch das Polizeirecht uns bie-
ten. Wir wollen aber dabei – bitte sehr – den Rechts-
staat im Auge behalten. Es ist mitunter etwas schwie-
rig, das gebe ich zu, den richtigen Maßstab zu fin-
den. Mir geht es gelegentlich auch so, dass ich nicht

immer alle Entscheidungen von Gerichten nachvoll-
ziehen kann, dazu bekenne ich mich. Dies wird eini-
gen anderen auch so gegangen sein, die sich mit mei-
nen Entscheidungen als Richter auseinander gesetzt
haben. Im Grundsatz darf es aber keine Frage sein,
dass wir uns an Recht und Gesetz halten und dass
wir alles tun, um Verstöße zu verhindern.

Wenn die Jugendrichter sagen – Sie haben es an-
gesprochen – sie lehnten die Anordnung von den
Maßnahmen nach Paragraph 81 a StPO ab, weil dies
bei denjenigen Tätern, die erstmals auffällig sind,
unverhältnismäßig sei, dann ist das eine Argumen-
tation, mit der man sich auseinander setzen muss. Es
ist nach unserer Verfassung ja so, dass Eingriffe in
die persönliche Freiheit dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit entsprechen müssen, und die Gerich-
te müssen prüfen, ob im Einzelfall die Maßnahme dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht. Na-
türlich ist es dann ein Aspekt, der zu prüfen ist, ob
diese Eingriffe eigentlich in einem ordentlichen Ver-
hältnis stehen zu der Strafe, die am Ende eines sol-
chen Verfahrens zu erwarten ist.

Eines, Herr Herderhorst, will ich auch nicht uner-
wähnt lassen, ich habe es vorhin ganz vorsichtig
angedeutet: In 27 dieser 45 Fälle war das Ergebnis
der Untersuchung positiv, in 18 der Fälle war das
Ergebnis negativ, das heißt, es wurden keine Drogen
festgestellt. Das heißt doch mit anderen Worten, in
18 Fällen hatte die Polizei aufgrund ihrer Beobach-
tungen einen ganz konkreten Tatverdacht, der ließ
sich aber nicht beweisen. Das heißt doch, es gibt eine
gewisse Streuwirkung, also die Polizei liegt in deut-
lich der Mehrheit der Fälle richtig, aber es gibt eben
auch Fälle, in denen jemand in Verdacht gerät und
sich dann dieser Verdacht nicht bestätigen lässt. Ich
finde, das muss man im Auge behalten. Sie können
es auch nicht ausschließen, Herr Herderhorst, dass
die Entscheidungen der Richter richtig waren.

Ich wollte noch auf die Antwort zu Frage 14 hin-
weisen. Da geht es um die Europäische Menschen-
rechtskonvention und die Frage: Wie kommt es, dass
der Senat dies jetzt anders beurteilt, als er es zunächst
getan hat? Ich möchte noch einmal darauf hinwei-
sen: Der Maßstab, nach dem hier zu prüfen ist, ist die
Regelung in der Strafprozessordnung. Da steht ge-
schrieben, dass eine solche vom Gericht anzuordnen-
de körperliche Untersuchung – und das ist ja die Ver-
abreichung eines Brechmittels – nicht zulässig ist,
wenn damit gesundheitliche Nachteile verbunden sein
können.

Nun ist die Frage: Was ist das? Es geht um die Frage:
Wie bewertet man dieses Risiko, das mit einer sol-
chen Verabreichung verbunden ist? Sie haben Recht,
Herr Herderhorst, dass natürlich die Drogendealer,
die Rauschmittel verschlucken, sich selbst in Lebens-
gefahr bringen. Es ist ein Risiko, das sie bewusst ein-
gehen. Das wollen wir ihnen auch nicht abnehmen.
Wir müssen allerdings, wenn sie in staatlicher Ob-
hut sind, dafür sorgen, dass sie nicht gefährdet sind,
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und müssen alles unternehmen, dass sich eben eine
eventuelle Gefährdung, die sie bereits selbst einge-
gangen sind, nicht verwirklicht. Davon geht übrigens
auch der Senat aus. Das hat auch die Innenminister-
konferenz in einem Beschluss dokumentiert, in dem
sie sich mit den Risiken auseinander setzt. Ich finde,
man muss das im Auge behalten. Nachdem sich aber
in Hamburg und Bremen ein gesundheitliches Risi-
ko bei der zwangsweisen Verabreichung von Brech-
mitteln verwirklicht hat, meine ich, kann man es nicht
mehr weiter anwenden, und ich stehe dazu, dass wir
uns als SPD dafür einsetzen werden, dieses Verfah-
ren in Bremen nicht wieder einzuführen.

Wenn ich den Beschluss, den die Bürgerschaft vor
etwas über einem Jahr gefasst hat, richtig verstehe,
dann ist es so, dass dieses Verfahren ohne unsere Zu-
stimmung auch nicht wieder in Kraft gesetzt werden
kann. Wir sind bereit, mit Ihnen über alles zu reden,
was die Verfolgung von Drogenkriminalität verbes-
sern kann, wir machen alles mit, was rechtsstaatlich
ist, aber das muss es dann auch sein. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der
Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Wir greifen ein bisschen der folgenden Debatte vor,
aber das, denke ich, ergibt sich so, wenn zwei The-
men, die so viel miteinander zu tun haben, so kurz
hintereinander auf der Tagesordnung stehen. Ich
glaube, es ist doch noch einmal wichtig, weil es wahr-
scheinlich, wenn man diese Sitzung hier beobach-
tet, draußen für manche schwierig zu beurteilen ist,
worüber jetzt geredet wird, wer Recht hat, was da
wirklich läuft, dass man sich noch einmal auf ein paar
Fakten besinnt. Ich gehe auch davon aus – lassen Sie
mich das einmal ganz nachdenklich sagen –, dass
wahrscheinlich bei dem einen oder anderen draußen
das, was Herr Tittmann hier sagt, nicht immer, so wie
es für uns selbstverständlich ist, auf komplettes Un-
verständnis stößt.

Wir haben ja das Phänomen, das ist vollkommen
unbestreitbar, und ich stehe ja dafür, dies auch immer
anzusprechen, dass wir in zahlreichen Deliktsberei-
chen der Kriminalität – und dazu gehört der Drogen-
handel in besonderem Maße – doch in erheblichem
Umfang nichtdeutsche Tatverdächtige, auch nicht-
deutsche Täter haben. Das ist sozusagen eine Tat-
sache, über die man immer sprechen muss, weil sie
einfach so ist, weil man nur, wenn man sie so benennt,
gemeinsam versuchen kann, die Probleme zu lösen.
Dennoch muss man das natürlich noch einmal in die
Perspektive setzen, denn wenn man Sie reden hört
und die Fakten nicht kennt, dann denkt man ja, es wä-
ren ausschließlich nichtdeutsche Täter. So reden Sie!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Jetzt lassen Sie mich einmal, weil mich das sehr
beeindruckt hat, Folgendes sagen: Es ist gerade in
diesen Tagen druckfrisch der Drogenbericht der Bun-
desregierung, meines Wissens zusammengesetzt aus
CDU und SPD, veröffentlicht worden. Er nimmt ge-
nau zu dieser Frage Stellung, und zwar auf der Ba-
sis der Fakten der Landeskriminalämter, des Bundes-
kriminalamtes, die bundesweit zusammengetragen
werden. Fakten, Herr Tittmann, und keine Behaup-
tungen! Dort werden die einzelnen Rauschgiftarten,
die einzelnen Drogen abgehandelt, und ich sage Ihnen
einmal, was in diesem Bericht der Bundesregierung
aufgrund der erhobenen Daten steht.

Da steht unter der Überschrift Heroin: „Beim He-
roinhandel traten vor allem deutsche Tatverdächti-
ge in Erscheinung.“ Da steht unter der Überschrift
Kokain: „Bei Sicherstellung von Kokain traten meist
deutsche Tatverdächtige in Erscheinung.“ Da steht
bei Ecstasy: „Bei Sicherstellung von Ecstasy wurden
in  erster  Linie  deutsche  Staatsangehörige  festge-
stellt.“ Dann geht das so weiter, ich will Ihnen die
ganze Aufzählung ersparen. Das Interessante daran
ist, wir hier sind uns einig, dass wir gegen den Dro-
genhandel sind. Bei Ihnen reduziert sich das darauf,
dass Sie gegen den Drogenhandel von Ausländern
sind. Wenn Sie es aber ernst meinen würden, dass
Sie die Existenz und den Handel mit Drogen bekämp-
fen wollen, dann müssten Sie gegen den Handel von
Drogen, wenn er von Ausländern oder von Deutschen
betrieben wird, gleichermaßen eintreten und hier nicht
so tun, als ob er ausschließlich von Ausländern aus-
geübt würde.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Daran kann man eigentlich sehen, dass Ihnen der
engagierte Kampf gegen den Drogenhandel, Sie reden
hier immer von Kindern und Kindeskindern und so
weiter, überhaupt kein Anliegen ist – das sollte es aber
sein, weil es ein wichtiges Thema ist –, sondern dass
es Ihnen um etwas völlig anderes geht, nämlich ge-
gen eine bestimmte Volksgruppe hier lediglich zu
hetzen.

Deswegen glaube ich, dass es wichtig ist, solche
Fakten hier noch einmal zur Kenntnis zu nehmen,
ganz nüchtern darüber zu sprechen, wie man diesem
Phänomen beikommen kann, dass die Existenz und
der Handel mit diesen Drogen das eigentliche Pro-
blem sind und dass wir unabhängig von der Haut-
farbe oder vom Pass gegen jeden energisch vorge-
hen, der dies hier betreibt. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält nunmehr
Herr Staatsrat Mäurer.
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Staatsrat Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte an dieser Stelle
noch einmal mein Bedauern über den tragischen
Vorfall äußern, bei dem am 7. Januar 2005 ein Mensch
bei der Vergabe von Brechmitteln verstorben ist. Der
Tod eines Menschen ist nicht wiedergutzumachen,
er muss aber für die Strafverfolgung Anlass sein, ihre
Praxis kritisch zu überprüfen und gegebenenfalls Än-
derungen vorzunehmen.

Die Staatsanwaltschaft, Sie haben das heute an-
gesprochen, hat den mit der Brechmittelvergabe be-
auftragten Arzt wegen fahrlässiger Tötung beim Land-
gericht angeklagt. Sie unterrichtet heute die Medi-
en über die Umstände, die zu diesem tragischen To-
desfall geführt haben. Der Zeitpunkt hat nichts mit
der Tagesordnung der Bürgerschaft zu tun, sondern
ist auf die Berichterstattung und die Vorberichterstat-
tung in den Medien zurückzuführen. Die Staatsan-
waltschaft ist der Auffassung, dass der Beschuldigte
seine ärztlichen Sorgfaltspflichten verletzt hat, und
es ist nun Sache des Landgerichts, dies aufzuarbei-
ten und darüber zu entscheiden.

Bereits am 5. Januar 2005 hat der Leitende Ober-
staatsanwalt auf Anordnung des Senators für Justiz
die zwangsweise Verabreichung von Brechmitteln
untersagt. Seitdem wird, wie hier diskutiert wurde,
nach dem gemeinsamen Erlass des Innen- und des
Justizressorts verfahren. Eine Brechmittelvergabe
unter Zwang, und das ist nur unser Thema, hat es
seitdem in Bremen nicht mehr gegeben. Ich denke,
wir sollten diese Praxis fortsetzen. Ich sehe mich auch
durch die Entwicklung in den anderen Ländern da-
rin bestärkt, auch Hamburg hat nach dem Ereignis
in Bremen inzwischen seine Praxis überprüft. Es gibt
zwar nach wie vor eine Erlassermächtigung, aber ich
weiß aus der Stadt, dass dort inzwischen in der Tat
die Praxis auch verändert wurde. Ich denke, dass die
anderen Länder diesem Beispiel auch folgen sollten
und werden.

Ich möchte aber nicht versäumen darüber zu spre-
chen, hier sollte nicht der Eindruck entstehen, dass
wir dem offenen Straßenhandel tatenlos zusehen. Für
alle noch einmal in aller Deutlichkeit: Dealer, die Dro-
genpäckchen verschlucken, werden wie bisher fest-
genommen. Sie bekommen die Möglichkeit, freiwillig
ein Brech- oder Abführmittel einzunehmen, dies
geschieht unter ärztlicher Kontrolle. Weigern sie sich,
so steht in der JVA ein Haftraum mit einer so genann-
ten Drogentoilette für sie zur Verfügung. Dabei wer-
den sie rund um die Uhr medizinisch bewacht.

Noch ein Wort zu Ihnen, Herr Dr. Güldner: So ein-
fach ist es wiederum nicht, auf die freiwillige Vergabe
zu verzichten. Wenn diese Drogenpäckchen weiterhin
im Magen-Darm-Bereich liegen, ist damit ein medi-
zinisches Risiko verbunden. Ich glaube, dass wir gut
beraten sind, jedenfalls den freiwilligen Einsatz als
das leichtere Mittel zukünftig auch zu akzeptieren.

Offenbar hat sich auch in der Straßenszene herum-
gesprochen, wer mit diesen Verkaufsportionen be-

obachtet wird, wird festgenommen. Die Zahlen, die
in der Antwort des Senats aufgeführt sind, belegen
das. Polizei und Justiz arbeiten im Übrigen sehr eng
zusammen, um Wiederholungstätern ein gewerbs-
mäßiges Handeln nachzuweisen. In mehreren Fäl-
len hat das Amtsgericht Bremen bei mehrfach we-
gen illegalen Rauschmittelhandels aufgefallenen
Straßendealern Untersuchungshaft angeordnet, die
Betroffenen haben mit erheblichen Strafen zu rech-
nen.

Selbstverständlich, und da greife ich vielleicht der
Debatte zum nächsten Tagesordnungspunkt vor, ist
es nicht damit getan, den offenen Straßenhandel al-
lein zu bekämpfen. Die organisierten Strukturen sind
das eigentliche Ziel der Strafverfolgung. Die Hinter-
männer müssen ermittelt und zur Rechenschaft ge-
zogen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dies ist, glaube ich, die gemeinsame Auffassung
des gesamten Hauses. Das ist nur mit einem Aufwand
verbunden, der im alltäglichen Massengeschäft nicht
ohne Weiteres darstellbar ist. Die Staatsanwaltschaft
Bremen wird deshalb ihre Bemühungen deutlich in
diesem Bereich der organisierten Drogenkriminali-
tät verstärken. Sie geht davon aus, dass ähnliche Be-
mühungen auch bei der Polizei greifen und dass es
dann in Zusammenarbeit gelingt, ich muss sagen, in
der bewährten Zusammenarbeit zwischen Polizei und
Staatsanwaltschaft, hier weiter vorzugehen, so dass
wir nicht nur bei den „einfachen“ Fällen stehen blei-
ben, sondern auch versuchen, Licht in das Dunkel zu
bekommen und insgesamt den Drogenkonsum zu-
rückzudrängen. – Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/967, auf die Große An-
frage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Öffentlich wahrnehmbarer Drogenhandel
im Lande Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD

vom 26. Januar 2006
(Drucksache 16/901)

D a z u
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Mitteilung des Senats vom 21. März 2006

(Drucksache 16/968)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Röwekamp, ihm beigeordnet Staatsrat Dr. vom Bruch.

Herr Bürgermeister, Sie werden sicherlich die Ant-
wort nicht wiederholen wollen. – So ist es!

Dann frage ich, ob in eine Aussprache eingetre-
ten werden soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Jetzt sind wir beim zweiten
Thema zum Gesamtkomplex Drogen angelangt. Ich
will zunächst einmal darauf hinweisen, dass dieses
Thema weder neu ist noch möglicherweise an Ak-
tualität verloren hat. Man ist in verschiedenen Jah-
ren in verschiedener Intensität in dieser Hinsicht tätig
geworden, und man hat vielerlei Aspekte im Laufe
dieser Jahre berücksichtigen können, insbesondere
auch, was die Bekämpfung der Kriminalität in die-
sem Bereich angeht.

Es ist auch sicherlich ein Thema, das die Parlamente
in Bund und Ländern im Sozial-, Gesundheits- und
Justizressort und bei den Verfolgungsbehörden da-
mals beschäftigt hat und auch in Zukunft beschäfti-
gen wird. Ein Königsweg, um diesem Phänomen ent-
schieden und bis auf die Nullgrenze entgegenzutreten,
ist leider noch nicht gefunden worden. Man streitet,
inwieweit Legalisierung der Drogen, gänzliches Ver-
bot, Bekämpfungsformen, Verdrängung der Drogen-
kriminalität und sozial- und gesundheitspolitische
Maßnahmen richtig sind. Für uns als CDU gilt dabei
nach wie vor das Drei-Säulen-Modell, nämlich erstens
Prävention, zweitens Ausstiegshilfen und Therapie
und drittens Repression. Das sind die drei grundle-
genden Säulen, an denen wir uns orientieren.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, zunächst möchte ich
mich für die ausführliche Antwort des Senats auf die
Große Anfrage von CDU und SPD zum öffentlich
wahrnehmbaren Drogenhandel bedanken. Ich glaube,
sie stellt eine notwendige Aktualisierung der Situa-
tion um illegale Drogen neben der PKS, also der
polizeilichen Kriminalstatistik, dar.

An dieser Stelle will ich gleich eine Schwachstel-
le im BtMG herausgreifen, die nach meiner Auffas-
sung als Ausnahme vom Verbot des Konsums, Be-
sitzes, Handelns, Schmuggelns, Anbaus, der Herstel-
lung von illegalen Betäubungsmitteln zu gelten hat,
nämlich den Eigenverbrauch bis zu einer bestimm-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

ten Toleranzgrenze. Diese Ausnahme wirft erhebli-
che Probleme auf, insbesondere auch im polizeilichen
Alltag ist es äußerst schwierig, dem beizukommen,
weil in der Praxis die Drogendealer auch erkannt
haben, wo es Möglichkeiten gibt, der Strafe zu ent-
gehen, indem sie also immer nur solche Mengen an
Drogen bei sich tragen, die zulässig sind, und damit
also einer Strafverfolgung entgegenwirken und ent-
gehen. Bei 70 Prozent der Fälle des Erwerbs oder
Besitzes von Betäubungsmitteln wird diese Lücke von
Dealern genutzt, um nicht in den strafbewehrten
Bereich zu kommen. Im Klartext: Die Dealer haben
jeweils nur so viel Betäubungsmittel dabei, wie ich
eben geschildert habe. Von daher ist sicher die Über-
legung notwendig, diesen „Ausnahmetatbestand“ zu
streichen.

Ich muss auch sagen, dass man natürlich, wie Herr
Mäurer das eben in der anderen Debatte getan hat,
bei all dem sehen muss, dass das Kleindealertum auf
der Straße nur einen Aspekt und Mosaikstein in die-
sem Gesamtfeld darstellt, der andere ist der eigent-
lich wesentlichere, und den gilt es trockenzulegen,
das ist natürlich ungleich schwerer und bedarf inten-
sivster Verfolgungs- und Aufklärungsarbeit. Diese,
ich weiß das noch aus früheren Zeiten, wurde zum
Teil dadurch behindert, dass es bei der Polizei Son-
dereinsatzgruppen gab, die dann wirklich den Stra-
ßendeal richtig aufgemischt und so viele Vorgänge
geschaffen haben, dass die zentrale kriminalpolizei-
liche Stelle die Aufklärung der Hintermänner- und
möglicherweise auch Hinterfrauentätigkeit nicht so
verfolgen konnte, wie man es sich wünschen wür-
de. Deswegen muss immer bei den zur Verfügung
stehenden personellen Ressourcen gesehen werden,
welche Schwerpunkte gesetzt werden.

Meine Damen und Herren, dass Besitz, Konsum,
Handel und Schmuggel den größten Anteil der Fall-
zahlen einnehmen, zeigt, dass einerseits deutsche
Konsumenten auffällig werden und andererseits ein
hoher Anteil Nichtdeutscher an diesen Fallzahlen zu
Buche schlägt. Wenn 33 Prozent beziehungsweise 20
Prozent in Bremerhaven des Gesamtkontingents der
ermittelten Personen als Ausländer festgestellt wur-
den, ist das alarmierend und schockierend zugleich.
Wenn man dagegen den Ausländeranteil an der Ge-
samtbevölkerung in Bremen hält, wird das Ganze noch
verschärft bedrückend. Der Anteil von Ausländern
im offenen Drogenhandel ist ebenfalls erschütternd.
Hinzu kommt, dass es sich zum großen Teil um jün-
gere Tatverdächtige handelt. Dies zeigt auch ein-
drucksvoll die Statistik in der Antwort des Senats.

Die Drogenszene hat sich seit 1990 im positiven
Sinne verändert, dies auch dank der zwischen den
beteiligten Ressorts abgestimmten Konzepte. Sozi-
ale und gesundheitliche Maßnahmen waren dabei
genauso vorteilhaft wie die repressiven Maßnahmen
von Polizei und seit einiger Zeit auch durch den Zoll
des Bundes. Dadurch wurde für Dealer der Drogen-
standort Bremen zusehends unattraktiver, was sich
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auch in den Preisen für Drogen niederschlug. Gleich-
wohl, das Phänomen ist nach wie vor brisant.

Darüber hinaus hat sich der Drogenhandel, in der
Senatsantwort auch „Ameisenverkauf“ genannt, de-
zentralisiert. Nicht verändert hat sich, dass der Stra-
ßenhandel von schwarzafrikanischen Drogendealern
geprägt  ist.  Hier  muss  meines  Erachtens  konkret
darüber nachgedacht werden, wie ein noch engerer
Datenaustausch zwischen den beteiligten Behörden
stattfinden kann, um zu raschen Ausweisungen dieser
Personengruppen zu kommen. Es kann nicht hinge-
nommen werden, dass die kleinen Dealer, die im Üb-
rigen einen Mosaikstein in der organisierten Drogen-
kriminalität, wie eben gesagt, bilden, zig Straftaten
auf sich vereinigen, aber nicht ausgewiesen werden
können.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion un-
terstützt alle Anstrengungen, der Drogenproblema-
tik Herr zu werden. Als eine der Grundlagen dafür
muss der Drogenhilfeplan gelten, der schon des Öfte-
ren aktualisiert worden ist, aber auch alle anderen
Möglichkeiten der Bekämpfung und Zurückdrängung
müssen genutzt werden. Präventiv muss schon Kin-
dern und Jugendlichen verdeutlicht werden, wohin
der Weg der Abhängigkeit führt. Hierzu möchte ich
einmal darauf hinweisen, dass es in diesem Fall eine
Broschüre des Weißen Rings gab, die eigentlich je-
dem, insbesondere Jugendlichen, zugeführt werden
sollte, weil darin wirklich beeindruckende Schilde-
rungen bis hin zu einem Abschiedsbrief von einem
Drogenabhängigen sind. Das geht sehr unter die Haut.
Ich würde mir wünschen, dass solche Informationen
breit gestreut werden, insbesondere unter Jugend-
lichen, die ja besonders einstiegsgefährdet sind. Dies
muss möglichst im präventiven Sinne verhindert wer-
den.

Die repressiv angelegten Strategien der Polizei und
auch des Zolls sind vorbildhaft. Die Therapieange-
bote für Aussagewillige müssen zeitnah zu dem Ent-
schluss von Abhängigen auszusteigen zur Verfügung
gestellt werden. Die Ziele und Strategien der Poli-
zei und Staatsanwaltschaft sind ausdrücklich zu be-
grüßen, besonders auch die enge Kooperation. In ei-
nem Satz: Die formulierten Ziele und Strategien zur
Bekämpfung dieses Kriminalitätsphänomens finden
bei uns uneingeschränkt Zustimmung, so wie sie auch
in der Antwort des Senats geschildert sind. Dabei, und
das muss deutlich gesagt werden, ist auch die No-
vellierung des Polizeigesetzes durch die große Koa-
lition von Bedeutung gewesen, genauso wie die Bün-
delung der beteiligten Behörden.

Die Antwort des Senats zählt unter Frage sieben
alle strafrechtlichen, polizeirechtlichen und ordnungs-
rechtlichen Bekämpfungsansätze auf. Jeder Punkt ist
nur zu unterstreichen. Besonders auch die Vermögens-
abschöpfung spielt in diesem Zusammenhang eine
Rolle, weil sie die organisierte Kriminalität im Dro-
genbereich austrocknet. Deshalb muss hier sicher ein
Schwerpunkt gesetzt werden.

Meine Damen und Herren, alle Maßnahmen, die
der Senat aufgelistet hat, werden dazu führen oder
haben schon dazu geführt, den Drogenhandel zu schwä-
chen. Ich hoffe, dass die Verfolgungsbehörden auch
über die personellen Ressourcen verfügen, um die
positiven Ansätze, wie vom Senat dargestellt, zu rea-
lisieren.

Damit möchte ich noch einmal auf die Vergangen-
heit zurückgreifen, nämlich auf das Jahr 1990 – das
habe ich in meinen Unterlagen noch gefunden –, da
hat der Senat am 22. November 1990 einen Beschluss
gefasst, der in Teilen über das hinausgeht, was wir
hier heute eigentlich so für richtig befinden. Ich darf
mit Genehmigung des Präsidenten zitieren:

„Die repressiven Maßnahmen im Bereich der Be-
kämpfung der Drogenkriminalität werden sofort
verstärkt. Die ausländer-, polizei- und strafrechtlichen
Sanktionen für Drogenhändler müssen unmittelbar
spürbar werden, und die rechtlichen Möglichkeiten
müssen voll ausgeschöpft werden. Dazu sind folgende
Maßnahmen zu veranlassen: vermehrte Festlegung
von Gefahrenorten, Durchführung von Razzien, Per-
sonenkontrollen und Platzverweise im einschlägigen
Milieu, konsequente Anwendung der nach dem Aus-
länder- und Asylrecht bestehenden Möglichkeiten
einer Ausweisung und Abschiebung von Ausländern,
die unerlaubt mit Betäubungsmitteln gehandelt oder
in sonstiger Weise gegen strafbewehrte Vorschriften
des Betäubungsmittelgesetzes verstoßen haben.
Insbesondere sind De-facto-Flüchtlinge auch ohne
strafgerichtliche Verurteilung, wenn berechtigte Zwei-
fel an der Täterschaft nicht bestehen, sofort auszu-
weisen und abzuschieben, Asylbewerber sofort un-
ter der aufschiebenden Bedingung auszuweisen, dass
das Asylverfahren ohne Anerkennung als Asylberech-
tigter abgeschlossen wird, illegal im Lande Bremen
sich aufhaltende Asylbewerber direkt in das zustän-
dige Bundesland zurückzuführen. Die vom Senat am
19. März 1990 beschlossenen Drogeninspektionen bei
der Kriminalpolizei“ und so weiter. Das sind Maßnah-
men, die damals dann auch vollzogen wurden, bis
hin zu dem letzten Absatz.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. „Die für
die Krisengebiete geltenden Sonderregelungen ge-
mäß Senatsbeschluss vom 22. Mai 1990, wonach
Ausländer auch ohne Anerkennung als Asylberech-
tigte in Bremen geduldet werden, wird für kurdische
Volkszugehörige nach dem am 1.1.1991 geltenden
Ausländergesetz auslaufen. Bisher ausgesprochene
Duldungen werden grundsätzlich nicht verlängert.“

Das sind Regelungen, die der Senat 1990 getrof-
fen hat. Heute stelle ich fest, dass wir in dem einen oder
anderen Feld, was damals vom Senat für richtig be-
funden wurde, etwas zurückhaltender operieren.

(Beifall bei der CDU)
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Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Kleen.

Abg. Kleen (SPD)*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Der Anschluss an die vorherige Debat-
te ist weder willkürlich noch zufällig. Der Ursprung
für die Fragen und die Antworten zum Thema „Öf-
fentlich wahrnehmbarer Drogenhandel“ liegt ganz
wesentlich auch in den Ereignissen vom Jahreswech-
sel 2004/2005 begründet. Erinnert sei daran, von
vielen, die sich mit der Zukunft von Drogenkriminalität
beschäftigt haben, wurde darauf hingewiesen, dass
nur ein breit angelegtes Konzept die vorher schmal-
spurige Exkorporationstaktik ersetzen könne. Für
mich ist es höchst beeindruckend, welche Konsequen-
zen die Fachleute in den verschiedenen Ressorts zu-
sammengetragen haben, um sich und uns darauf eine
umfassende Antwort zu geben.

Das Thema macht niemandem Freude. Die Ant-
wort des Senats aber auf die Große Anfrage der SPD
und der CDU ist ausgesprochen gelungen. Herr Her-
derhorst hat, glaube ich, ähnlich gesprochen. Dafür
ist den Verfassern zu danken. Ich hoffe nur, dass den
klugen Worten jetzt auch genauso konsequent Ta-
ten folgen, denn jemandem wie mir, der seit Anfang
der neunziger Jahre mit dem Thema beschäftigt ist,
und Rolf Herderhorst ist es ja nicht anders gegangen,
begegnen in dieser Senatsvorlage viele alte Bekannte,
viele Vorhaben, die schon früher angedacht waren.

Das neue, überaus begrüßenswerte Konzept zur
Bekämpfung der öffentlich wahrnehmbaren Drogen-
kriminalität, das laut Mitteilung des Senats im Herbst
des letzten Jahres in Zusammenarbeit von Polizei und
Staatsanwaltschaft entwickelt worden ist, konnte also
sehr gut auf frühere Konzepte aufbauen. Ich entde-
cke darin als das wirklich Neue, dass es hoffentlich
in Zukunft noch wirksamer und konsequenter als bis-
her auch umgesetzt werden soll.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die konsequente Um-
setzung eines Konzepts gegen Drogenkriminalität
erfordert zwei Zielrichtungen. Zum einen muss es am
Handel, am Dealen mit all seinen Randerscheinun-
gen ansetzen, zum anderen muss es den Endverbrau-
cher, und da vor allen Dingen den potentiellen End-
abnehmer zum Ziel haben. Die beiden Konzepte in
präventiv und repressiv zu differenzieren ist wenig
hilfreich. Die präventive Wirkung von wirksamer
Repression dürfte außer Frage stehen.

Zunächst zum Konzept der Bekämpfung! Da mag
manchem aufgefallen sein in der Antwort des Senats,
und es mag auch mancher Kritiker einwenden, dass
an allererster Stelle für den Senat die nachhaltige
Reduzierung der öffentlich wahrnehmbaren Drogen-
kriminalität steht. Im Mittelpunkt des kriminalistischen
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Interesses steht also nicht der stille Junkie, der sich
zu Hause die Spritze setzt, auch nicht die diskrete Party
mit Designerdrogen und Kokain aus gerollten Geld-
scheinen, auch nicht der Joint auf der Studentenfe-
te. Es geht allein um das andere Ende der Spirale der
Abwärtsbewegung, um die Vermeidung der offenen
Drogenszene mit, Zitat des Senats, „Vermüllung, Ver-
wahrlosung und Lärm“. Ich gehe fest davon aus, dass
auch die andere, feinere Drogenkriminalität der Po-
lizei nicht durch die Lappen geht.

Es ist aber nachvollziehbar, dass der Senat auch
auf die Bevölkerung schaut, auf die Akzeptanz staat-
lichen Handelns. Für die Bevölkerung ist es völlig
unerträglich, wenn sich offene Drogenszenen in ih-
rer Nachbarschaft bilden. Das haben die Auswüch-
se Anfang der neunziger Jahre, etwa im Viertel, deut-
lich gemacht. Rolf Herderhorst ist darauf eingegan-
gen. Die Menschen erwarten völlig zu Recht, dass ihre
Kinder die Sandkästen nicht mit weggeworfenen Sprit-
zen teilen müssen, und sie erwarten auch, dass es Ju-
gendlichen nicht so leicht gemacht wird, an Drogen
heranzukommen. Dazu gehört auch, dass niemand
seelenruhig zusieht, wie in der Straßenbahn oder auf
dem Bahnhofsvorplatz die Päckchen ihre Besitzer
wechseln.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich sage für einen Bereich, der nicht so in der Mitte
Bremens liegt, dazu gehört auch der Blick auf die neu-
en, dezentralen Szenen in den Stadtteilen.

Der zentrale Ansatz der neuen Bekämpfungsstra-
tegie ist Koordination und Zusammenarbeit. Bei der
Kriminalpolizei wird eine Bekämpfungskompetenz
bei der Fachdienststelle Straßendeal gebündelt. Eine
verbesserte Koordinierung aller beteiligten Strafver-
folgungsbehörden soll Reibungsverluste vermeiden.
Das hören nicht zuletzt die Polizeibeamten vor Ort
gern, die in der Vergangenheit oft, allzu oft das Ge-
fühl hatten, folgenlos zu arbeiten, damit nach ihrem
Verständnis völlig unsinnig.

Jetzt soll deutlicher abgestimmt werden, was die
Behörden eigentlich voneinander erwarten. Zitat aus
der Senatsmitteilung: „Standards der strafrechtlichen
Verfolgungspraxis bei erwachsenen Tatverdächtigen
sollen festgelegt werden, um die Qualität im Hinblick
auf spätere Strafverfahren zu sichern und den ein-
schreitenden Polizeibeamten Handlungssicherheit zu
geben.“ Ich sage klasse und frage ganz leise: War-
um eigentlich erst jetzt?

(Beifall bei der SPD)

Jugendlichen Intensivtätern soll künftig mit be-
schleunigter Bearbeitung begegnet werden, weil Ju-
gendliche nur dann aus Strafe lernen, wenn sie auf
dem Fuße folgt. Das haben wir schon oft betont, das
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ist völlig richtig. Das Herz eines sozialdemokratischen
Innenpolitikers macht immer einen Freudensprung,
wenn angekündigt wird, dass künftig noch mehr
verbrecherisches Vermögen abgeschöpft wird. Das
Motto „Straftaten dürfen sich nicht lohnen“ spricht
einfach für sich.

(Beifall bei der SPD)

Zu begrüßen ist auch, dass künftig stärker die straf-
rechtlichen und polizeirechtlichen Möglichkeiten
miteinander verbunden werden. Eine Straßendeal-
Datei soll angelegt werden, in die auch Ergebnisse
von Anhaltemeldungen einfließen sollen. Wie bei vie-
len Strukturerhebungen besteht an dieser Stelle aber
auch das Risiko, die Gefahr, dass auch völlig Unschul-
dige Adressaten solcher polizeilicher Maßnahmen
werden, denn die Gefahrenorte wie Bahnhofsvorplatz
oder bestimmte Plätze in Grünanlagen werden nicht
nur vom Personenkreis der Drogenszene aufgesucht.
An dieser Stelle wird es ganz wichtig sein, sehr sorg-
fältig mit dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz zusammenzuarbeiten, damit nicht Unschuldige
länger als nötig einen Platz in der Datei Straßendeal
einnehmen.

(Beifall bei der SPD)

Dass auch die Möglichkeiten von Platzverweisen
und Durchsetzung mit Ingewahrsamnahme in der
neuen Strategie eine wichtige Rolle spielen, darauf
ist Rolf Herderhorst eingegangen. Uns überrascht das
nicht, wir haben schon in der Debatte um das Zwangs-
erbrechen gefragt, warum davon eigentlich nicht häu-
figer Gebrauch gemacht wird.

Dieses neue Konzept des repressiven Ansatzes ist
schlüssig. Die Unterstützung der Politik für Polizei,
Staatsanwaltschaft und alle anderen Beteiligten ist
sicher. Mit der konsequenten Anwendung ist zu hof-
fen, dass der Verfolgungsdruck, der Kontrolldruck auf
die Szene so groß wird, dass sie ihre Attraktivität auf
Neueinsteiger verliert, aber auch auf Nichtbremerin-
nen und Nichtbremerhavener, denn eine oberzentrale
Bedeutung als Drogenstadt streben wir weder in Bre-
men noch in Bremerhaven an.

(Beifall bei der SPD)

Die Verstärkung der repressiven Maßnahmen darf
aber nicht isoliert betrachtet werden. Die Unterbin-
dung von Lieferketten durch polizeiliche Maßnah-
men ist ein wichtiger Schlüssel zur Bekämpfung der
Drogenkriminalität, aber nicht der einzige. Ich bin
deshalb sehr dankbar, dass der Senat nicht nachlässt,
auch beim potentiellen Endabnehmer weiter darum
zu kämpfen, ihn vor einer schlimmen Karriere im Dro-
genmilieu zu bewahren. Die Antwort auf Frage acht
gibt dazu einen kleinen, aber eindringlichen Einblick.
Drogenkarrieren entstehen nicht aus dem Nichts und

selten aus Zufall. Kinder aus desolaten Familienver-
hältnissen, insbesondere aus Suchtfamilien, sind ei-
nem erheblich höheren Risiko ausgesetzt, süchtig zu
werden.

Die Begegnung mit legalen Drogen, Medikamen-
ten, Nikotin, Alkohol und ihr Gebrauch durch Erwach-
sene hat Einfluss darauf, wie Jugendliche mit diesen
Dingen umgehen. Deshalb ist es wichtig, konsequent
alle Bestrebungen zu unterstützen, etwa das Rauchen
im öffentlichen Raum, insbesondere natürlich in Schu-
len, zu unterbinden.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal den
Bogen zum Anfang meiner Ausführungen schlagen,
als ich zwischen dem Ende der Fahnenstange und
den etwas weniger problematischen Tätern differen-
ziert habe. Sie erinnern sich vielleicht noch an den
Bremer Tatort, in dem Inga Lürsen, die Kommissa-
rin, mit alten Freunden in einer Hemelinger Disko saß
und den alten Zeiten nachhing, und dabei kreiste ein
Joint. Ich bin mir auch sicher, wenn sich die Aktivis-
ten der Studentenbewegung zu ihren Veteranentref-
fen begegnen, dann erinnern sie sich gern auch an
manchen kleinen Rausch, der nicht nur vom Bier kam.
Aus fast all diesen Leuten ist etwas geworden.

Ich will keinen Zweifel daran lassen, dass Verbo-
te natürlich für alle gelten müssen, auch für diese.
Wir müssen aber Ursache und Wirkung von Drogen-
missbrauch uns deutlicher vor Augen führen. Die
Ursache der Krankheit Drogensucht ist oft nicht der
Drogenmissbrauch, sondern Ohnmacht, Perspektiv-
losigkeit, Lebensangst, Einsamkeit, Frust, nicht zu
erfüllende Lebenserwartungen. Suchtmittel sind in
erster Linie Suchtbegleiter, nicht deren Auslöser.
Deshalb ist es nicht nur die Aufgabe der Politik, Dro-
genkriminalität zu bekämpfen, sondern auch gesell-
schaftliche Voraussetzungen für gefährdete Menschen
zu schaffen, besonders für Kinder und Jugendliche,
die die Gewähr dafür bieten, ein Leben ohne Dro-
gen zu führen.

(Beifall bei der SPD – Glocke)

Als allerletzten Punkt, und ich nehme in Anspruch,
mir diese eine Minute von Herrn Herderhorst auch
zu erkämpfen, möchte ich ganz kurz auf das Thema
eingehen, das in diesen Tagen immer wieder eine
Rolle spielt, nämlich die Vergabe von Heroin auf
Rezept. Es besteht doch Einigkeit, dass die Sucht und
gerade auch die Abhängigkeit von illegalen Drogen
eine Krankheit ist. Deshalb kämpfen nicht nur Poli-
zeibeamte, sondern auch Ärzte, Therapeuten und
Gesundheitspolitiker. Das halbwegs normale Leben
mit der Krankheit zu ermöglichen und eine Chance
auf Heilung zu eröffnen ist ein Ansatz, der auf ande-
re Krankheiten ebenso passt. Ein Ansatz ist die Ver-
gabe von Methadon, nicht unumstritten. Ein Versuch
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hat jetzt ergeben, das hat die Drogenbeauftragte der
Bundesregierung, Sabine Bätzing, vorgetragen, dass
gegenüber Methadonsubstituierten die Behandlung
mit Heroin statistisch eine signifikante Überlegenheit
für den Personenkreis der Schwerstabhängigen auf-
weise. Dieses Ergebnis zu bewerten, jenseits aller ide-
ologischen Grabenkämpfe, ist doch jetzt unsere Auf-
gabe, wenn es uns wirklich darum geht, Krankheit
heilen zu wollen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Bevor ich dem nächsten
Redner das Wort erteile, begrüße ich auf der Besu-
chertribüne recht herzlich eine Gruppe aus Huchting,
die sich „Die jungen Alten“ nennt. Herzlich willkom-
men in unserem Hause!

(Beifall)

Nächster Redner ist der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich bin in der vorherigen Debatte schon auf das er-
schreckende weltweite Ausmaß des Problems, über
das wir heute für unser Land, für Bremen und Bre-
merhaven sprechen, eingegangen. Es sind manchmal
die Zahlen, die einen schon etwas verstummen las-
sen, wenn man sich anschaut, welche Dimension
inzwischen der Drogenhandel zum einen, das ist ja
gesagt worden, für die Entwicklung der weltweiten
Kriminalität, für die Gesundheitsfragen der Bevölke-
rung, aber natürlich inzwischen auch, das muss man
so sagen, als Wirtschaftsfaktor hat. Ich hatte vorhin
den Umfang genannt: 265 Milliarden Euro Umsatz
weltweit! Es wurde einmal errechnet, dass das mehr
ist als das Bruttoinlandsprodukt von 90 Staaten die-
ser Welt zusammengenommen.

Daran kann man in etwa die Bedeutung sehen, um
welche materiellen Kämpfe es hier auch geht und
warum dieser Bereich der Kriminalität über die di-
rekte Wirkung, die ja schlimm genug ist, hinaus,
gerade weil es um so viel Geld geht, auch so eine
Sprengkraft hat, wenn wir ihn dann sozusagen hier
vor Ort betrachten, und warum es da nicht nur um
Drogenhandel und Drogenkonsum geht, sondern in
den Begleiterscheinungen bis hin zu Mord, Totschlag,
Körperverletzung, all den Raub- und Diebstahlsde-
likten, die sich sozusagen an dieses Phänomen an-
docken, geht. Das wird man natürlich verstehen, wenn
man liest, um wie viel Geld es dort inzwischen welt-
weit geht.

Es ist viel Richtiges von den Kollegen gesagt wor-
den, das meines Erachtens gerade in diesem Modell
Prävention und Repression sinnvoll ist. Ich finde auch,
dass der wahrscheinlich über Behörden- und Ressort-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

grenzen hinaus entwickelte Bericht des Senats als
Antwort auf die Große Anfrage der CDU und der SPD
dies im Großen und Ganzen korrekt und sehr aus-
führlich darstellt. Es sind dort richtige Zeichen ge-
setzt mit Sätzen wie „Abhängige sind kranke Men-
schen“, was ja immer nur von den Böswilligen miss-
verstanden worden ist als eine Art Entschuldigung
sozusagen, um nicht gegen den Drogenhandel vor-
zugehen, was von denen, die klüger sind, immer so
verstanden wird, dass man an mehreren Enden des
Problems ansetzen muss, und ein Ende ist eben die
medizinische und gesundheitliche Betrachtung und
die Rolle des Abhängigen auch als Patient.

Was ein bisschen irritierend ist, Herr Kleen ist nur
zum Teil darauf eingegangen, ich habe eigentlich
immer noch nicht ganz verstanden, warum Sie so
ausdrücklich und mehrfach nur den öffentlich wahr-
nehmbaren Drogenhandel hier immer wieder beto-
nen. Ich finde richtig, was die Vorredner gesagt ha-
ben, dass natürlich der öffentlich wahrnehmbare Dro-
genhandel über den Handel an sich hinaus eine ganze
Reihe von für die Bevölkerung direkt spürbaren Be-
lästigungen mit sich bringt und wir ihn daher ganz
selbstverständlich im Blick haben müssen. Ich woh-
ne um die Ecke des Sielwallecks, ich habe Kinder,
von daher muss man mir das nicht erzählen, ich weiß
genau, worum es hier geht und warum sich viele
Bürger daran stören. Wenn man dann noch darüber
spricht, Herr Kleen hat das getan, das ist auch nur
leicht zurückgegangen, dass wir auf Spielplätzen, in
Sandkästen und in Hauseingängen Spritzen und Ähn-
liches herumliegen haben, dann ist das etwas, was
uns alle an dieser Stelle zusammenführen sollte.

Dennoch, und jetzt kommt sozusagen mein Unver-
ständnis, ist das ja nur das sichtbare Phänomen die-
ses Gesamtkomplexes. Ich habe begonnen, mich zu
fragen, wenn wir jetzt einmal so weit kämen – das
kann im Prinzip kein Innensenator jemals leisten –,
dass wir den öffentlich wahrnehmbaren Drogenhandel
vollständig zurückdrängen würden, was wäre zur
Lösung der tatsächlichen Probleme, die wir in die-
sem Bereich haben, denn gewonnen, wenn der Dro-
genhandel dann in geschlossenen Räumen, unter
Ausschluss der Öffentlichkeit, sozusagen unserem
Blickfeld entzogen noch stattfinden würde? Der An-
bau in den Herkunftsländern dieser Drogen wäre nicht
unterbunden, sondern er würde nach wie vor statt-
finden. Die internationale organisierte Kriminalität
mit ihren horrenden Gewinnen, die ich gerade er-
wähnt habe, die ganze Staaten zerfrisst und zersetzt,
die damit einhergehende Korruption und so weiter
würden nach wie vor stattfinden. Die Folgekrimina-
lität mit Bandenkriegen, Mord, Totschlag, Beschaf-
fungsdiebstählen würde nach wie vor stattfinden.
Gesundheitsschäden und zerstörte Existenzen wür-
den nach wie vor stattfinden, wir würden es nur nicht
so deutlich auf unseren Straßen sehen.

Das spricht natürlich überhaupt nicht dagegen, die-
ses Phänomen auch in der Tat von der Straße schaf-
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fen zu wollen, es heißt nur, dass, wenn wir das sa-
gen, planen und an diesen Strategien arbeiten, wir
natürlich noch lange nicht am Ende sind, sondern dass,
wenn wir den Drogenhandel in geschlossene Räu-
me oder in unserem Blickfeld verstellte Räume ver-
drängen, er dann nach wie vor stattfindet und die von
mir eben genannten Wirkungen auch nach wie vor
stattfinden. Das ist also eine sehr komplexe Aufga-
be, auch das so genannte Dunkelfeld, also den Handel,
der auf Partys, in Wohnungen, Lofts nennt man das,
glaube ich, heute bei bestimmten Leuten abgewickelt
wird, zu verfolgen, meine Damen und Herren, dann
ist ein kleiner Schritt auf der Straße im Erscheinungs-
bild getan, dann ist auch ein großer Schritt für die Bür-
ger, die das täglich erleben müssen, getan, aber dann
ist die Bekämpfung des Drogenhandels noch lange
nicht am Ende.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich hatte, als wir, darauf bin ich ja eben schon einmal
eingegangen, zu Beginn des letzten Jahres anläss-
lich der Debatte um den Brechmitteleinsatz hier über
das Thema gesprochen haben, wenn Sie sich daran
erinnern, eine Menge Unverständnis bei der CDU-
Fraktion erweckt, weil ich mir erlaubt habe, noch ein-
mal darauf hinzuweisen, dass wir zwar das Phäno-
men haben, dass sozial Schwache, Verelendete, Kin-
der und Jugendliche durch das so genannte Anfixen
in diesen Drogenkonsum hineingezogen werden. Ich
habe mir damals erlaubt, aber auch darauf hinzuwei-
sen, und ich glaube, der Kollege Kleen hat das eben
in einem Nebensatz auch getan, dass wir natürlich
mit Partydrogen, Luxusdrogen, Designerdrogen auch
einen gutbürgerlichen Teil der Bevölkerung haben,
der zwar nach außen hin nicht heruntergekommen
aussieht, nicht an der Ecke steht und keine Spritzen
in Ihren Vorgarten wirft, der aber gleichwohl für hor-
rende Summen Drogen konsumiert. Wenn Sie die
einschlägigen Berichte der Fachleute lesen, ist das
ein Bereich, der ständig wächst im Bereich Kokain,
im Bereich synthetischer Drogen. Von daher ist es
schon etwas eingeschränkt, wenn man nur auf die-
se Verelendungsbereiche schaut und dies nur als die
Nachfrage sieht.

Ich habe es so verstanden, als ich darüber nach-
gedacht habe, warum Sie so empört waren, Sie ge-
hen davon aus, dass im Prinzip das Angebot, der
Handel quasi mit einer aggressiven Akquise im Grun-
de genommen die Leute dazu verleitet, diese Dro-
gen zu nehmen, und die eigentliche Schuld darin liegt.
Ich finde, wir müssen erwachsene Menschen, die hier
ihr Geld statt für etwas Sinnvolles für die entsprechen-
den Drogen ausgeben und dies bei vollem Bewusst-
sein tun, die nicht krank und nicht verelendet sind,
sondern dies als eine Art Schickeriakonsum auffas-
sen oder Drogen konsumieren, weil sie vielleicht zu
viel zu tun haben oder nächtens nicht so gern früh
ins Bett gehen, wir müssen diese gutbürgerlichen
Kreise selbstverständlich als einen weltweiten Nach-

fragemotor im Auge haben. Das ist ja sehr viel mehr
Geld als bei dem kleinen Kiffer an der Ecke. In den
Großstädten unserer westlichen Welt haben wir Tau-
sende von diesen Menschen, die die Nachfrage für
Drogen jeden Tag wieder stimulieren. Ich glaube, dass
wir uns diesem Phänomen auch zuwenden müssen.
Vielleicht sind wir da gar nicht so weit auseinander,
wie Sie damals dachten.

Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie sagen, Sie
würden die Leute davon freisprechen, selbst für das
verantwortlich zu sein, was sie hier tun. Deswegen
finde ich, dass wir von diesem heutigen Bericht aus-
gehend, der in vielen Bereichen sinnvolle Maßnah-
men aufzeigt, weitergehen müssen. Wir müssen vor
allen Dingen eben auch neben der Angebotsseite,
neben dem Handel, auch die Nachfrage unterbinden.
Ich glaube, dass weltweit sehr viele Experten zu dem
Schluss gekommen sind, dass wir so, wie die USA das
angelegt haben als Krieg gegen Drogen, vor allen Din-
gen an der Anbau-, an der Produktionsseite anzuset-
zen, während die Nachfrage bei ihnen zu Hause in
den Großstädten der USA gleich bleibt, nicht weiter-
kommen, diesen Krieg gegen die Drogen niemals ge-
winnen können, sondern solange die Nachfrage da
ist, das sagen alle, wird es auch ein Bedienen dieser
Nachfrage mit diesen Drogen geben. Deswegen lassen
Sie uns gemeinsam auch diese Seite angehen und
hier bei uns in der westlichen Welt als soziales Phä-
nomen auch die Nachfrage bekämpfen und nicht nur
das Angebot!

Lassen Sie mich einen letzten Satz sagen, weil Herr
Kleen es angesprochen hat: Ich bin etwas über die
Reaktion vieler CDU- und CSU-Abgeordneter des
Bundestags irritiert. Ich glaube, der Innensenator hat
sich auch zu dem Heroinmodellversuch geäußert, dazu
wird er vielleicht gleich noch einmal etwas sagen, der
bundesweit gelaufen ist. Meine Information war, dass
es in den Großstädten, und das ist ja eine ganze Reihe
von Großstädten, die mit unterschiedlichen politischen
Mehrheiten regiert werden, wo der Modellversuch
„Abgabe von Heroin an Schwerstkranke“ in den letz-
ten Jahren gelaufen ist, jeweils Mehrheiten in den
Stadtparlamenten auch mit Stimmen der CDU und
in München der CSU gab, dass das aus kommunal-
politischer Sicht dort jeweils als ein sinnvolles Pro-
jekt angesehen worden ist.

Nun habe ich ein bisschen den Verdacht, dass man
in der bundespolitischen Diskussion, wo man anders
als in der Kommunalpolitik etwas von der Situation
vor Ort entfernt ist, daraus jetzt ein großes Politikum
innerhalb der großen Koalition machen will. Hier ist
auf der einen Seite die SPD-Drogenbeauftragte, auf
der anderen Seite sind die CDU- und CSU-Fraktio-
nen. Ich glaube, das sollte man auf keinen Fall tun,
dies auf diese politische Ebene zu heben, sondern man
sollte die Berichte der Fachleute gründlich lesen. In
Bremen haben wir uns damals einvernehmlich ge-
gen einen solchen Modellversuch ausgesprochen, von
daher haben wir da in Bremen kein Problem mit-
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einander. Wir haben eine ganz andere Tradition mit
der Methadonvergabe, von daher war Bremen dort
nicht im Blick, aber ich würde davor warnen, jetzt
eine bundesweite Diskussion auf dem Rücken des
Versuchs auszutragen, unter medizinischen Vorzei-
chen dort für einige Menschen eine Linderung und
einen Erfolg im Kampf gegen ihre weitere Verelen-
dung und schlimmer werdende Gesundheit – ich kom-
me zum Schluss, Herr Präsident – zu erreichen. Das
ist, glaube ich, der falsche Weg.

Wenn wir, wenn das die heutige Debatte gezeigt
hat, in Bremen von dieser ideologisch belasteten Aus-
einandersetzung weg kommen und uns jede einzel-
ne Maßnahme, wie wir es hier in der Antwort des
Senats getan haben, für sich anschauen und dann ab-
wägen, ob wir weitermachen oder ob dort Korrek-
turen notwendig sind, dann haben wir ein wesent-
lich besseres Ergebnis, als wenn wir uns einen gro-
ßen Schlagabtausch über verfestigte ideologische
Positionen leisten. Das ist nicht nur auf dem Rücken
der Suchtkranken, sondern das ist auf dem Rücken
aller und kann eigentlich zu keinem Erfolg führen.
– Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Nächster Redner ist der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Sie schreiben hier in Ihrer Großen
Anfrage „Öffentlich wahrnehmbarer Drogenhandel
im Lande Bremen“ so großartig und vollmundig: „Die
offene Drogenszene an bestimmten Orten konnte
sichtbar zurückgedrängt werden.“ Nun frage ich Sie
allen Ernstes: Für wie blöd und für wie einfältig hal-
ten Sie eigentlich unsere Bürger? Die Zahl der Dro-
genabhängigen und der Dealer ist dort nicht durch
Ihre gescheiterte Drogenpolitik zurückgegangen. Die
großen Drogenprobleme haben sich durch Ihre un-
soziale Polizeireform, sprich Personaleinsparungen,
und unerträgliche Kürzungen im sehr wichtigen
Bereich der inneren Sicherheit auf Kosten und zu Las-
ten der Bürgerinnen und Bürger doch nur noch ver-
schlimmbessert. Von den unerträglichen Zuständen
in der so genannten Diskomeile, das konnten Sie ja
nun seitenlang nachlesen, ganz zu schweigen! Die-
ses Thema würde eine ganze Parlamentssitzung zeit-
lich beanspruchen.

Meine Damen und Herren, vielleicht, aber auch nur
vielleicht, ist der Drogenhandel am Sielwalleck,
Ostertorsteinweg und so weiter nicht mehr ganz so
öffentlich wahrnehmbar. An diesen Orten hatten frü-
her zirka 500 Drogenabhängige ihren festen Treff-
punkt. Heute sind es „vielleicht“ nur noch 300 Dro-
genabhängige. Diese Orte sind aber auch heute noch
Brennpunkte der ausufernden Drogenszene im Lande
Bremen im Zusammenhang mit der dazugehörigen

Beschaffungskriminalität. Das können selbst Sie, Herr
Dr. Güldner, nicht leugnen.

Zwar ist die Drogenszene auf Wanderschaft gegan-
gen, die großen Probleme sind aber geblieben. Zwar
konnte zwischenzeitlich eine Verlagerung von Dro-
genabhängigen und Dealern in die Stadtteile wie zum
Beispiel Neustadt, Vegesack oder Walle festgestellt
werden, der Drogenhandel wird aber in allen eben
genannten Stadtteilen nach wie vor in der Mehrzahl
von schwarzafrikanischen Drogendealern dominiert
und kontrolliert. Das, Herr Dr. Güldner, konnten Sie
schwarz auf weiß meines Wissens auch in der Mit-
teilung des Senats und in der Kriminalitätsstatistik
nachlesen. Also, kommen Sie mir jetzt nicht noch ein-
mal mit Pseudozahlen des Bundes, das glaubt Ihnen
keiner mehr, zumal die auch noch unrealistisch er-
schienen! Das brauche ich Ihnen ja nicht extra zu er-
klären, das habe ich Ihnen ja schon in der Vergan-
genheit anhand von Zahlen und Fakten namens der
Deutschen Volksunion unzählige Male deutlich hier
dargestellt.

Das wird auch wohl zukünftig so der Fall sein, denn
aus der aktuellen Kriminalitätsstatistik geht eindeutig
hervor, dass die Bereiche des Drogendealens und des
Drogenschmuggels überwiegend von ausländischen
Kriminellen dominiert und kontrolliert werden, wo-
bei es beim Drogenkonsum genau umgekehrt ist, das
heißt schwarz auf weiß: Die Mehrzahl der Drogen-
dealer sind Ausländer schwarzafrikanischer Herkunft,
und die Mehrzahl der todkranken drogensüchtigen
jugendlichen Menschen sind Deutsche. Das müsste
auch Ihnen einleuchten.

Um das zu erkennen, hätten Sie nicht extra eine
Große Anfrage einbringen müssen. Das ist öffentlich
wahrnehmbar. Das ist eindeutig eine Bankrotterklä-
rung Ihrer erbärmlich gescheiterten Drogenpolitik und
sonst gar nichts! Meine Damen und Herren, die Dro-
genszene ist zwar auf Wanderschaft gegangen, die
sehr großen Probleme in den von mir eben genann-
ten Stadtteilen sind aber geblieben. Der Drogenhandel
mit all seinen Begleiterscheinungen hat sich meines
Wissens im Lande Bremen insgesamt sogar noch
verstärkt und dadurch natürlich auch unweigerlich
und unübersehbar die öffentliche Wahrnehmung des
Drogenhandels. Somit sind Sie insgesamt mit Ihrer
so genannten Drogenpolitik erbärmlich gescheitert.

Darüber hinaus hat Ihre unsägliche unsoziale so
genannte Polizeireform der Einsparorgien eindeutig
zu Lasten und auf Kosten der Polizeibeamtinnen und
-beamten dazu geführt: Viele Polizisten sind zu alt,
Polizeibeamte sollen später in Rente, Polizeibeam-
tinnen und -beamte verdienen zu schlecht, sie sind
einfach unterbezahlt. Die Belastungen sind jetzt schon
zu hoch und werden bei immer mehr Einsparungen,
das heißt, immer weniger Personal, noch viel größer
werden. Der Dienst ist bei einer steigenden Krimi-
nalität sehr gefährlich und ist auch durch Ihre Ein-
sparungsorgie im sehr wichtigen Bereich der inne-
ren Sicherheit noch viel gefährlicher geworden. Kurz-
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um gesagt, sehr viele Polizeibeamtinnen und -beamte
haben auf deutsch gesagt die Schnauze voll. Sie sind
zu Recht demoralisiert und frustriert.

Meine Damen und Herren, Ihre ach so großartige
Polizeireform hat in hohem Maße mit dazu geführt
und beigetragen, dass der Drogenhandel im Lande
Bremen öffentlich sichtbarer verstärkt wahrgenom-
men wird. Das ist für die Deutsche Volksunion uner-
träglich. Diese politische Schande haben Sie alle
gemeinsam zu verantworten. Darum ist heute nicht
nur die Sielwallkreuzung die Zentrale der öffentli-
chen Drogenhöhle, sondern mit ganz wenigen Aus-
nahmen ganz Bremen, was auch öffentlich überdi-
mensional zum Schaden des Landes Bremen in ganz
Deutschland wahrgenommen wird. Diesen Skandal
haben Sie zu verantworten!

Herr Dr. Güldner, für wie blöd halten Sie eigent-
lich unsere Bevölkerung? Selbstverständlich bekämpft
die Deutsche Volksunion jegliche Drogenkriminali-
tät, ob von Schwarzafrikanern, ob von Osteuropäern
oder von deutschen Drogenkriminellen. Das ergibt
sich doch schon allein aus meinen eingebrachten
Anträgen gegen die Drogenkriminalität, die Sie, Herr
Dr. Güldner, und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt
haben. Also, unterlassen Sie diesen blödsinnigen Ver-
such, meine Reden falsch darzustellen!

Darum sage ich es noch einmal, alle Drogendea-
ler, egal welcher Hautfarbe, welcher Nation, die un-
sere Kinder ermorden und umbringen, sind für mich
elendige Mörder, das bleibt dabei, basta! Ich habe
nicht gesagt, alle Schwarzafrikaner seien Drogendea-
ler. Das stimmt nicht, das ist eine Selbstverständlich-
keit, das sind sie natürlich nicht. Herr Dr. Güldner,
Sie können aber nun einmal aus einem schwarzafri-
kanischen, in der Mehrzahl schwarzafrikanischen,
Drogendealer keinen deutschen weißen Drogendealer
machen, das geht beim besten Willen nicht, auch wenn
Sie es gern möchten. Das geht eben nicht! – Ich danke
Ihnen!

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Herr Bürgermeister Röwekamp.

Bürgermeister Röwekamp: Sehr geehrter Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Zu der Rede von Herrn Tittmann, damit kann man
es natürlich auch gleich bewenden lassen, will ich
nur kurz sagen, das am häufigsten in Ihrer Rede
benutzte Wort war „blöd“ oder „Blödsinn“. Was mich
daran erschreckt, ist, dass Sie diesen Begriff immer
ohne jede Art von Selbstreflexion verwenden!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich will ganz deutlich sagen, dass ich im Gegen-
satz zu dem, was Sie hier verkündet haben, selten
so einen Blödsinn hier im Parlament gehört habe, wie

den, den Sie verbreitet haben. Es ist erschreckend,
mit welcher Schlichtheit Sie manchmal versuchen,
die Fakten zu verdrehen, um hier tatsächlich nur für
die Radiosender zu sprechen. In die inhaltliche Ar-
beit mischen Sie sich sowieso nicht ein. Dass die Po-
lizeistärke in den letzten Jahren gewachsen und nicht
gesunken ist, das kann Ihnen vielleicht auch klar sein,
und dass der Drogenhandel zwar auch aus meiner
Sicht ein schweres Verbrechen ist, aber mit dem Tat-
bestand des Mordes nicht zu vergleichen ist, das liegt
auf der Hand. Ich würde mir wünschen, dass auch
bei Ihnen die eine oder andere differenziertere Be-
trachtungsweise doch Einkehr hält, weil Sie dem Haus
ja nun schon mittlerweile ziemlich lange angehören,

(Zurufe von der SPD: Zu lange!)

auch wenn Sie noch nichts bewegt haben. Ich glau-
be immer noch an die Einsicht der Menschen. Bei
Ihnen komme ich hin und wieder allerdings in Zweifel.

Im Übrigen möchte ich mich beim Parlament für
diese sehr ausführliche und sachliche Auseinander-
setzung bedanken, auch wenn man in der Sache an
der einen oder anderen Stelle sicherlich unterschied-
liche Standpunkte hat. Der „Weser-Kurier“ hat ja
heute in einem Leitartikel die Arbeit des Parlaments
in dieser Sitzungsfolge für suboptimal gehalten, um
es einmal vorsichtig auszudrücken. Ich finde, das ist
schon ein starkes Stück, das will ich auf dieser, auf
der anderen Seite des Parlaments ruhig einmal sa-
gen. Dieses Beispiel der Diskussion macht, finde ich,
deutlich, mit welcher Sachlichkeit und mit welchem
Engagement das Parlament sich in tatsächliche, ge-
sellschaftlich für uns auch in Bremen schwierige Frage
einmischt und darüber sachlich zu diskutieren in der
Lage ist. Dass darüber hinaus dann so ein Beispiel
genannt wird wie die „Regionale EU-Strukturförde-
rung“, als wäre das für das Land völlig egal, meine
Damen und Herren, auch das zeugt für einen gewissen
Grad an Schlichtheit unter Journalisten. Ich finde es
richtig und vernünftig, dass das Parlament sich mit
diesen Fragen in Bremen, auch in seiner existenti-
ellen Frage, befasst.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Eines dürfen wir an dieser Stelle nicht vergessen,
in Bremen sterben nach wie vor mehr Menschen durch
Drogen als durch Verkehrsunfälle und Kapitalverbre-
chen. Deswegen ist die Bekämpfung der Drogenkri-
minalität ein ganz großes Anliegen des Senats, von
Polizei und Staatsanwaltschaft und allen Menschen,
die damit zu tun haben. Wir stehen in der Bekämp-
fung der Drogenkriminalität, und das erklärt vielleicht
gleich auch am Anfang ein bisschen den von Herrn
Kleen angedeuteten und von Herrn Güldner vermute-
ten Widerspruch zwischen dem, was öffentlich wahr-
nehmbare Drogenkriminalität ist, und dem, was üb-
rige Drogenkriminalität ist.
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Meine verehrten Damen und Herren, die Bekämp-
fung beider Phänomene liegt dem Senat sehr am Her-
zen und wird von Polizei, Staatsanwaltschaft und Ge-
richten auch mit Nachdruck verfolgt. Sowohl die or-
ganisierte Kriminalität als auch die Frage, was eigent-
lich in nichtöffentlichen Räumen geschieht wie in
Wohnungen beispielsweise, steht bei der Polizei auf
der Agenda. Das hängt schon damit zusammen, dass
unser Land ja bekanntlich aus zwei Städten besteht
und Sie in Bremerhaven eine so öffentlich wahrnehm-
bare Drogenszene wie hier in Bremen nicht haben.
Das macht das Geschäft, will ich nur sagen, für die
Polizei schwieriger, weil der Drogenhandel, der sich
in Wohnungen abspielt, natürlich wesentlich schwerer
zu ermitteln ist und die Täter dann auch wesentlich
schwerer zu überführen sind. Gleichwohl wird eine
nicht unerhebliche Kapazität der Polizei, insbesondere
auch der zuständigen Kommissariate, auf diese Tä-
tigkeit verwandt.

Deshalb reden wir also heute insbesondere über
die Frage der öffentlich wahrnehmbaren Drogenkri-
minalität. Da bin ich dem Parlament sehr dankbar,
dass dies in den Fokus der Betrachtung gestellt worden
ist, weil ich den Eindruck habe, dass wir in letzter Zeit
dazu neigen, die Frage der gesellschaftlichen Äch-
tung von Drogen immer weiter nach hinten zu schie-
ben. Ein Staat, der duldet, dass es Drogenszenen gibt,
dass öffentlich wahrnehmbar mit Drogen gehandelt
werden kann, genauso wie ein Staat, der hinnimmt,
dass in Fernsehsendungen – Herr Güldner oder Herr
Kleen, ich habe dazu explizit eine andere Auffassung
– unter Vorbildern wie Kriminalkommissarinnen und
-kommissaren ein Joint herumgereicht werden kann,
meine Damen und Herren, ein solcher Staat wird un-
glaubwürdig, wenn er an der anderen Stelle vor den
Gefahren von Sucht und schweren Drogen warnt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das ist kein einheitliches Vorgehen. So stolz der eine
oder andere auch auf seine Jugendsünden gewesen
sein mag oder heute noch ist, ich finde es nicht vor-
bildhaft, öffentlich darüber zu spekulieren, dass man
Drogen konsumiert hat, denn es bagatellisiert die
Frage des Drogenkonsums.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen finde ich es richtig, dass die Polizei auch
bei der Frage des öffentlich wahrnehmbaren Han-
dels von Drogen einen Schwerpunkt gesetzt hat. Das
hat eine kriminalpolitische Bedeutung. Natürlich fin-
det dort mehr statt, wo man mehr zulässt. Ich bilde
mir nicht ein, dass man durch einen noch so klugen
Bekämpfungsansatz gegen öffentlich wahrnehmbare
Drogenkriminalität die Drogenkriminalität unterbin-
den kann, aber es geht auch darum, ob man Anrei-
ze schafft oder ob man Anreize schafft, etwas zu un-

terlassen. Je größer der Druck auf die Drogenszene
ist, je schwerer wir ihnen das Geschäft machen, desto
höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass weniger Men-
schen in die Drogenkriminalität verstrickt sind. Des-
wegen kommt der Bekämpfung der öffentlich wahr-
nehmbaren Drogenkriminalität in Bremen eine Be-
deutung zu. Wir wollen den Standort Bremen für Dro-
genhändler nicht attraktiv, sondern wir wollen ihn un-
attraktiv machen. Das ist die Auffassung des Senats
an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich finde, dass Justiz und Polizei in diesem Bereich
vorbildlich zusammenarbeiten. Wir haben eben über
das Thema Exkorporation gesprochen, und da hat sich
die Diskussion noch ein bisschen um die Frage ge-
dreht, ob das eigentlich justizpolitisch oder strafpro-
zessual richtig sei, bei jugendlichen Ersttätern, bei
denen der Verdacht besteht, dass sie Beweismittel
verschluckt haben, keine Exkorporation vorzuneh-
men. Ich habe dazu eine klare Meinung. Herr Gro-
theer hat ja auch eine andere Auffassung als das
Oberlandesgericht geäußert, deswegen will ich an
dieser Stelle auch eine andere Auffassung äußern,
als die Jugendrichter sie haben.

Ich  finde  es  geradezu  kriminalpolitisch  erwün-
schenswert und unverzichtbar, dass wir bei Jugend-
lichen bei der ersten Delinquenz bereits als Staat
reagieren und versuchen, sie durch entsprechende
Bestrafung davon abzuhalten, solche Taten zu wie-
derholen! Was ist das eigentlich für ein Signal an einen
jugendlichen Erstdrogenhändler, dass wir ihn der Tat
nicht überführen und wieder auf freien Fuß setzen?
Meine Damen und Herren, das ist genau der falsche
Ansatz! Gerade weil er Ersttäter ist, müssen wir ihm
diese Tat nachweisen und muss es eine staatliche
Sanktion für diese Tat geben. Ich finde, es ist genau
der falsche Weg zu sagen: Der ist ja Ersttäter, den
lassen wir in Ruhe. Ich finde, das ist unverantwort-
lich, auch im Sinne von Kriminalprävention.

(Beifall bei der CDU)

Nichtsdestoweniger, unabhängig von dieser kleinen
Ausnahme, zu der ich, wie gesagt, eine andere Auf-
fassung habe als die Jugendrichter, obwohl sie straf-
prozessual sicherlich vertretbar ist, wäre es kriminal-
präventiv richtig, den anderen Weg zu gehen.

Meine Damen und Herren, wir haben auch in Bre-
men gemeinsam bereits durch die Zusammenarbeit
zwischen Justiz und Polizei erste Erfolge, was die
Frage der Drogenkriminalität der so genannten Stra-
ßendealer betrifft. Ich finde aber, es macht in der Straf-
zumessung im Unwertgehalt einer Tat nichts aus, ob
ich 13 oder 300 Portionen von Betäubungsmitteln
verkaufe. Ich möchte, dass der Staat in der Lage ist,
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jeden einzelnen Verkaufsvorgang auch mit Strafe zu
belegen. Deswegen ist es notwendig, dass wir auch
in diesen Fällen der so genannten Kleindealerkrimi-
nalität hier die staatliche Sanktion folgen lassen.

Ich bin sehr froh, dass es gelungen ist, beim Amts-
gericht Bremen zwischenzeitlich zwei Haftbefehle für
so genannte Kleindealer zu erwirken, die mehrfacher
Fälle, ich glaube um die 13, des Endverkaufs von Be-
täubungsmitteln überführt werden konnten. Früher
sind sie in Bremen auf freien Fuß gesetzt worden,
mittlerweile sitzen sie in Haft. Das ist ein Ergebnis
unserer erfolgreichen Politik von Justiz und Inneres,
und darüber, finde ich, kann man sich freuen, und
darauf kann man stolz sein.

(Beifall bei der CDU)

Ich will zu einem Punkt noch sagen, dass Herr Titt-
mann neben vielen anderen Dingen auch die poli-
zeiliche Kriminalstatistik nicht so ganz begriffen hat.
Natürlich haben wir einen Anstieg, was die Frage der
Drogenkriminalität in den Jahren 2004 und 2005
gegenüber den Vorjahren betrifft. Das hängt aber
damit zusammen, meine sehr verehrten Damen und
Herren, dass wir seit 2003 den Druck auf die Szene
erhöht haben. Wenn ich eine höhere Kontrolldichte
habe, dann habe ich natürlich auch ein höheres Maß
an aufgefundenen Straftaten. Das ist wie beim Schwarz-
fahren: Wenn ich die Kontrolle einstelle, habe ich keine
Straftaten mehr. Beim Betäubungsmittel ist es nun so,
dass wir den Druck auf die Szene erhöht haben, das
ist eine gewollte Zahl in der polizeilichen Kriminal-
statistik. Ich würde mir natürlich insgesamt sinken-
de Zahlen wünschen. In diesem Fall ist aber eine
steigende Zahl ein Signal dafür, dass wir richtig lie-
gen, dass wir die Kontrolldichte erhöht haben und
dass wir mehr Täter entsprechend überführt haben.

(Beifall bei der CDU)

Es wird in diesen Tagen über die Frage diskutiert,
was eigentlich mit Methadon oder staatlicher Abgabe
von Heroin ist. Meine Damen und Herren, auch dazu
habe ich eine feste Meinung, und ich finde, darüber
kann man sich austauschen. Kein Mensch würde auf
die Idee kommen, einem Alkoholkranken zur Gene-
sung Alkohol zu verabreichen. Ich kenne keine The-
rapie in Deutschland, die das entsprechend vorsieht,
sozusagen Alkohol auf Krankenschein zur Therapie.

Meine Damen und Herren, wir müssen doch auf-
passen: Wenn wir sagen, die gesellschaftliche Äch-
tung von Drogen ist ein Kernanliegen unserer Ge-
sellschaft, dann kann ich doch nicht auf der ande-
ren Seite diese Drogen, die ich gesellschaftlich äch-
ten will, staatlich ausgeben! Ich halte das für den
grundsätzlich falschen Weg.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen, und nur deswegen habe ich mich da-
gegen ausgesprochen, dass wir solche Drogen staat-
lich abgeben, denn es ist nichts anderes als eine staat-
liche Abgabe von illegalen Betäubungsmitteln, und
ich finde, es muss auch wegen der gesamtgesellschaft-
lichen Ächtung dabei bleiben, zumal wir mit der Me-
thadonsubstitution im Prinzip einen guten Therapie-
weg haben, der sicherlich noch zu verbessern ist.

Woran hapert es denn bei der Methadonvergabe?
Ich bin kein Gesundheitspolitiker, ich versuche, das
jetzt einmal aus der schlichten Sicht eines Innenpo-
litikers zu betrachten. Es fehlt doch beim Methadon,
dass wir eine entsprechende psychosoziale Betreu-
ung haben. Das Problem ist doch bei der Methadon-
vergabe auch der Methadonmissbrauch. Viele der
Methadonsubstituierten nehmen das doch nur als
Anreiz, um andere zusätzliche Drogen im Übermaß
zu nehmen, um das alte Gefühl, das sie bei Heroin
gehabt haben, wiederzuerlangen. Deswegen kann
es doch nicht richtig sein zu sagen, na gut, dann ka-
pituliere ich als Staat, dann ersetze ich eben Metha-
don durch Heroin, dann brauchen sie die „Neben-
drogen“ nicht mehr zu nehmen und leben so wie
vorher.

Ich finde, das ist der falsche Ansatz. Wir müssen
die Menschen, die eine Methadonsubstitution bekom-
men, die den Weg freiwillig beschreiten wollen, sich
von der Sucht zu lösen, entsprechend in die Lage
versetzen, sie auch durch psychosoziale Betreuung
und durch die Vermeidung des Genusses von „Ne-
bendrogen“ an dem Rausch hindern. Sie müssen es
als Therapie begreifen und nicht als staatlichen Er-
satz ihrer Sucht, auch deswegen ist es falsch, Hero-
in staatlich zu verabreichen.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch sagen, weil
die Diskussion immer wieder kommt: Ich kann doch
nicht auf der einen Seite sagen, ich will den öffent-
lich wahrnehmbaren Drogenhandel reduzieren, ich
will ihn bekämpfen, und auf der anderen Seite den
öffentlich wahrnehmbaren Drogenkonsum in staat-
lichen Fixerstuben stattfinden lassen! Meine Damen
und Herren, auch das ist genau das Gegenteil von
gesellschaftlicher Ächtung. Wenn ich als Staat Räu-
me zur Verfügung stelle, in denen die Menschen
Straftaten begehen können, dann ist das genau das
falsche Signal, das wir ausstrahlen. Wir wollen den
Menschen zeigen, dass es eine Kriminalität ist, wir
wollen ihnen zeigen, dass es eine Straftat ist, und wir
wollen es auch weiterhin mit aller notwendigen Härte
strafrechtlich sanktionieren, und deswegen, glaube
ich, ist es falsch, auf öffentliche Druckräume und auf
die staatlich verordnete Vergabe von Heroin zu set-
zen. Das bagatellisiert Drogenstraftaten, meine Da-
men und Herren, und ist der falsche Weg.

(Beifall bei der CDU)
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Insgesamt haben wir in Bremen, wie ich finde, ein
gut aufgestelltes Drogenbekämpfungskonzept mit
dem repressiven Teil, den wir hier geschildert haben
und wo wir im Bereich der öffentlich wahrnehmba-
ren Drogen jetzt noch ein bisschen die Zügel anzie-
hen müssen, eine gute Aufstellung auch für unsere
drogenpolitischen Zielsetzungen. Auf der anderen
Seite haben wir einen Therapieansatz, der, wie ich
finde, auch Vorbild ist und den man nicht ohne Not
versuchen sollte, in die bundesweite Disputation zu
bringen. Es ist vernünftig, wie wir in Bremen seit vielen
Jahren gemeinsam mit allen Behörden, vielleicht sogar
vorbildhaft, eine Drogenbekämpfung auf die Beine
gestellt haben, die den Opfern von Drogenhandel hilft,
Therapiemöglichkeiten schafft, aber auch mit der not-
wendigen staatlichen Härte und Sanktionen gegen
Drogenkriminalität im öffentlichen Raum vorgeht,
aber auch gegen organisierte Kriminalität, überall da,
wo sie stattfindet. Das begreift der Senat als seine
Aufgabe und fühlt sich durch die Debatte im Parla-
ment hier heute gestärkt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 16/968, auf die Große An-
frage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Bürgerliches Engagement im Bereich der
Kultur im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 15. Februar 2006
(Drucksache 16/922)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 25. April 2006

(Drucksache 16/990)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Kas-
tendiek, ihm beigeordnet Frau Staatsrätin Motsch-
mann.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Kastendiek, dass
Sie die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktio-
nen der CDU und der SPD nicht mündlich wieder-
holen möchten, und ich gehe auch davon aus, dass
wir in eine Aussprache eintreten wollen.

Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erste Rednerin erhält das Wort Frau Dr. Spieß.

Abg. Frau Dr. Spieß (CDU)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Bürgerliches Engagement ist Aus-
druck für Gemeinsinn, die Bereitschaft von Bürger-
innen und Bürgern, sich für das Gemeinwohl zu en-
gagieren und damit Verantwortung zu übernehmen.
Man kann für bürgerliches Engagement viele Bei-
spiele aufführen, jedem von uns fallen dazu bestimmt
einige Beispiele ein, denn viele von uns sind auch
ehrenamtlich tätig.

Beispielhaft für bürgerliches Engagement im Kul-
turbereich können die Kunsthalle, die Philharmoni-
sche Gesellschaft sowie das Übersee-Museum ge-
nannt werden, die eine im Sinne des bürgerlichen En-
gagements mehr als hundertjährige Geschichte ha-
ben. Der Senator für Kultur unterstützt diese und
weitere Einrichtungen dadurch, dass er sich für ihre
Zukunft einsetzt. Manche Museen wie zum Beispiel
das Dom-Museum werden ausschließlich ehrenamt-
lich betrieben, es gibt aber auch andere, zum Bei-
spiel die Schulgeschichtliche Sammlung, die in Zu-
kunft wesentlich mehr ehrenamtliches Engagement
benötigen werden. Da wird es noch einige mehr ge-
ben, die wir dann auch dementsprechend unterstützen
müssen.

In den Stadtteilen hat das ehrenamtliche Engage-
ment in den acht Bürgerhäusern deren Entwicklung
mitgeprägt. Dieses Engagement hat eine lange und
positiv bewertete Tradition, es ist vor allem genera-
tionsübergreifend und interkulturell verankert. Ich
habe erst kürzlich in einem der Bürgerhäuser beob-
achten können, mit welcher Begeisterung Jugend-
liche Anregungen aufnehmen beziehungsweise wie
viel Erfahrung und Einsatz innerhalb unterschiedli-
cher Generationen ausgeübt und weitergegeben wer-
den. Es ist übrigens auch so, dass gerade in den Bür-
gerhäusern erfasst werden kann, wie hoch die An-
zahl der geleisteten Stunden für ehrenamtliche Tä-
tigkeiten ist, und das sind pro Jahr 5000 Stunden. Das
ist schon sehr viel, wenn man das einmal pro Insti-
tution hier betrachtet.

Das ehrenamtliche Engagement bedeutet für uns
alle eine Bereicherung und einen Gewinn, dass sich
Menschen unterschiedlichen Alters und unterschied-
licher Qualifikation zum Wohle der Allgemeinheit
einbringen. Das Reservoir an Begabungen und Fä-
higkeiten brauchen wir, und seinen Nutzen müssen
wir künftig auch sicherstellen. Es ist weiter zu erwäh-
nen, dass das ehrenamtliche Engagement auch als
Schnittstelle für die Freiwilligenarbeit in den Sport-
vereinen und in den sozialen Einrichtungen dient.

Da längerfristiges ehrenamtliches Engagement in
der Regel später ausgeübt wird, müssen wir gezielt
die Bereitschaft junger Menschen aufgreifen, sich
zeitlich befristet für ein bestimmtes Projekt zu enga-
gieren. Je früher Kinder und Jugendliche an eine
entsprechende freiwillige Tätigkeit, zum Beispiel in
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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den Vereinen, herangeführt werden, desto eher be-
steht ihre Bereitschaft, länger dabei zu bleiben be-
ziehungsweise das Engagement in einem späteren
Lebensabschnitt erneut aufzunehmen. Es ist schon
so, dass es ein bestimmtes ehrenamtliches Engage-
ment in der frühen Kindheit gibt, dann wieder in dem
gesicherten Alter zwischen 40 und 50 Jahren, wenn
man seine berufliche Karriere eigentlich erreicht hat,
man dem also auch wieder nachgehen kann, und dann
natürlich im Alter, wenn sehr viele ältere Leute dies
auch nutzen und ihre Erfahrungen einbringen.

Vor allem aber ist das ehrenamtliche Engagement
für eine lebendige Kulturszene von Bedeutung und
garantiert den allgemeinen Zugang zu kulturellen Ein-
richtungen wie Museen und Bibliotheken. Die Arbeit
der fünf dezentralen, vollständig bürgerschaftlich en-
gagiert arbeitenden Bibliotheksvereine in den Stadt-
teilen Blumenthal, Walle, Osterholz, Hemelingen und
Horn-Lehe ist hierbei besonders hervorzuheben.

Wie der Antwort des Senats zu entnehmen ist, und
das ist auch sehr positiv, hat der Senat sich grund-
sätzlich bereit erklärt, eine Imagekampagne zur Stär-
kung des bürgerschaftlichen Engagements mit Schwer-
punkt auf dem kulturellen Bereich durchzuführen.
Das bürgerliche Engagement muss durch Professio-
nalität gestärkt werden. Das ist immer wieder eine
große Hilfe für die, die eben dort tätig sind, zum Bei-
spiel auch dadurch, dass man Einrichtungen einer
Fachstelle zur Unterstützung des Bürgerengagements
schafft.

Die große Koalition, da spreche ich sicherlich auch
im Namen meiner Kollegin von der SPD, Frau Emig-
holz, hat sich dafür ausgesprochen, die Vielfalt der
Kultureinrichtungen in Bremen zu erhalten. Dies kann
nicht ohne den Einsatz und die Mühe von ehrenamt-
lich Tätigen geschehen. Wir müssen ihren Einsatz
schätzen, und man kann immer wieder nur darauf
hinweisen: Allein in dieser Soziokultur, die sich in den
siebziger und achtziger Jahren gebildet hat, die eben
durch diese neuen Einrichtungen vorhanden ist, zeigt
es sich ganz deutlich, das sind 620 Vereinsmitglie-
der, wobei allein 60 im Vorstand tätig sind. Das sind
Zahlen, die uns immer wieder vor Augen führen, wie
stark ein solches Engagement in den Kultureinrich-
tungen ist.

Auch ressortübergreifend, im Bereich Bildung und
Wissenschaft, findet ein ehrenamtliches Engagement
im Bereich Theater, Musik und Literatur statt. Durch
die Gestaltung der Unterrichtseinheiten für Ganztags-
schulen entsteht ein großer Bedarf an Kooperationen
in kulturellen Projekten, die nicht nur durch Fach-
personal, sondern auch mit ehrenamtlich tätigen Bür-
gerinnen und Bürgern gestaltet werden müssen. Hier
entsteht ein längerfristiger Qualifizierungsbedarf eben
durch Fachpersonal für bürgerlich engagierte Leu-
te, und das ist auch ein neues Engagement, das da
geschaffen wird, was auch genutzt werden kann, um
dort tätig zu sein.

Das ist nicht nur im schulischen oder im Bildungs-
bereich so, sondern wenn wir uns an die Stadt der
Wissenschaft 2005 erinnern, dann gab es da in Bre-
merhaven den Pier der Wissenschaft. Das war ein sehr
beeindruckendes Projekt, Frau Busch hält gerade den
Prospekt hoch. Wir waren dort und haben uns davon
auch überzeugt. Es ist so, dass das jetzt ehrenamt-
lich weitergeführt wird. Das heißt, solche Projekte,
die einmal initiiert werden, werden dann auch auf-
genommen von vielen Begeisterten und ehrenamt-
lich weitergeführt. Das ist etwas, das wir auf alle Fälle
unterstützen müssen.

(Beifall bei der CDU und der SPD – Prä-
sident  W e b e r   übernimmt  wieder  den

Vorsitz.)

Die Integration von Migranten durch bürgerliches
Engagement ist eine wichtige und für das Zusammen-
leben der verschiedenen Kulturen in der Stadt un-
verzichtbare Aufgabe. Das Lösen ihrer eigenen Pro-
bleme steht oft im Vordergrund, aber sie gewinnen
auch Erfahrungen und Erkenntnisse, die sie vielleicht
auch beruflich weiterbringen können. Der Gewinn
an Erfahrungen und Erkenntnissen als Möglichkeit
der Berufsqualifizierung ist nicht nur für Migranten,
sondern auch für alle ehrenamtlich Tätigen vorhan-
den, das heißt, diese Qualifizierung kann genutzt
werden. Manchmal sind ehrenamtlich Tätige in den
Vereinen übernommen worden, sie haben dann eine
Teilzeitbeschäftigung und können nicht nur ehren-
amtlich, sondern zusätzlich noch angestellt tätig wer-
den. Das sollten auch wir als Chance nutzen, um zu
sehen, dass dies eben vielleicht auch eine Vortätig-
keit ist, um solche Tätigkeiten erst einmal kennen zu
lernen oder praktizieren zu können.

Der Senator für Kultur setzt sich eigentlich für jede
einzelne Kultureinrichtung ein. Wir als große Koali-
tion unterstützen ihn kräftig dabei, und das ist ein-
fach auch eine bestimmte Verlässlichkeit für dieje-
nigen, die dort ehrenamtlich tätig sind, denn das ist
etwas, was sie dann auch in ihrem Engagement be-
stätigt.

Die Bremer CDU hat den Bremer Bürgerpreis für
bürgerliches Engagement verliehen. Wir haben bei
dieser Veranstaltung gesehen, wie groß das Interes-
se war. Das war dort wirklich eine überragende Re-
sonanz! Ich finde es sehr wichtig, dass dieses bürger-
liche Engagement sichtbar gemacht wird, und das
können wir nicht oft genug tun. Wir als CDU wer-
den uns auch weiterhin, gerade im kulturellen Be-
reich, darum bemühen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Das Wort hat die Abgeordnete
Frau Emigholz.
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Abg. Frau Emigholz (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die Kollegin Frau Dr. Spieß hat
schon die vielen Facetten ehrenamtlicher Arbeit, die
Sie im Kulturbereich vorfinden, genannt. Ich werde
den Abend nicht damit verschönen, sie alle noch
einmal zu wiederholen, damit Sie sie ein zweites Mal
hören. Deshalb möchte ich meinen Redebeitrag auf
das beschränken, was mir zudem für die Gewährleis-
tung ehrenamtlicher Arbeit wichtig ist.

Zunächst einmal möchte ich mich bei allen Men-
schen ganz herzlich bedanken, die sich ehrenamt-
lich in der Kultur, aber selbstverständlich auch in an-
deren Bereichen in dieser Stadt einbringen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist eine ganz wichtige Ressource in dieser Stadt,
die oftmals nicht hoch genug eingeschätzt werden
kann. Wir sind es alle gewohnt, selbstverständlich
Angebote anzunehmen, uns zu freuen, dass viel Ar-
beit, gerade in den Stadtteilen, in der Nahversorgung,
möglich ist, und gehen auch davon aus, dass es wei-
terhin so bleibt. Dabei wissen wir oft nicht, wie mü-
hevoll die Arbeit ist. Jeder, der in Vereinen arbeitet,
kann das einschätzen, und ich glaube, das verdient
unsere Anerkennung!

Weil es unsere Anerkennung verdient und alle
Parteien nicht nur in ihren landespolitischen, sondern
auch in ihren bundespolitischen Konzeptionen darü-
ber reden, wie bürgerschaftliches Engagement als Res-
source für die Gesellschaft noch weiter aufgeschlossen,
entwickelt und eingesetzt werden kann, weil die staat-
lichen Mittel eine bekannte Grenze haben, sollten wir
uns überlegen, ehrenamtliche Arbeit in ihren Zu-
gangsbereichen zu erleichtern.

Der Senat hat etwas dazu in seinen grundlegen-
den Antworten gesagt. Im Grunde benötigt man eine
fachübergreifende Steuerung, Ansprechpartner und
auch Qualifizierung für Ehrenamtliche. Soll das nach-
haltig wirken, Spaß machen, nicht frustrieren und auch
nicht zu viel Ärger führen, dann benötigt man eine
Qualifizierung und auch eine Begleitung. Wir brau-
chen auch die eine oder andere Überwindung von
bürokratischen Hemmnissen.

(Beifall bei der SPD)

Jeder, der im Vereinsrecht unterwegs ist, weiß, dass
wir geradezu wahnsinnige Debatten über Teilaufga-
ben von Vereinen und Initiativen haben und dass uns
dies nicht immer nur zur Freude gereicht. Da wäre
viel zu tun, um diese Ressource noch zu unterstüt-
zen. Eines ist ganz sicher: Ehrenamtlichkeit braucht
auch einen Raum außerhalb von Qualifizierung, au-
ßerhalb dessen, dass wir bürokratische Hemmnisse
abbauen müssen, um die Motivation richtig zu hal-
ten. Wenn Ehrenämter mit Einrichtungen gekoppelt
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

sind, die eine private Förderung bekommen, dann
braucht ehrenamtliche Arbeit auch verlässliche Rah-
menbedingungen.

(Beifall bei der SPD)

Es ist gerade ehrenamtlich tätigen Vorständen von
Einrichtungen nicht zuzumuten, dass wir langen Pro-
zessen geschuldete Haushaltsberatungen haben, kei-
ner einen Bewilligungsbescheid vorliegen hat und
weiß, ob er seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
noch bezahlen kann oder nicht. Es muss Klarheit her!
Wir müssen, wenn wir Ehrenamtlichkeit als Ressource
nutzen, ein politisches Management auch in unse-
ren eigenen Beratungsverfahren sicherstellen, das da-
zu führt, dass wir Ehrenamtlichen auch von Seiten
der staatlichen Verpflichtung attraktive Bedingungen
stellen. Das ist ganz wichtig, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der SPD)

Einen  Aspekt  möchte  ich  zusätzlich  noch  auf-
greifen – die Kollegin Spieß hat das kurz angespro-
chen –, der mir wichtig ist: Man sagt, Ehrenamtlich-
keit an sich qualifiziert schon. Das wissen wir alle,
denn alle von uns arbeiten in irgendwelchen Arbeits-
bezügen ehrenamtlich und haben Ehrenämter, zu-
mindest ganz viele von uns. Es qualifiziert immer, es
stärkt soziale Kompetenz, man macht Erfahrungen.
Man lernt Dinge, die man im normalen Regelbetrieb
nicht lernt. Das ist das eine. Ich glaube, diese Res-
source lässt sich ausbauen.  Ich würde es intelligent
finden, wenn Bremen über Zukunftskonzeptionen
nachdenkt, dass man richtig überlegt, ob man, wenn
man eine kooperierende ressortübergreifende Arbeit
anlegt, auch weiter ein gewisses Qualifizierungspo-
tential für den Arbeitsmarkt ausschöpft.

Das kann nicht allein Angelegenheit des Kultur-
ressorts sein, das wissen wir hier auch, sondern es
ist die Angelegenheit aller Ressorts, darüber nach-
zudenken. Gerade wir als Haushaltsnotlageland, die
wir die Ausschöpfung von Ressourcen in jeder Form
begrüßen und sicherstellen müssen, sind gut bera-
ten, wenn wir damit einen Anreiz verbinden, der zu-
nächst kein materieller ist, aber der den Menschen
nicht nur Achtung für ihre Arbeit ermöglicht, sondern
auch einen niedrigschwelligen Zugang zu verlässli-
cher Arbeit und Kompetenzen, die sie brauchen, um
wieder in den Arbeitsmarkt eingegliedert zu werden.
Da sollten wir, es gibt ja bundespolitische Projekte
dieser Art, doch einmal Gehirnschmalz verwenden,
inwieweit wir das für Bremen nutzbar machen könn-
ten.

Wie gesagt, das ist nicht allein Aufgabe von Kul-
tur, das müssen wir gemeinsam machen. Das sind die
zwei Punkte, die mir ganz wichtig wären: einen Anreiz
für Betätigung zu schaffen, weil sie erstens niedrig-
schwellig, unbürokratisch und vereinfacht ist, verläss-
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liche Rahmenbedingungen und die Möglichkeit zur
weiteren Qualifizierung. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Das Wort hat die Abgeordnete
Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Sehr verehrte
Kollegin Spieß, ich weiß nicht genau, ob der Titel der
Großen Anfrage von der CDU und der SPD „Bürger-
liches Engagement im Bereich der Kultur“ ein Ver-
sehen oder Absicht war. Wir Grünen jedenfalls sa-
gen und meinen „bürgerschaftliches Engagement“,
weil wir glauben, dass das Wort „bürgerlich“ zu viel
Raum für eventuelle Missverständnisse enthält. Ich
finde es gut, dass sich der Senat in seiner Antwort
vorwiegend auf den Begriff des „bürgerschaftlichen
Engagements“ bezieht.

Für uns Grüne ist bürgerschaftliches Engagement
ein wichtiger Baustein demokratischer Kultur, aber
auch die Reform von Staatlichkeit, staatlichen Ver-
bänden, Demokratisierung von unten sorgt aus un-
serer Sicht für mehr Transparenz, weniger Bürokra-
tie, aber auch für mehr Freiheit gegenüber dem Staat.
Das kulturelle Leben in Bremen und Bremerhaven
wäre ohne bürgerschaftliches Engagement nicht denk-
bar. Alle Kultureinrichtungen, -initiativen oder -pro-
jekte werden von engagierten, kulturinteressierten
Menschen mitgetragen. Weder hätte die Camille-
Ausstellung in der Kunsthalle ohne die vielen Ehren-
amtlichen bewerkstelligt werden können, noch könn-
ten wir uns die Arbeit in den soziokulturellen Zen-
tren oder in der Stadtteilarbeit ohne die Arbeit der
Ehrenamtlichen vorstellen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Stellen Sie sich vor, es gäbe nicht die vielen Eh-
renamtlichen, die, als sich die Stadtbibliothek aus
vielen Stadtteilen zurückgezogen hat, diese Arbeit
vor Ort – etwa in Walle, im Ostertor, in Hemelingen,
Horn-Lehe oder Blumenthal –, diese ehrenamtliche
Weiterführung von Bibliotheksarbeit aufgebaut hät-
ten! Dann wären diese Stadtteile um ein gutes An-
gebot ärmer.

(Zuruf von der SPD: Düsseldorfer Straße!)

Gut, Düsseldorfer Straße auch noch!

Gerade weil kulturelle Vielfalt in jeder Stadt maß-
geblich vom bürgerschaftlichen Engagement abhängt,
ist es die Aufgabe der Kulturpolitik, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, die das Ehrenamt fördern. Bür-
gerschaftliches Engagement benötigt eine Kultur der
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Anerkennung, erfordert geeignete Lernorte zur Qua-
lifizierung und den Abbau von Hindernissen, zum
Beispiel in Form von rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, Frau Emigholz hat darauf hingewiesen.

Der Deutsche Kulturrat kritisierte jüngst die Ent-
scheidung des Bundesfinanzministeriums, dass künftig
die Mitgliedsbeiträge zu Fördervereinen von Kultur-
einrichtungen nicht mehr steuerlich abzugsfähig sind,
wenn den Mitgliedern geldwerte Vorteile, zum Bei-
spiel durch Eintrittskarten, gewährt werden. Wir hal-
ten eine solche Regelung für unverhältnismäßig und
kontraproduktiv, und wir bitten den Kultursenator,
sich für eine Rücknahme dieser Regelung einzuset-
zen, zumal gerade im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung die Förderung des bürgerschaftlichen En-
gagements ausdrücklich zugesagt wurde.

Bürgerschaftliches Engagement basiert auf Frei-
willigkeit und soll daher nicht als Ersatz notwendi-
gen staatlichen Handelns herangezogen werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Diesen Satz halte ich für sehr zentral. Dieser Satz
steht in dem von der Kulturdeputation gerade ein-
stimmig verabschiedeten Kulturentwicklungsplan,
und wir Grünen unterstützen diese Forderung nach-
drücklich.

In Bremen haben das kulturelle Engagement und
die vielfältige Beteiligung von Bürgerinnen und Bür-
gern für die Kultur eine lange Tradition. Darauf hat
Frau Spieß hingewiesen. Die großen Bremer Kultur-
einrichtungen wie das Übersee-Museum, die Kunst-
halle oder die Philharmonische Gesellschaft sind
historisch aus bürgerschaftlichem Engagement her-
vorgegangen, und ohne freiwilliges Engagement wäre
die Arbeit der soziokulturellen Zentren oder kultu-
rellen Stadteilarbeit, zum Beispiel der Bürgerhäuser,
überhaupt nicht zu leisten.

Über zwei Millionen Menschen in Deutschland sind
ehrenamtlich im Kulturbereich aktiv. Die durchschnitt-
lich aufgewandte Zeit pro ehrenamtlicher Tätigkeit
liegt bei 14,5 Stunden pro Monat. Allein in den Bür-
gerhäusern lag der Umfang der ehrenamtlichen Tä-
tigkeit für die Stadtteilquartiere im Jahr 2005 bei
34 000 Stunden. Das kann man nicht hoch genug
achten. Das zeigt, welche große Bedeutung ehren-
amtliche Tätigkeit hat.

Gerade die zahlreichen kleineren Kultureinrichtun-
gen in den Stadtteilen tragen durch die ehrenamtli-
che Tätigkeit wesentlich zur Lebensqualität, sozia-
len Stabilität, aber auch zur Integration in den Stadt-
quartieren bei. Das gilt für den Kulturladen in Huch-
ting, für Kultur vor Ort in Gröpelingen und genauso
für das Lagerhaus im Viertel. Es ist sehr wichtig, dass
wir gerade vor den gesellschaftlichen Problemen uns
nach wie vor dieser Ehrenamtlichkeit versichern und
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dieses Ehrenamt weiterhin politisch engagiert unter-
stützen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was machen Ehrenamtliche alles? Ganz unterschied-
liche Tätigkeiten, von der selbstverantworteten Pro-
grammgestaltung über Veranstaltungsorganisation,
Kassendienste, Spendensammeln, Museumsshopver-
kauf, Betreuung von Kindern und Jugendlichen bei
Museumsführungen, Künstlerbetreuungen und vieles
andere mehr! Diese Aufzählung macht deutlich: Das
kulturelle Leben und erst recht die kulturelle Viel-
falt sind nur möglich, weil es in Bremen so viele Men-
schen gibt, die sich für die Kultur engagieren.

Was sind die Motive, sich bürgerschaftlich zu en-
gagieren? Mit Sicherheit ist es Spaß an der Arbeit,
aber vor allem auch die Identifikation mit einer Kul-
turinstitution oder einem Kulturprojekt. Es ist auch
die Erwartung, dass ehrenamtliche Tätigkeit für die
eigenen beruflichen Möglichkeiten genutzt werden
kann. Wenn der Senat das Ehrenamt im Kulturbe-
reich weiter fördern will, dann darf er es nicht über-
strapazieren.

Ich war etwas irritiert über die Frage nach der Be-
deutung des bürgerschaftlichen Engagements für
kulturelle Grundversorgung. Ich wusste nicht genau,
ob Sie darauf hinauswollen, dass angesichts enger
finanzieller Spielräume die ehrenamtliche Tätigkeit
ausgedehnt werden soll, um gegebenenfalls bezahlte
Kräfte einsparen zu können. Ich hoffe, dass dies nicht
gemeint ist. Die Antwort des Senats macht mich aber
auch nicht schlauer. Es wird davon gesprochen, dass
die Ehrenamtlichen einen sich bereits abzeichnen-
den, zunehmend gewichtigeren Anteil übernehmen
können. Was der Senat mit diesem Satz meint, dass
bitte ich ihn hier noch einmal genauer zu erklären.
Für uns war der Satz sehr nebulös.

Wir Grünen sind der Auffassung, dass zur Stärkung
des bürgerschaftlichen Engagements eine verlässli-
che Finanzierung der Kultureinrichtungen gehört,
auch und gerade des professionellen Personals. Im
engagierten Einsatz von Ehrenamtlichen mit einem
erheblichen Zeitbudget sind Verlässlichkeit und Kon-
tinuität gerade in der finanziellen Absicherung der
Kultureinrichtungen, für die sich die Menschen ja en-
gagieren, ein wichtiges Signal, dass der Staat das Eh-
renamt auch tatsächlich ernst nimmt.

Wir können augenblicklich bei der Diskussion über
die neuen Strukturen in Bremen-Nord sehr deutlich
sehen, wie groß die Sorge der dort engagierten Men-
schen in den Fördervereinen ist, zum Beispiel beim
Kito, dass dessen Profil durch die Neuorganisation
in Bremen-Nord unter die Räder geraten könnte.
Wenn die Identifikation mit einer Einrichtung weg-
fällt, wird das Ehrenamt beschädigt. Ich hoffe sehr,
dass eine Neuorganisation in Bremen-Nord, gege-
benenfalls unter einem so genannten Kulturmana-

ger, nicht dazu führt, dass ehrenamtliches Engage-
ment zurückgedrängt wird und dass die Menschen
sich zurückziehen, weil sie glauben, unter einem Kul-
turmanager hätten sie dann zukünftig nichts mehr
zu sagen. Das fände ich für Bremen-Nord fatal.

Meine Damen und Herren, Ehrenamt ist nicht zu
verwechseln mit Mäzenatentum, aber Mäzenaten-
tum hat sehr wohl auch etwas mit bürgerschaftlichem
Engagement zu tun. Der Kunstverein bezeichnet sich
gern als größte Bürgerinitiative Bremens, vielleicht
mit Recht. Er hat, ich weiß es gar nicht so genau, über
3000 Mitglieder.

(Glocke)

Ich würde mir wünschen, dass von denjenigen Mit-
gliedern, die über eine dickere Brieftasche als andere
verfügen, eine namhafte Summe für den Anbau der
Kunsthalle gesammelt wird, um die Realisierungs-
chancen zu erhöhen und weiterhin Ausstellungen
mit überregionaler Anziehungskraft wie die Felder-
Ausstellung von van Gogh oder die Camille-Ausstel-
lung –

(Glocke)

ich komme zu Schluss, Herr Präsident – ermöglichen
zu können, und das macht aus unserer Sicht einen
Anbau der Kunsthalle nötig.

Wir fordern bürgerschaftliches Engagement von de-
nen, die finanziell mehr als andere schultern können.
Sie sollten das tun, und dann ist es auch ein gutes
Signal für das bürgerschaftliche Engagement in un-
seren beiden Städten. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Kastendiek.

Senator Kastendiek: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, die De-
batte hat deutlich gemacht, welche Bandbreite und
Vielfalt an bürgerschaftlichem Engagement insbe-
sondere im Kulturbereich hier in Bremen vorhanden
ist. Deswegen möchte ich nicht alles wiederholen, was
schon gesagt worden ist, aber vielleicht in ein, zwei
grundsätzlichen Bemerkungen von meiner Seite aus
deutlich machen, welche hohe Bedeutung das bür-
gerschaftliche oder bürgerliche Engagement für die
Kultur und die Künste im Land Bremen hat und welche
Rolle es spielt.

Meiner Auffassung nach ist das bürgerliche Enga-
gement, egal in welchem Bereich, Grundpfeiler un-
serer Gesellschaft. Dies trifft natürlich insbesondere
für die Kunst und Kultur hier in Bremen zu. Ohne die
Vielfalt, meine Damen und Herren, wäre das kultu-
relle Leben hier in Bremen und Bremerhaven um ei-
niges ärmer. Deswegen möchte ich mich auch von
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dieser Stelle aus dem Dank für das ehrenamtliche und
bürgerschaftliche Engagement in allen Bereichen an-
schließen, ob es Vereine sind, ob es Stiftungen sind,
ob es die Breitenkultur oder die Spitzenkultur ist! Von
meiner Seite aus herzlichen Dank! Ohne dieses En-
gagement wären wir, wie gesagt, um einiges ärmer.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Die Fragen, die sich hinter solchen allgemeinen Po-
sitionen dann für die Zukunft stellen, sind natürlich
Fragen, wie sie auch Frau Emigholz gestellt hat: Wie
geht es weiter mit dem ehrenamtlichen Engagement?
Es ist hier in der einen oder anderen Bemerkung auch
angeklungen, dass es natürlich angesichts der finan-
ziell engen Situation, auch im Kulturbereich, für die
einzelnen Einrichtungen in der Zukunft immer schwie-
riger wird, ihr Angebot in der Breite aufrechtzuerhal-
ten, wie das in der Vergangenheit der Fall war.

Deswegen, Frau Krusche, hat das ehrenamtliche
Engagement natürlich eine hohe Bedeutung, auch
in diesen Bereichen. Wir wollen aber von unserer Seite
aus versuchen, durch professionelle Unterstützung
das Ehrenamt zu stützen und die Qualifizierung der
Ehrenamtlichen weiter voranzubringen, um insgesamt
die Arbeit noch besser und noch breiter abzustützen.
Ich will das nicht so interpretieren, wie Sie es ver-
sucht haben anzudeuten, also das Ehrenamt für die
Reduzierung staatlicher Mittel zu substituieren, das
kann es natürlich nicht sein. Ich glaube, da würde
man dem Ehrenamt auch nicht gerecht werden. Es
gibt eine große Bereitschaft der Menschen, die ja viele
Stunden in den einzelnen Einrichtungen tätig sind.
Es sind Beispiele genannt worden wie Museumsshops
und auch Stiftungen in Bremen, die ehrenamtlich
geführt werden und sich in einem sehr großen Maß
im Kulturbereich engagieren, und zwar auch mit der
Geldbörse.

Wenn man dort einmal hinter die Kulissen schaut
und sieht, wie viele Stiftungen wie viel Geld hier in
die Einrichtungen in Bremen hineingeben, würden
einem die Augen aufgehen, wenn das in einem grö-
ßeren Maße bekannt werden würde! Ich finde es auch
sehr sympathisch, dass diese Stiftungen selbst kein
großes Aufsehen davon machen, sondern hanseatisch
sagen: Schön ruhig, wir wollen, dass das Geld dorthin
kommt, wo es hinkommen soll, aber bitte erzählt es
nicht, von welcher Stiftung oder von welcher Privat-
person dieses Geld kommt! Wir wollen es so natür-
lich nicht verstehen, denn es hätte, wie gesagt, zur
Konsequenz, dass das Ehrenamt dabei insgesamt
abnehmen würde.

Ich glaube aber, Frau Krusche, dass der Hinweis
auf das Kito hier nicht passt. Ich habe das auch auf
der Beiratssitzung in Vegesack gesagt, und man hat
es ja auch im Verlauf der Beiratssitzung erleben kön-
nen, das sind wirklich primär vereinsinterne Ange-
legenheiten. Ich mache das so wie auf der Beirats-
sitzung in Vegesack: Ich werde mich zu diesen ver-

einsinternen Angelegenheiten nicht äußern, denn ge-
nauso wie das Kito hat natürlich auch das Junge The-
ater hier Vertrauensschutz. Dort gibt es Bereiche, die,
ich will nicht sagen, abenteuerlich sind, aber wo ein-
fach nicht so weiter zugeschaut werden kann und wo
wir auch als Behörde natürlich eine Verantwortung
haben, entsprechend Einfluss zu nehmen, allein schon,
weil wir aufgrund der Landeshaushaltsordnung dazu
gezwungen werden, wann und wie wir Mittel aus-
zahlen. Das hat aber nicht originär mit dem Kultur-
konzept in Bremen-Nord zu tun. Das will ich an die-
ser Stelle auch deutlich machen. Von daher glaube
ich, dass dieses Beispiel sich nicht besonders eignet,
an dieser Stelle deutlich zu machen, ob sich das eh-
renamtliche Engagement durch das Handeln des
Kultursenators und der Kulturpolitiker insgesamt hier
an dieser Stelle nun authentisch oder weniger authen-
tisch darstellt.

Lassen Sie mich zusammenfassen, weil ich die zahl-
reichen richtigen Aussagen aller drei Rednerinnen
hier nicht noch einmal wiederholen will! Ich glaube,
es lohnt sich, dieses ehrenamtliche und bürgerschaft-
liche Engagement weiter zu unterstützen und auch
durch solch eine Debatte deutlich zu machen, dass
es eine hohe Anerkennung besitzt. Deswegen kann
ich meinem Kollegen Röwekamp im Hinblick auf die
vorherige Aussprache nur zustimmen, dass es mich
manchmal verwundert, welche Bedeutung in der
Presse der einen oder anderen Debatte beigemessen
wird. Zugegebenermaßen ist diese heutige Debatte
nicht besonders spektakulär, aber was mit herüber-
kommt, was die Grundpfeiler unserer Gesellschaft
sind, das sind doch die entscheidenden Punkte, näm-
lich dass man sich auch etwas vertiefter mit den The-
menstellungen auseinander setzt! Auch das ist eine
Forderung, die man in diesem Zusammenhang er-
heben kann, und das insbesondere für dieses The-
ma, die Förderung dieses Engagements, die, glau-
be ich, auch eingefordert werden kann.

In diesem Sinne möchte ich noch einmal hervor-
heben, dass es einen breiten Konsens gibt, dass alle
Kräfte – dafür stehen ja die Kulturpolitiker insgesamt,
ob nun als Abgeordnete oder in der Verwaltung – an
diesen Stellen sehr eng an einem Strang ziehen und
auch in eine Richtung und dass dies insgesamt dem
Engagement zugute kommt und es klug ist, in diese
Richtung weiterzugehen. An dieser Stelle will ich
natürlich auch die Anregungen gern aufnehmen, die
wir im Zusammenhang mit dem Kulturentwicklungs-
plan auf der einen Seite, aber natürlich auch durch
die grundsätzliche Förderung und Forderung des bür-
gerschaftlichen Engagements auf der anderen Sei-
te weiter vorangebracht haben, so wie wir das im ver-
gangenen Jahr hier in der Bürgerschaft gemeinschaft-
lich beschlossen haben. Ich freue mich auf die ent-
sprechenden Diskussionen, auch in der Kulturdepu-
tation. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
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Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Ausspra-
che ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 16/990 auf
die Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der
SPD Kenntnis.

Bildung in Deutschland auf dem Prüfstand –
Vorläufige Ergebnisse des Besuchs des UN-

Sonderbeauftragten in Deutschland

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Februar 2006
(Drucksache 16/937)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 18. April 2006

(Drucksache 16/982)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Lemke.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Herr Senator, ich gehe davon aus, dass Sie darauf
verzichten wollen, so dass wir gleich in die Aussprache
eintreten können.

Ich sehe, das ist der Fall.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Der
Senat hätte heute ruhig die Antwort auf unsere Große
Anfrage vorlesen können, die er aufgeschrieben hat,
denn sie ist nicht besonders umfangreich,

(Zurufe von der SPD und von der CDU)

aber vielleicht ist sie ja gehaltvoll, Herr Rohmeyer.
Vielleicht hören Sie erst einmal zu!

Vor wenigen Wochen bekam die Bundesrepublik
einen bislang ungewöhnlichen Besuch, einen Besuch,
der eigentlich nicht eingeladen worden war, jedenfalls
nicht so direkt. Der UN-Sonderbeauftragte für Bildung,
Professor Vernor Muñoz, besuchte im Auftrag der UN
die Bundesrepublik Deutschland und nahm das Bil-
dungssystem unter die Lupe.

Mit dem weltweiten Pisa-Test waren Deutschland
schwere Versäumnisse bei der Chancengleichheit in
der Bildung und der Förderung von Migrantenkin-
dern bescheinigt worden. Nun sollte geprüft werden,
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

ob die Chancengleichheit im deutschen Schulsystem
gewährt ist, denn 2004 schockierte auch die zweite
Pisa-Studie mit dem Ergebnis, dass in keinem anderen
Land die Nachteile für Kinder aus zugewanderten
Familien so groß sind wie in Deutschland. In der För-
derung von Kindern aus sozial schwachen Familien,
so die internationale Presse, verdiene Deutschland
die Note „Sechs“, ein Armutszeugnis für das Land
und auch ein Problem für die deutsche Volkswirtschaft.

All diese Aussagen lassen sich haargenau auch auf
Bremen übertragen und sind hier sichtbar. Deswegen
bin ich auch froh, dass die UN, wenn auch ungebe-
ten, den Sonderbeauftragten Muñoz nach Deutsch-
land geschickt hat, denn bei den Bildungsergebnis-
sen, die die Bundesrepublik erzielt hat, und den Chan-
cen, die Kindern hier im Land gegeben werden, bei
der Starrsinnigkeit, wie hier über dreigliedrige Schul-
systeme gestritten wird, und auch bei der Bockbei-
nigkeit, die ich auf dieser Seite des Hauses ausma-
che, finde ich es wichtig, dass noch einmal der Blick
von außen auf die Bundesrepublik Deutschland ge-
lenkt wird. Jemand, der internationalen Sachverstand
hat, kann uns hier wichtige Hinweise geben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Aus Sicht der grünen Bürgerschaftsfraktion kann
das eben nicht als Routinebesuch abgetan werden,
wie es die Bundesbildungsministerin Schavan weis-
machen wollte. Deutschland wird in Berichten der UN-
Menschenrechtskommission seit 1995 regelmäßig
kritisiert und zu Maßnahmen ermahnt, aufgefordert
und gebeten. Der Ausschuss für Menschenrechte zeigt
sich in seinen Äußerungen über das deutsche Bil-
dungswesen in den letzten Jahren sehr besorgt, und
schaut man sich die Liste der vorher untersuchten Län-
der und den genannten Grund des Besuchs an, soll-
te uns das mehr als nachdenklich stimmen.

Nach Ländern wie Botswana, Kolumbien, Indone-
sien und Uganda inspizierte Inspektor Muñoz das
deutsche Bildungssystem im Februar, und dafür hatte
er zehn Tage Zeit. Er besuchte verschiedene Bildungs-
einrichtungen, hatte ein recht dichtes Besuchspro-
gramm, sprach mit Wissenschaftlern, Politikern al-
ler Parteien und auch Fraktionen im Bundestag so-
wie mit Eltern- und Lehrervertetern. Auch wenn Pro-
fessor Muñoz Bremen und Bremerhaven nicht besuch-
te, sind seine Beobachtungen und Erkenntnisse für
Bremen sehr interessant und auch ernst zu nehmen,
wie wir finden, denn in Bremen leben viele Kinder
mit Migrationshintergrund, und viele Kinder in Bre-
men sind auch von Armut betroffen.

Für die grüne Bürgerschaftsfraktion war eben dieser
Besuch Anlass, den Senat zu fragen, wie der Senat
die Aussagen des UN-Sonderbeauftragen Vernor
Muñoz hinsichtlich der Chancengerechtigkeit oder
Chancenungerechtigkeit im deutschen Bildungssys-
tem bewertet und wie der Senat insbesondere die
Bildungschancen für Kinder mit Migrationshinter-
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grund und von Kindern aus sozial benachteiligten Fa-
milien im bremischen Schulsystem bewertet. In Bre-
men wurden ja zahlreiche Maßnahmen beschlossen,
die hier schon oftmals vorgestellt worden sind, und
wir wollten vom Senat wissen – der Senat sollte Stel-
lung beziehen –, wie er im Jahr fünf nach Pisa die
eingeleiteten Maßnahmen bewertet. Hat sich mit die-
sen Maßnahmen etwas verbessert? Ist das messbar?
Wir fragten auch, welche Konsequenzen der Senat
aus den bislang veröffentlichten Befunden des Son-
derbeauftragten für das Bundesland Bremen zieht.

Der Senat hat ganz kurz und knapp geantwortet.
Er hat gesagt, wir haben alles richtig gemacht. Die
Maßnahmen, die wir eingeleitet haben, bewerten wir
als gut. Die Hinweise von Herrn Muñoz sind vorläu-
fig. Professor Muñoz hatte auch selbst eingeräumt,
dass er das datenmäßig gern noch einmal aufberei-
ten möchte.

Der Senat hat gesagt, der Besuch sei auch nicht
besonders lang gewesen. Ich fand, der Senat hat an
dieser Stelle nicht mit Eigenlob gespart. Ich hätte mir
gewünscht, dass man doch eine größere Nachdenk-
lichkeit hier an den Tag legt. Schauen wir uns die
Bremer Zahlen an, so kann man sich darauf auch nicht
ausruhen.

So lautet ein Argument, Professor Muñoz habe in
seinem kurzen Besuchsprogramm lediglich einen
exemplarischen Blick in die kulturelle und bildungs-
politische Vielfalt gewinnen können, weil er Schu-
len in Bremen eben nicht besucht habe. Bremen war
eben nicht Teil dieser Reise, die GEW hatte Profes-
sor Muñoz eingeladen, die CDU hat gesagt, das ist
Schwachsinn, dass man hier den Sonderbeauftrag-
ten einlädt. Ich hätte mir das gewünscht, dass der
Bildungssenator sagt, ja, auch der Sonderberichter-
statter der UN ist in Bremen willkommen. Auch hier
können wir guten Rat gebrauchen, wie wir das Bre-
mer Bildungssystem gerechter und effizienter machen
können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich fand leider, dass der Bildungssenator ein biss-
chen auf Tauchstation gegangen ist, jedenfalls konnte
ich keine Pressemitteilung lesen. Nur Herr Gause-
pohl als Pressesprecher hat sich tadellos zu Wort ge-
meldet, das muss man zumindest sagen. Der Senat
meint, die ersten Aussagen von Professor Muñoz seien
vorläufig, das habe ich eben gesagt. Ich finde, das
muss man schon ernst nehmen, es handelt sich im-
merhin um einen UN-Sonderbeauftragten, einen in-
ternational bekannten Experten, der schon viele Län-
der bereist hat, der Pädagogik studiert hat, der Pro-
fessor ist im Bereich Recht. Da kann man nicht sa-
gen, der ist nur zehn Tage da gewesen, und das müs-
sen wir nicht so ernst nehmen.

Ich habe gesagt, dass die weltweiten Pisa-Tests
gezeigt haben, dass der Bildungserfolg eines Kindes

in keinem anderen vergleichbaren Industriestaat so
abhängig von der sozialen Herkunft ist wie in Deutsch-
land. Man muss das noch einmal deutlich sagen, es
hängt mir auch ein bisschen zum Hals heraus, aber
es ist eine Zahl, die ich sehr dramatisch finde, dass
in diesem Land Kinder mit gleicher Begabung un-
terschiedliche Bildungschancen haben, wenn ihre
Eltern einen anderen sozialen Status haben. Kinder
aus Akademikerfamilien machen viermal so häufig
Abitur wie Kinder mit gleicher Begabung aus Fach-
arbeiterfamilie, und das ist und bleibt ein Skandal.

Ich vermisse hier ernsthafte Initiativen, um das zu
verändern, sonst hätten wir doch nicht Jahr für Jahr
zu beklagen, dass rund zehn Prozent der Kinder hier
die Schulen ohne Schulabschluss verlassen, dass ein
großer Anteil dieser Jugendlichen eben aus Famili-
en kommt, deren Eltern nicht deutscher Herkunft sind,
und dass ein großer Teil dieser Kinder aus Familien
kommt, die in sozial schwierigen Situationen leben.
Das ist ein Missstand, und man muss und kann ihn
gar nicht oft genug anprangern. Da ist nicht nur die
Bildungspolitik gefordert, Herr Senator Lemke, auch
die Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik sind gefordert,
diesem großen gesellschaftlichen Missstand entge-
genzutreten und Maßnahmen zu ergreifen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Schließlich stellt auch der Senat fest, dass Kinder
mit Migrationshintergrund in Bremen derzeit schlech-
tere Chancen im Bildungssystem haben. Ich finde,
es ist bedauerlich, was der Senat zu den Aussagen
von Professor Muñoz sagt. Er hat doch gesagt, die
Kinder werden in Deutschland aufgeteilt, es werden
ihnen die Bildungschancen genommen, wenn sie zu
früh auf Bildungswege festgelegt werden. Herr Se-
nator Lemke, Sie waren in Finnland, Sie waren in vie-
len Ländern, Sie haben schon andere erfolgreiche
Bildungssysteme gesehen und können dazu auch eine
Menge sagen. Sie wissen, dass integrierte Systeme
für Kinder Vorteile bieten. Sie haben hier auch ganz
überzeugt gestanden und gesagt, Sie würden es sich
eigentlich wünschen, dass wir dem Beispiel der Pisa-
Sieger folgten. Dem Senat hätte ich an dieser Stelle
mehr Mumm zugetraut, in dieser wichtigen Frage auf
die Kritik von Professor Muñoz zu antworten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde es auch wichtig, dass der UN-Sonderbe-
auftragte fordert, dass Flüchtlingskindern gestattet
wird, die Schule zu besuchen. Das ist jetzt hier nur
eine kleine Randbemerkung oder Fußnote, aber es
ist eine wichtige Sache, dass Kinder, die auf der Flucht
sind, die sich in Deutschland aufhalten, die Möglich-
keit haben, die Schule zu besuchen. Dass die Bun-
desrepublik Deutschland endlich die UN-Kinder-
rechtskonvention anerkennt, das ist schon lange die
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Position der grünen Bürgerschaftsfraktion. Wir hof-
fen, dass dies endlich von der Bundesregierung in die
Wege geleitet wird und dass die UN-Kinderrechts-
konvention von der Bundesrepublik Deutschland
vorbehaltlos unterzeichnet wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Professor Muñoz hat ferner kritisiert, dass er im Fö-
deralismus eine große Gefahr sieht. Er hat jetzt ganz
aktuell gesehen, dass der Bund zahlreiche Kompe-
tenzen an die Länder abgeben will, und er hat gera-
ten, dass Bund und Länder gemeinsam an einem Strang
ziehen sollen. Das ist auch die Position der grünen
Bürgerschaftsfraktion. Wir wollen, dass die Bund-
Länder-Kommission nicht abgeschafft wird, dass sie
nicht sang- und klanglos geschwächt wird, sondern
wir brauchen eine Bund-Länder-Kommission, die
handlungsfähig ist, die die Bildungspolitik abstimmt,
damit es nicht zu einem größeren Ungleichgewicht
zwischen  den  reichen  und  armen  Bundesländern
kommt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich kann jetzt am Ende meiner Rede sagen, der
Senat sieht sich voll bestätigt in seiner Bildungspo-
litik. Ich möchte dem Senat mit auf den Weg geben,
dass man doch zumindest darüber nachdenken sollte,
wenn wir wissen, dass Sprachkompetenz der wich-
tigste Schlüssel ist, um erfolgreich im Bildungssys-
tem zu sein, und gestern hatten wir die Debatte zum
frühen Lernen und zu den erfolgreichen Bildungs-
chancen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Derzeit finanziert der Bre-
mer Senat nur für 15 Prozent der Kinder vor der Schule
Sprachförderung. Auch für die Sprachförderung in
der Grundschule sind die Mittel nicht so üppig, dass
alle Kinder gefördert werden. Der Bedarf liegt bei weit
über 30 Prozent, dahin müssen wir kommen.

Kollege Bartels hat das gestern hier vorgestellt,
Kinder ab drei Jahren müssen gefördert werden. Man
muss die Förderung nach den Bedarfen stricken und
nicht die Förderung an die Kassenlage anpassen. Wir
nehmen den Kindern die Bildungschancen und schaf-
fen uns für die bremische Gesellschaft große Probleme,
wenn die Kinder ihre Schule nicht erfolgreich abschlie-
ßen, sie letztendlich auf dem Arbeitsmarkt keine Chan-
ce haben und wir sie dann in dem Sozialsystem fi-
nanzieren müssen. Wer in Bildung früh investiert, hat
viele Vorteile, Professor Muñoz hat Hinweise gege-
ben. Ich denke, wir können jetzt erst einmal in die
Debatte eintreten. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Nächster Redner ist der Abge-
ordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Er kam, er sah, er sagte, und Frau
Stahmann war ihm verfallen.

(Heiterkeit bei der CDU – Abg. Frau S t a h -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber so

schlecht sieht er nicht aus!)

Vernor Muñoz Villalobos hat im Februar 2006 Bil-
dungseinrichtungen in Deutschland besucht. Dann
hat er Empfehlungen abgegeben, erst einmal vorsich-
tige vorläufige, wie er selbst sagte. Es wird einen offi-
ziellen Bericht geben, der wird Anfang 2007 vorlie-
gen. Aber Frau Stahmann hat schon die komplette
Weisheit des Besuches ausgewertet und hier wieder
einmal den Versuch unternommen, den aus unserer
Sicht untauglichen Versuch, eine überflüssige und
längst überwundene Schulstrukturdebatte in die Bür-
gerschaft hineinzubringen.

Frau Stahmann, Sie sind wirklich ein kalter Krie-
ger der Bildungspolitik. Schauen Sie sich an, SPD und
CDU haben hier die Schulvielfalt eingeführt, und Sie
probieren hier immer noch Klassenkampf in den
Klassenräumen! Frau Stahmann, das ist wirklich völlig
am Thema vorbei.

(Beifall bei der CDU – Zurufe vom
Bündnis 90/Die Grünen)

Schauen wir uns einmal an, was hat Herr Muñoz
sich eigentlich in Deutschland angesehen: am 14.
Februar 2006 KiTa „Kinderhafen“ in Potsdam von der
AWO und am selben Tag die „Arche“ in Hellersdorf,
ein Projekt der Evangelischen Freikirche Hellersdorf,
das sich zur Aufgabe gemacht hat, Kinder von der
Straße zu holen, am 15. Februar 2006 die Erika-Mann-
Grundschule in Berlin-Wedding, am 16. Februar 2006
die Sprachlernklasse der Grundschule in der Han-
selmannstraße in München und am selben Tag das
Integrationszentrum für Zerebralparesen auch in Mün-
chen, das würde man hier Förderzentrum nennen,
am 17. Februar 2006 die Heinrich-Böll-Gesamtschule
in Bonn-Beuel und am 20. Februar 2006 die Robert-
Junk-Oberschule, eine integrierte Gesamtschule mit
gebundenem Ganztagsbetrieb.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Strammes Besuchsprogramm!)

Liebe Frau Stahmann, der Mann hat keine einzi-
ge Schule des gegliederten Schulsystems besucht, das
Sie hier angegriffen haben, und hat dazu in seinem
Bericht auch kein einziges Wort gefunden. Aber Sie
erzählen hier etwas vom gegliederten Schulsystem,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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das er angegriffen hätte, Frau Stahmann, auch das
war völlig neben der Spur.

(Beifall bei der CDU – Zurufe vom
Bündnis 90/Die Grünen)

Im Übrigen hat Herr Muñoz gesagt, weil Sie ja ge-
rade den Spracherwerb so hoch gestellt haben, Frau
Stahmann, ich zitiere da die „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“ vom 22. Februar 2006: „Herr Muñoz
überraschte mit der Schlussfolgerung, dass Sprache
nicht die einzige Voraussetzung für Bildung sei.“ Auch
in anderen Berichten über seine Pressekonferenz wird
berichtet, dass Herr Muñoz gesagt hat, in Deutsch-
land würde viel zu viel Wert darauf gelegt, dass die
Kinder die deutsche Sprache lernen.

Frau Stahmann, auch da müssen Sie sich einigen,
ob Sie sich Herrn Muñoz anschließen oder Ihre Thesen
hier weiter vertreten wollen. Die Koalition und der
Senat haben sich in Bremen darauf festgelegt, dass
der Spracherwerb die Voraussetzung für Bildung ist,
und das ist, glaube ich, auch die einzig richtige Schluss-
folgerung, die man aufgrund unserer Pisa-Situation
hier in Bremen ziehen kann.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau S t a h -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Warum
fördern Sie denn nicht im Kindergarten?)

Wir haben Herrn Muñoz Bericht und seinen ge-
samten Besuch sehr interessiert zur Kenntnis genom-
men, weil wir uns freuen, dass nicht nur im Jahr 2006
Gäste nach Deutschland kommen und sich hier in-
formieren wollen. Herr Muñoz selbst hat, glaube ich,
nicht die Absicht, das, was Grüne und GEW hieraus
machen, zu probieren, nämlich einen Streit um irgend-
welche Schularten zu führen.

Liebe Frau Stahmann, wenn Sie es noch nicht ge-
merkt haben, uns geht es darum, dass wir in Deutsch-
land und hier bei uns in Bremen besonders, wo wir
Verantwortung tragen, eine individuelle Förderkul-
tur hinbekommen, damit wir die Schülerinnen und
Schüler so fördern, dass sie zu den bestmöglichen Ab-
schlüssen geführt werden. Darum, liebe Frau Stah-
mann, macht es hier überhaupt nichts, dass Sie pro-
bieren, eine Debatte erneut zu führen, obwohl Sie
wissen, dass Sie politisch überhaupt keine Chance
haben, das durchzusetzen, was Sie an bildungspoli-
tischen Vorstellungen gelegentlich haben, weil Sie
überhaupt nicht einsehen wollen, dass es auch ohne
die flächendeckende integrierte Gesamtschule mög-
lich ist, Kindern eine gute Schulbildung zu geben. Das
ganz deutlich gesagt!

Wir haben hier nach Pisa mit der Koalition viele
alte Mauern eingerissen, wir haben gemeinsam eine
moderne Schulpolitik auf den Weg gebracht, was
schwierig genug war. Wir haben auch die finanziel-
len Voraussetzungen dafür geschaffen. Wir wissen

sehr genau, dass wir in Bremen wie in Deutschland
insgesamt große Probleme haben, die noch abzuar-
beiten sind. Dafür brauchen wir aber erst recht nicht
die Belehrungen der grünen Bürgerschaftsfraktion,
die sich auf vage Äußerungen eines Sonderbericht-
erstatters stützen, der noch nicht einmal seinen offi-
ziellen Bericht vorgelegt hat.

Für uns ist ganz wichtig, dass wir den eingeschla-
genen Weg konsequent verfolgen. Schulen brauchen
bei ihrer Arbeit Verlässlichkeit und können jetzt hier
nicht, weil irgendjemand irgendwann einmal irgend-
wo in Deutschland, aber nicht in Bremen, Schulen
besucht hat, nur weil Sie das gern möchten, dann alles
umwerfen. Wir haben einen richtigen Weg eingeschla-
gen, und dieser richtige Weg führt, wenn auch in
kleinen Schritten, dazu, dass sich auch die Pisa-Er-
gebnisse in Bremen verbessert haben. Das wissen Sie
auch ganz genau, es passt nur nicht in Ihr bildungs-
politisches Konzept. Das ist doch die Wahrheit, lie-
be Frau Stahmann!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau S t a h -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Dazu

kann ich auch noch etwas sagen!)

Dass Sie hier in Bremen keine Mehrheit haben, da-
ran werden Sie sich gewöhnen.

(Lachen beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie können ja irgendwo in Deutschland, wo Sie Re-
gierungsverantwortung tragen, Ihre bildungspoliti-
schen Vorstellungen umsetzen. Das Problem dabei
ist, dass die Grünen nirgendwo mehr in Deutschland
Regierungsverantwortung tragen, und das wird auch
seinen Grund haben, liebe Frau Stahmann.

(Beifall bei der CDU)

Wir lassen uns auf dem Weg, mehr Qualität in die
Schulen zu bringen, nicht beirren. Wie ich sagte, wir
brauchen keine überflüssige Schulstrukturdebatte,
wir haben hier ein Ziel vor Augen, und das ist, eine
individuelle Förderkultur zu schaffen, die die Kinder
mitnimmt. Wir wollen auch Sie gern dabei mitneh-
men, vielleicht können Sie dabei etwas lernen. Ich
glaube nur, dass diese Debatte, die Sie hier heute dazu
versucht haben, nicht unbedingt der richtige Ansatz
ist. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Nächste Rednerin ist die Abge-
ordnete Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich bin ganz sicher, dass Herr
Professor Muñoz nicht eines Morgens aufgestanden
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ist und gesagt hat, was können wir heute machen,
fahren wir einmal nach Deutschland! Der Besuch hatte
natürlich Ursachen. Ich glaube schon, Kollege Roh-
meyer, dass man das ein bisschen ernster nehmen muss,
denn wenn ein Sonderbeauftragter der UN kommt,
um sich das Bildungssystem in Deutschland anzu-
schauen und nachzusehen, ob es gerecht ist, dann
ist das nicht irgendjemand, der einmal hereingeschneit
kommt, sondern er hat ja auch eine beachtliche Auf-
merksamkeit in der Öffentlichkeit erfahren und ei-
gentlich auch verdient.

(Beifall bei der SPD)

Die Kopplung zwischen Bildungserfolg und sozi-
aler Herkunft, meine Damen und Herren, ist nicht nur
aus meiner Sicht, sondern auch aus Sicht der SPD-
Fraktion ein Skandal. Ich möchte dies hier so deut-
lich sagen. Wenn in Bayern, im gegliederten Schul-
system die Kinder aus Akademikerfamilien bei glei-
cher Leistung eine 6,4-fach größere Chance haben,
das Abitur zu machen – in Bremen etwa 2,4-fach –
als ein Kind aus einer benachteiligten Familie, dann
ist das ein Skandal, dann ist es aber auch eine Ver-
schwendung einer Ressource. Aus meiner Sicht müs-
sen wir uns dem Thema sehr ernsthaft widmen.

(Beifall bei der SPD)

Nichtsdestoweniger halte ich die Antwort des Se-
nats für schlau. Es ist eine vorsichtige Antwort, das
ist richtig, denn der Bericht kommt erst 2007. Dann
werden wir uns sicher noch einmal damit beschäfti-
gen.

Wir haben seit 2003 zahlreiche Maßnahmen zur Ver-
ringerung der sozialen Kopplung eingeleitet, Frau
Stahmann hat darauf hingewiesen. Die Aufhebung
der sozialen Kopplung ist ein vorrangiges Thema der
Bildungspolitik. Aber es ist nicht nur ein Thema von
Bildungspolitik, sondern ein Thema, das man brei-
ter anlegen muss, es ist ein gesamtgesellschaftliches
Thema. Deshalb haben wir Mittel in die Hand ge-
nommen, und zwar nicht unerhebliche Mittel, die so
genannten Pisa-Mittel, um zum Beispiel, ich sage es
ruhig noch einmal, Sprachstandserhebungen und
Sprachförderungen schon im Elementarbereich zu
machen, Vorkurse für Migrantinnen und Migranten,
Leseintensivkurse und Lese-/Rechtschreibkurse, den
naturwissenschaftlichen Unterricht zu stärken, Ma-
thematikunterricht in Grund- und Sekundarschulen
zu erhöhen. Wir haben die Lehrerausbildung verbes-
sert.

(Beifall bei der SPD)

Ich freue mich übrigens sehr, meine Damen und
Herren, das auch noch einmal zum Thema Pisa und
Folgen, dass der Senat in seiner Haushaltsaufstel-
lungssitzung im Dezember beschlossen hat, diese Pisa-

Folgemittel jetzt als Haushaltsansatz in den Bildungs-
haushalt einzustellen. Das ist eine Anerkennung der
Notwendigkeit dieser Maßnahmen, und auch das ist
richtig gewesen.

(Beifall bei der SPD)

Natürlich kommt man nicht darum herum, über die
Frage zu sprechen, ob das frühe Aufteilen der Kin-
der im gegliederten Schulsystem eine Ursache ist. Ich
finde aber, dass man da nicht in die ideologische Falle
tappen sollte. Das mit dem „Kalten Krieger Anja Stah-
mann“ fand ich total klasse, es geht aber an der Sa-
che, glaube ich, ein bisschen vorbei, denn das The-
ma muss man ernsthaft betrachten. Bildungschancen
gehen bei der frühen Aufteilung verloren, und ich bin
fest davon überzeugt, dass es richtig war, dass wir
hier in Bremen – übrigens durch Elternwahl – die Zahl
der Gesamtschulplätze verdoppelt haben. Da kann
der Koalitionspartner, das möchte ich in aller Freund-
lichkeit sagen, auch gebetsmühlenartig oder Kalter-
Krieger-technisch bei jeder passenden und unpassen-
den Gelegenheit wiederholen, dass Gesamtschulen
ganz schlecht sind: Sie liegen da neben der Spur,

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Das hat
hier niemand behauptet!)

und diese Diskriminierung der Gesamtschulen auch
in Ihren Anträgen et cetera halte ich für die Schulen
nicht für angemessen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich bin fest davon über-
zeugt, dass wir dieses Thema als eine Kernaufgabe,
als eine richtige Kernaufgabe der bremischen Poli-
tik behandeln müssen. Ich weise noch einmal dar-
auf hin, dass wir die sozialen Probleme in unserem
Land lösen müssen. Wenn wir uns die Untersuchung
der Arbeitnehmerkammer anschauen, wissen wir,
dass jeder vierte Jugendliche keine Ausbildung be-
ginnen kann, wissen wir, dass in Bremen jedes vier-
te Kind von Unterstützung abhängig und arm ist. Die-
ses Problem muss nicht nur vom Bildungsbereich,
sondern insgesamt gelöst werden.

Wir müssen die Menschen in Ausbildungen brin-
gen, wir müssen dafür sorgen, dass Arbeitsplätze vor-
handen sind, und wir müssen die Jugendlichen gut
ausbilden. Deshalb können wir nicht akzeptieren, bei
keinem einzigen Kind, dass es aufgrund seiner Her-
kunft oder aufgrund seines Migrationshintergrundes
eine schlechtere Bildungschance bei gleichen Vor-
aussetzungen und bei gleichen Leistungen erhält. Ich
glaube, da hat Professor Muñoz den Finger in die
Wunde gelegt. Das ist etwas, das ins Licht der Öf-
fentlichkeit gekommen ist, und wir müssen sehr sorg-
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fältig dann später mit dem Bericht umgehen. – Ich
danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Kaum ein Thema ist für eine umfassen-
de Behandlung hier im Hause so wichtig wie das The-
ma Bildung. Bildung ist nämlich die zentrale Zukunfts-
frage unserer Gesellschaft. Insofern begrüße ich, dass
es heute anlässlich des Kurzbesuchs von Herrn Profes-
sor Muñoz zu dieser Debatte in diesem Hause kommt,
leider allerdings erst am Ende dieses Tages. Eigent-
lich hätte die Debatte an den Anfang dieses Tages
gehört oder zumindest in die Mitte, weil damit auch
die Bedeutung des Themas richtig platziert gewesen
wäre.

Es handelt sich um eine Große Anfrage. Die Ant-
wort des Senats, das ist schon gesagt worden, ist relativ
kurz, das ist sicher richtig, insofern teile ich die kri-
tischen Anmerkungen, die vorhin gemacht worden
sind. Man hätte mit etwas mehr Mumm und ein bis-
schen mehr Engagement einige Themen etwas kräf-
tiger aufgreifen können. Skeptisch bin ich allerdings,
ob die Äußerungen des UN-Sonderbeauftragten Pro-
fessor Dr. Muñoz nach seinem Kurztrip durch deut-
sche Ministerien und Schulen beziehungsweise durch
Kindertagesstätten eine geeignete Grundlage bieten
können für seine umfassenden Aussagen, die er ge-
macht hat und die durch die Medienlandschaft ge-
gangen sind.

Auch die Antwort des Senats zeigt, dass besser erst
das Erscheinen des Abschlussberichts abgewartet
werden sollte, und das ist erst für 2007 vorgesehen.
Da könnte man dann auch die Aussagen richtig ein-
sortieren, denn Herr Professor Muñoz reist ja auch
noch durch andere Länder und begutachtet dort Schu-
len und Kindertageseinrichtungen und wird dann
sicherlich in einem Gesamtzusammenhang berich-
ten. Dann hat man auch das richtige Bild von den
Aussagen, die er zu Deutschland macht. Deswegen
sollte man sehr vorsichtig sein, was die Bewertung
jetzt betrifft, und auf das schauen, was er im nächs-
ten Jahr sagen wird.

Er selbst hat ja seine Aussagen als vorläufig be-
zeichnet und sogar auf seine mangelnde Informati-
onsbasis hingewiesen. Auch das muss man sehen,
denn es ist schlecht, wenn man als Sondergutachter
eines bestimmten Systems auftritt, vehemente Aus-
sagen macht und dies auf einer sehr unsicheren und
schmalen Informationsbasis tut. Da sollte man sehr
vorsichtig sein in der Bewertung, und Bremen, das
haben wir gerade gehört, war gar nicht dabei, so dass
das auch für uns hier im Land äußerst schwierig zu
bewerten ist.

Wie man gründlicher an die Fragen herangehen
kann, das exerzieren wir ja mit den Pisa-Untersuchun-
gen. Zurzeit läuft wieder eine neue Pisa-Untersu-
chung, und da werden wir die ersten Ergebnisse im
nächsten Jahr bekommen. Diese Untersuchungen sind
sehr viel solider angelegt, weil sie auf Tests in den
Schulen und auf Befragungen von Schulen und Leh-
rern fußen. Die werden wissenschaftlich aufbereitet
und erst dann publiziert. Vorherige Aussagen dazu
gibt es Gott sei Dank nicht, so dass man dann auf
vernünftiger Basis argumentieren kann. Ich denke,
das ist das richtige Vorgehen, sich erst einmal eine
solide Informationsbasis zu verschaffen, bevor man
zu Aussagen kommt.

Die letzten Pisa-Ergebnisse waren leider für uns
in Bremen nicht gut, auch für Deutschland nicht gut.
Sie haben aufgezeigt, dass unser Bildungssystem im
internationalen wie im nationalen Vergleich Schwä-
chen aufweist, und auch die eklatanten Ungerech-
tigkeiten bei den Bildungschancen junger Menschen
aus sozial schwachen Familien und/oder aus Fami-
lien mit Migrationshintergrund sind bekannt. Die wur-
den bei der letzten Pisa-Untersuchung dokumentiert.
Darüber haben wir in diesem Hause beim letzten Mal
diskutiert, und ich glaube, das war auch als Problem
erkannt worden, dem wir uns hier künftig ganz be-
sonders widmen müssen.

Wichtiger als das ständige Wiederholen der ewig
gleichen Lamentos muss es für uns hier in diesem Hau-
se sein, umgehend die Grundlagen für Veränderun-
gen zu legen beziehungsweise die eingeleiteten Ver-
änderungen zu stützen und gegebenenfalls sogar zu
verstärken. Wenn wir etwas für die Bildungschancen
der nachwachsenden Generationen tun, dann wird
das erst sehr viel später Früchte tragen. Was wir heute
tun, können wir nicht sofort im Ergebnis feststellen,
sondern das braucht eine längere Zeit. Deswegen ist
es sicherlich richtig, wenn man kontinuierlich Pisa-
Tests oder solche Untersuchungen macht und schaut,
wie der Stand der Dinge ist. Wir müssen uns das
bewusst machen, wenn wir solche Dinge in die Wege
leiten oder solche Aktivitäten entfalten.

Es ist selten, dass eine Regierung Lob von der Op-
position erhält, dennoch möchte ich heute einmal be-
tonen, dass viele dieser Maßnahmen des Senats in
die richtige Richtung gehen.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Kön-
nen Sie das noch einmal wiederholen? –
Heiterkeit – Abg. R o h m e y e r  [CDU]:
Sagen Sie das noch einmal! – Abg. Frau
H ö v e l m a n n  [SPD]: Ich habe das nicht

verstanden!)

Sie können es im Protokoll nachlesen, da ist es ja dann
dokumentiert!

(Zuruf des Abg. F o c k e  [CDU])
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Ich möchte hier ein paar Beispiele nennen, etwa
die Sprachstandsdiagnostik oder die zaghaften Be-
mühungen, was die Einführung von Bildungsstan-
dards betrifft, und Frau Hövelmann hat ein paar an-
dere Beispiele genannt, die ebenfalls im Zusammen-
hang mit den Pisa-Mitteln eingeleitet wurden.

Sicher ist es richtig, dies noch weiter fortzuführen.
Die Pisa-Mittel laufen ja in diesem Jahr aus, und sie
müssen in den ordentlichen Haushalt eingestellt wer-
den. Ich finde es sehr richtig, dass dies passiert und
unter Umständen vielleicht sogar verstärkt werden
kann. Ich denke, das ist eine richtige Sache, die da
gemacht wird.

Wichtig ist dabei jedoch, dass wir uns auf dem Er-
reichten und dem bislang Umgesetzten nicht ausru-
hen können. Der Weg ist nämlich lang, bis wir un-
ser Schulsystem oder unser Bildungssystem so um-
gestaltet haben, dass es das als Ergebnis herausbringt,
was wir uns alle wünschen, nämlich Kinder, die aus
dem Schulsystem herauskommen, für den weiteren
Lebensweg in den Stand zu versetzen, dass sie auch
künftig zurechtkommen.

Ein paar Stichworte möchte ich hier nennen, möchte
das aber nicht weiter ausführen: Das Stichwort vor-
schulische Bildung, darüber ist ja heute Morgen schon
ein bisschen geredet worden, ist gestern, wie ich wahr-
genommen habe, auch beredet worden. Das ist ein
ganz wichtiger Bereich, die enge Verzahnung zwi-
schen dem Schulsystem und dem vorschulischen Be-
reich, wo schon wichtige Grundlagen für den späte-
ren Schulerfolg gelegt werden, sollte nicht nur ver-
stärkt werden, sondern das ist ein ganz wichtiger As-
pekt, dem man Rechnung tragen muss.

Wir von der FDP unterstützen dies ausdrücklich,
wir gehen sogar so weit, dass wir sagen, der vorschu-
lische Bereich sollte gänzlich verlagert werden in den
Bildungsbereich. Da gibt es sicher noch Probleme,
aber dies ist eine politische Forderung, die wir als FDP
haben. Wir begreifen Kindertagesstätten als Bildungs-
stätten, und deswegen haben sie sehr viel mehr Nähe
zur Grundschule und zum Schulbereich als zu dem
eigenen separaten Bereich.

Wenn es darum geht, die Bemühungen zu verstär-
ken, dann müssen wir in dem Zusammenhang auch
über die Elternbeiträge zum Kinderhort reden. Die
vorschulischen Einrichtungen müssen ja finanziert
werden. Ich denke, es kommt jetzt langsam eine Dis-
kussion in Gang, die dahin führt, dass man zur Be-
freiung von Elternbeiträgen kommt. Wir müssen
allerdings die haushaltsmäßige Seite sehen, und ich
hoffe, dass die Diskussionen, die derzeit in Berlin
stattfinden, hier zu Veränderungen zu kommen, die
uns hier vor Ort in die Lage versetzen, zusätzliche
Angebote in diesem Bereich kostenlos anzubieten,
auch auf die Reihe kommen. Da gibt es viele verschie-
dene Möglichkeiten, der Bundesfinanzminister hat
ja Vorschläge gemacht, aus anderer Ecke kommen
auch welche. Ich denke, da sollte man sich einmal

dahinterklemmen. Über Steuererhöhungen sollte das
jedenfalls nicht passieren, sondern durch Umschich-
tungen bei den bestehenden Ausgaben.

Ein weiteres Stichwort ist in diesem Zusammen-
hang die Ganztagsschule. Auch da sind wir sehr dafür,
dass sie stärker ausgebaut wird. Wir sind allerdings
der Meinung, dass dies kein kommunales Problem
ist, was die Bereitstellung von finanziellen Mitteln an-
betrifft, sondern das ist ein Landesproblem. Das wird
landespolitisch gewünscht, und entsprechend sollte
das Land die beiden Kommunen dann auch finanzi-
ell in die Lage versetzen, dass sie die zusätzlichen
Aktivitäten im Ganztagsschulbereich entfalten kön-
nen. Diesen Vorschlag habe ich hier schon einmal als
Antrag eingebracht, Sie erinnern sich. Ich denke, das
sollte man weiterhin als Thema auf der Tagesordnung
haben. Das ist kein kommunales Problem, denn da-
mit verabschiedet sich das Land aus dieser Thema-
tik und überlässt das den Kommunen, und wir wis-
sen, insbesondere als Bremerhavener weiß ich, wie
klamm die Stadt Bremerhaven ist, was solche Dinge
betrifft. Deswegen muss das Land die finanziellen Res-
sourcen bereitstellen, und dann können die Kommu-
nen entsprechend reagieren.

Ein weiteres Stichwort in dem Zusammenhang ist
die Ausbildungsfähigkeit. Das ist also ein Blick auf
den Abschluss, meinetwegen der Sekundarschulen
oder der Realschulen, aber speziell hier der Sekun-
darschulen. Da gibt es erhebliche Defizite, darauf ist
eben auch schon hingewiesen worden. Jeder zehn-
te Schüler verlässt die Schule ohne Abschluss. Das
ist eigentlich ein sehr schlimmes Ergebnis, und sehr
viele Schüler, das hören wir aus den Betrieben, sind
gar nicht richtig ausbildungsfähig, weil sie die ent-
sprechenden Anforderungen, die der Ausbildungs-
beruf stellt, gar nicht mitbringen. Ich denke, das ist
eine große Aufgabe, die vom Schulsystem geleistet
werden muss, sich hier stärker zu engagieren und die
Kinder, die betroffenen Schüler in die Lage zu ver-
setzen, dass sie auch richtig in den Ausbildungsbe-
reich hinüberwechseln können.

Aufgabe des Staates ist es, Bildungsstandards zu
definieren und damit dann auch die Abschlüsse, die
am Ende dann zu erzielen sind, und deren Einhal-
tung sicherzustellen. Dann sollte es den Schulen über-
lassen bleiben, wie sie diese Standards und die Zie-
le, die die Politik den Schulen vorgibt, realisieren. Das
heißt, an der Stelle plädieren wir für mehr Schulau-
tonomie, auch im pädagogischen Bereich, damit die
Schulen stärker auf die Kinder und auf die Eltern-
schaften, mit denen sie zu tun haben, eingehen kön-
nen.

Meine Damen und Herren, Bildung in Schulen und
Kindertagesstätten muss für alle Heranwachsenden
die Grundlage für eine eigenverantwortliche Lebens-
führung legen. Aufgabe der Schule muss es sein,
Jugendliche beim Übergang in weiterführende be-
rufliche Qualifizierungen zu begleiten. Sie muss ihre
Arbeit an der Vorbereitung auf einen lebenslang wäh-
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renden beruflichen Anpassungs- und Lernprozess
orientieren. Die Schülerinnen und Schüler sollten ihre
Persönlichkeit entwickeln und ihr Potential entfalten
können, damit sie später in der Lage sind, für sich
und für andere Verantwortung zu übernehmen.

Uns – und das sage ich als Letztes und zum Schluss
– ist klar, dass dies auch Geld kostet, und deswegen
müssen wir alle gemeinsam, aber auch andere Insti-
tutionen, der Bund genauso wie die Länder, darüber
nachdenken, wie wir die vorhandenen Mittel und
Ressourcen anders, vielleicht effektiver, nutzen kön-
nen, um solche Ziele zu erreichen. Ich glaube, die Mit-
tel sind da. Sie müssen nur eben entsprechend in-
tensiv und auch zielgerichtet eingesetzt werden. Da-
rum, denke ich, sollten wir uns alle gemeinsam be-
mühen. – Ich danke für ihre Aufmerksamkeit!

Präsident Weber: Meine sehr geehrten Damen und
Herren, bevor ich dem nächsten Redner das Wort ge-
be, darf ich heute auf der Zuschauertribüne einen ganz
besonderen Gast begrüßen. Es ist die UN-Sonderbe-
auftragte Frau Eveline Herfkens in Begleitung von
Herrn Gunther Hilliges, dem ehemaligen Leiter des
Landesamtes für Entwicklungszusammenarbeit in
Bremen.

(Beifall)

Ich heiße Sie ganz herzlich willkommen im Haus
der Bremischen Bürgerschaft!

Frau Herfkens wird mit mir im Anschluss an un-
sere heutige Plenarsitzung auf dem Marktplatz eine
Aktionswoche zu den Millenniumszielen der Verein-
ten Nationen eröffnen. „Acht Ziele. Acht Tore“ heißt
die Kampagne, Sie sehen es auf dem Marktplatz
bereits aufgestellt. Kurz vor Beginn der Fußballwelt-
meisterschaft wollen Bremer Gruppen und Initiati-
ven unter der Schirmherrschaft von Bürgermeister
Böhrnsen darauf aufmerksam machen, dass man sich
mit Armut, hungernden Kindern und extremer Un-
gerechtigkeit in der Welt nicht abfinden darf, sondern
etwas dagegen tun muss.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich lade Sie ganz
herzlich ein, nach Ende unserer heutigen Landtags-
sitzung an dieser Eröffnung auf dem Markplatz um
18 Uhr teilzunehmen! Herzlichen Dank und noch
einmal herzlich willkommen, Frau Herfkens!

(Beifall)

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

legen! Der Bildungssenator wird sich sicherlich auch
gleich noch zu Wort melden. Ich will das hier auch
nicht unnötig verlängern, doch bin ich von dem Feuer
von Herrn Rohmeyer überrascht, das er hier zu spä-
ter Stunde an den Tag gelegt hat. Das war ganz un-
erwartet, und es freut mich, dass ich noch solche
Emotionen in Ihnen hervorrufen kann, Herr Rohmey-
er!

(Heiterkeit und Beifall)

Aber gegen Herrn Muñoz haben Sie dann doch kei-
ne Chance, muss ich sagen!

(Heiterkeit)

Sehr geehrter Kollege Rohmeyer, Sie sollen nicht
Anja Stahmann oder Bündnis 90/Die Grünen zuliebe
eine integrierte Schule in Deutschland einführen, aber
Sie sollten eines tun: Hören Sie doch einmal auf eine
erfahrene Frau aus Ihrer Partei! Rita Süßmuth hat sich
der Initiative „Längeres gemeinsames Lernen“ an-
geschlossen und ist eine der Botschafterinnen, die sich
dafür einsetzt, nicht im Hauruckverfahren die Schul-
struktur zu ändern, sondern behutsam den Beweis
dafür zu erbringen, dass heterogene Lerngruppen bes-
sere Lernergebnisse erzielen, als wenn Kinder nach
der vierten Klasse in vermeintliche Begabungsschub-
laden sortiert werden. Ich finde, Herr Rohmeyer, das
ist ein lesenswerter Artikel. Ich kann Ihnen den gern
kopieren oder auch schenken, aber hören Sie doch
einmal auf eine erfahrene Frau, und ich finde, Sie
könnten eine ganze Menge in dieser Frage lernen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. P e r s c h a u  [CDU]:
Rita ist in vielen Dingen Vorreiter, in vielen

aber auch nicht!)

Rita  Süßmuth  habe  ich  als  Professorin  an  der
Göttinger Universität gehabt. Ich fand sie am Anfang
ganz fürchterlich und war von ihr nachher, nach den
zahlreichen Vorlesungen, die ich dort besuchen konn-
te – –.

(Abg. P e r s c h a u  [CDU]: Bei uns
war es genau umgekehrt!)

Bei Ihnen war es genau umgekehrt, Herr Perschau?
Das ist ein netter Zwischenruf, den wir auch im Pro-
tokoll wiederfinden werden!

Rita Süßmuth ist jedenfalls eine Person, die mit
Überzeugung argumentieren kann, und ich fand es
interessant, dass sie sich schon in den achtziger Jahren
für Aids-Prävention eingesetzt hat. Das fand ich schon
außergewöhnlich für eine CDU-Abgeordnete.

Herr Rohmeyer, ich wollte Ihnen noch sagen: Es
gibt noch andere prominente Vertreter, die Grünen
sind nicht allein, und Rita Süßmuth ist auch keine
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Orchidee der Christlich Demokratischen Union, son-
dern auch der ehemalige Präses der Handwerkskam-
mer in Hamburg, Herr Hogeforster, tritt für „Länge-
res gemeinsames Lernen“ und für ein integriertes Schul-
wesen ein. Oder der baden-württembergische Hand-
werkertag: Das sind Wirtschaftsunternehmen in Ba-
den-Württemberg. Das ist doch ein Bundesland, auf
das Sie sonst immer so sehr hören möchten! Diese
Wirtschaftsunternehmen setzen sich für eine integrier-
te Schule ein, weil sie erkennen, dass ihnen der Nach-
wuchs für ihre Betriebe fehlt und dass sie kein Schul-
system akzeptieren können, das Jugendliche nicht
zum Erfolg führt.

(Zuruf des Abg. R o h m e y e r  [CDU])

Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen, Herr Roh-
meyer! Da können Sie rufen, wie Sie wollen. Ich kann
Ihnen auch, frei nach Harry Potter, auf dieser Seite
zehn Punkte für die CDU abziehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen
und bei der SPD)

Das wird Ihnen trotzdem nichts helfen. Es mehren sich
die überzeugten Unternehmen im Bereich Wirtschaft
und Politik, die erkennen, dass das deutsche Bildungs-
wesen mit seinem Latein am Ende ist und dass wir
umsteuern und uns von dem ständischen Bildungs-
wesen verabschieden müssen. „Ständisches Bildungs-
wesen“ ist auch ein Zitat von Rita Süßmuth.

Herr Rohmeyer, noch einmal zu Ihrer Schwinde-
lei hier, Pisa zwei hätte gezeigt, dass in Bremen al-
les besser wird! Es wird bei den Gymnasiasten bes-
ser, weil die Eltern Nachhilfe bezahlen, weil diese
Schüler schon über die Fähigkeiten verfügen, Wis-
sen schnell aufzunehmen, weil die Lehrer auch die
Aufgaben üben, weil diese Kinder ohnehin leistungs-
bereit sind. Auch Sie als guter CDU-Bildungspoliti-
ker wissen, dass die Hauptschulkinder eben nicht
diese Lernzuwächse erzielt haben und dass die Sche-
ren auch in Bremen weiter auseinander gegangen
sind. Auch das ist ein Ergebnis von Pisa 2003.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Was habe
ich gesagt?)

Sie haben gesagt, es ist besser geworden in Bre-
men. Teilwahrheit, Herr Rohmeyer! Ich bitte hier aber
doch, die ganze Wahrheit vorzutragen! Immer noch
machen weniger Kinder aus Migrantenfamilien in
Bremen Abitur. Frau Hövelmann hat den Bericht der
Arbeitnehmerkammer zitiert. Der Senat hat sich ja
geweigert, einen Armuts- und Reichtumsbericht für
das Land Bremen aufzulegen. Was ist das eigentlich
für ein Armutszeugnis, dass die Arbeitnehmerkam-
mer das macht, aber es ist doch ein Armutszeugnis
für den Senat, dass Stellen, die nicht zur Regierung
gehören, so einen wichtigen Bericht auf den Tisch

legen und sagen: So ist es um unsere Gesellschaft in
Bremen bestellt, so ist es um die Bildung von Kindern
im Land Bremen bestellt!

Hier produzieren wir über 30 Prozent von Schü-
lerinnen und Schülern, die keine Aussicht auf einen
Job haben, und das wird dem Bundesland Bremen
den Hals brechen. Da können Sie noch so oft reden,
dass unser Bundesland selbständig bleiben soll. Wenn
Sie nicht die Menschen für einen Ausbildungsplatz
oder für einen Arbeitsplatz qualifizieren, dann wer-
den Sie hier nichts mehr bestellen können, Herr Per-
schau, dann können Sie die Fahne einrollen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Professor Muñoz war in
Deutschland. Ich habe auch nachgerechnet. Er spricht
zwar von einem zehntägigen Besuch, er war aber nur
an fünf Tagen in deutschen Schulen. Er war unser
Gast, und wir haben ihm alle Wünsche, die er gehabt
hat, erfüllt. Er hat das auch in seiner Pressekonferenz
am 21. Februar 2006 ausdrücklich gewürdigt. Keine
Tür wurde ihm zugeschlagen. Er hat auch zum Teil
die begleitenden Personen aus den Behörden aus den
Räumen gewiesen, damit er ganz direkt mit den Schü-
lerinnen und Schülern und der einzelnen Lehrkraft,
die er sprechen wollte, unter vier Augen beziehungs-
weise im Klassenverband reden konnte. Wir haben
ihm die Möglichkeit gegeben, sich in diesen weni-
gen fünf Tagen das anzuschauen, was er sich ge-
wünscht hatte und was ihm auch vorgeschlagen
worden ist.

Meine Damen und Herren, in aller Hochachtung
vor einem hoch qualifizierten Professor aus Costa Rica
will ich zunächst abwarten, wie sein Bericht aussieht,
den er uns nach monatelanger Bearbeitung 2007 prä-
sentieren wird, bevor ich inhaltlich detailliert darauf
eingehen möchte. Ich halte es auch wirklich für klug,
jetzt nicht aus dem Bauch heraus irgendetwas auf-
grund seiner Presseerklärung zu interpretieren.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Dennoch, meine Damen und Herren, möchte ich
zum dem hier Geäußerten und auch zu den Empfeh-
lungen von Herrn Muñoz noch einiges sagen. Ich
finde, es ist völlig in Ordnung und korrekt, wenn er
– auch nach einem relativ kurzen Besuch in Deutsch-
land – feststellt: Das mit der sozialen Kopplung in
eurem Land ist nicht in Ordnung, das geht nicht an.
Ich empfinde das auch, und das wissen Sie alle, meine
Damen und Herren, als einen unglaublichen Skan-
dal, dass wir es in unserem Land immer noch nicht
schaffen, diese verfluchte soziale Kopplung zwischen
Elternhaus und Bildungschancen der Familien bei
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gleicher kognitiver Voraussetzung nicht in den Griff
zu bekommen. Ich sage das in aller Deutlichkeit. Dazu
brauche ich auch Herrn Muñoz nicht. Das wussten
wir vorher und haben das hier in diesem Haus auch
mehrfach genauso klar und deutlich debattiert.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich möchte auf zwei Empfehlungen von Herrn Muñoz
eingehen. Erstens sagt er, ich darf das aus seiner Pres-
sekonferenz zitieren: „Die zweite wäre, die Gebüh-
renfreiheit in der vorschulischen Bildung einzufüh-
ren.“ Das ist seine zweite Empfehlung aus dem Pro-
tokoll der Bundespressekonferenz.

Jawohl, meine Damen und Herren, ich finde das
auch richtig und zielführend und vernünftig, wenn
wir nicht die Schranke der Gebühren davor haben,
dass wir den Eltern sagen können, ihre Kinder sind
willkommen, und gerade die Kinder, die wir haben
wollen und heute eben zum großen Teil nicht in den
Kindergärten haben, so dass wir sagen können, kommt
so früh wie möglich – Herr Wedler, das ist die Anfra-
ge von heute Morgen –, dass wir die Frühförderung
machen, dass wir Defizite so früh wie möglich fest-
stellen, die Kinder entsprechend fördern, bevor sie
in die Schulen kommen, aber dann muss natürlich
auch logischerweise dafür das Geld zur Verfügung
stehen.

Ich kann nur sagen: An der Stelle, sehr geehrter
Professor Muñoz, teile ich Ihre Auffassung. Es wäre
wunderbar, wenn wir das Geld hätten, nur haben wir
es leider nicht, dass wir das entsprechend umsetzen
können. Ich finde diese Forderung und diese Emp-
fehlung von Herrn Muñoz korrekt und in Ordnung.

(Beifall bei der SPD)

Ein weiterer Punkt, der allerdings eher eine Selbst-
verständlichkeit ist, war eine Empfehlung von Pro-
fessor Muñoz, die Menschenrechte in die schulischen
Lehrpläne und die Ausbildung der Lehrerinnen und
Lehrer aufzunehmen. Das gehört zum Tagesalltag bei
uns. Die Frage der Menschenrechte an unseren Schu-
len wird nicht ausgeblendet. Das ist in die Ausbildung
der Lehrkräfte und in Stundenpläne der Schule im-
plementiert.

Bei der dritten Empfehlung habe ich eine andere
Auffassung. Da, glaube ich, lieber Professor Muñoz,
müssten wir das sehr viel differenzierter betrachten.
Nach fünf Tagen Schulbesuch zu sagen, ihr müsst
dringend und sofort die Dreigliedrigkeit abschaffen,
ist nicht zielführend. Ich habe nach sechseinhalb
Jahren immer noch den Traum und die Vision von
Finnland, gar keine Frage! Das ist ein Schulsystem,
mit dem ich mich voll identifizieren kann, mit der
Anerkennung der Lehrerinnen und Lehrer in der
Gesellschaft, mit dem hohen Engagement, mit dem
Lehrerinnen und Lehrer dort unterstützt werden, mit

der Schulausbildung, die im Elementarbereich übri-
gens beginnt. Die Schülerinnen und Schüler werden
ja ein Jahr später eingeschult, haben vorher aber eine
verpflichtende kostenlose Elementarbildung, wun-
derbar, genau das, was Muñoz hier vorschlägt, und
dann die gemeinsame neunjährige Beschulung.

Wir haben aber ein völlig anderes System. In Finn-
land ist das auf einen Schlag – übrigens gegen gro-
ßen Widerstand damals – durchgesetzt worden, und
heute sind alle glücklich und zufrieden. Es ist aber
zentral gemacht worden. Es ist nicht in föderalen
Diskussionen und im Streit entschieden worden. Hier
muss ich Herrn Muñoz sagen, wir haben ein födera-
les System, und hier geht das nur, wenn wir sagen,
das ist gut für das Land, und das machen wir gemein-
sam im Schulterschluss mit Bund und Ländern.

Nur geht die Föderalismusdiskussion, die wir im
Augenblick führen, in eine völlig andere Richtung.
Wir sind als einzelne Bundesländer in vollem Umfang
für die Lehre an unseren Schulen zuständig. Wie soll
es gehen, wenn wir rein theoretisch nächstes Jahr
beschließen, jawohl, neue Wahl, und jetzt sagen wir
sofort Abschaffung des dreigliedrigen Schulsystems?
Was meinen Sie, was dann an unseren Schulen los
ist?

Lieber Professor Muñoz, Sie müssen sich das noch
einmal genau überlegen, inwieweit das passt! Ihre
Beobachtung, die ich teile – ich habe es eben mit
meinen Träumen und Visionen von einem finnischen
Schulsystem hier in Bremen beschrieben –, kann ich
nur leider unter den gegebenen Umständen nicht ver-
wirklichen. Daran müssen wir arbeiten und zusehen,
wie wir das gemeinsam auch mit den benachbarten
Bundesländern hinbekommen.

Uns das aber vor die Füße zu werfen, eine Emp-
fehlung, weg mit dem dreigliedrigen Schulsystem,
ist aus meiner Sicht im Augenblick nicht hilfreich,
denn, liebe Kalte Kriegerin – das sind Sie für mich
nicht, sondern eine kritische Mitstreiterin, so erlebe
ich Sie jedenfalls, Frau Stahmann –, wir sollten nicht
etwa gegeneinander, sondern miteinander im Inter-
esse der Kinder daran weiterarbeiten, das kleinschrit-
tig und mit unendlich viel Geduld fortzusetzen: Sprach-
erhebungen im Elementarbereich, Leseintensivkurse,
alle Lesemaßnahmen, die wir in der Grundschule ma-
chen, die Vergleichsarbeiten nach Klasse vier, die wir
eingeführt haben und die dazu geführt haben, dass
wir jetzt schon bei Vera im Mittelfeld sind und nicht
mehr Letzter in diesem Ländervergleich. Das ist doch
positiv, das muss doch auch die Opposition, Frau Stah-
mann, zur Kenntnis nehmen und sagen: Jawohl, da
seid ihr auf dem richtigen Weg!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Dann ein wichtiger Punkt neben der frühen För-
derung: die Ganztagsschule! Die Ganztagsschule ist
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ohne Wenn und Aber ein ganz wichtiges Projekt, um
die von Herrn Muñoz hier angesprochenen Defizite
der sozialen Kopplung in den Griff zu bekommen. Die
Fördermaßnahmen stehen seit gestern und vorgestern
so in der Kritik, als hätten wir unsere Ganztagsmit-
tel nur für Zäune und Mauern ausgegeben. Wir waren
sehr schnell. Bevor die anderen überhaupt geschal-
tet hatten, hatten wir schon die ersten Mensen, Kü-
chen und Betreuungsräume in Planung beziehungs-
weise fertig gestellt und eingeweiht. Ich bedauere
sehr, dass das Geld vom Bund uns in Zukunft nicht
mehr zur Verfügung steht,

(Beifall bei der SPD)

denn wir brauchen den Ausbau von Ganztagsschu-
len in unserem Land, und da ist die große Koalition
ganz klar der Meinung, dass wir das Programm, auch
wenn es eng und schwierig ist aufgrund der finanzi-
ellen Rahmenbedingungen, fortsetzen. Für Bremer-
haven und Bremen brauchen wir mehr Ganztagsschu-
len, als wir sie heute haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen:
Herr Muñoz hat einen ganz wichtigen Bereich ange-
sprochen, und den gilt es auch nicht schönzureden,
das ist die soziale Kopplung. Dort haben wir noch
einen weiten Weg vor uns. Ich begrüße es aber na-
türlich außerordentlich, wenn Herr Wedler als Mit-
glied der Opposition hier ganz klar sagt, das und das
habt ihr richtig angefangen, setzt es nur fort, wir wollen
euch dabei unterstützen. Vielen Dank, Herr Wedler,
das hatte Format, dass Sie das als Mitglied der Op-
position uns so deutlich hier zur Kenntnis gegeben
haben! Das tut auch einmal ganz gut!

Liebe Frau Stahmann, ich will all die vielen Din-
ge nicht noch einmal in epischer Breite aufführen, etwa
die gerade durchgeführten Nachhilfekurse für Kin-
der aus Familien, die sich nicht die Nachhilfe erlau-
ben können, die wir jetzt für 720 Schülerinnen und
Schüler durchgeführt haben, damit sie das Klassen-
ziel erreichen können, oder die Sommercamps für die

Migrantenkinder und die vielen anderen Dinge, die
wir gemacht haben.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Sie sind alle zielführend, denn wir brauchen jedes
Kind, und ich finde, wir müssen aufhören zu kritisieren
und es schlechtzureden. Wir brauchen das Positive
und müssen sagen, wir haben viele Dinge angepackt,
viele Dinge sind noch zu tun, aber wenn wir das, was
wir erreicht haben, immer nur schlecht reden und nicht
auf die Stärken der Kinder und auch unserer eigenen
Politik hinweisen, dann machen wir einen Fehler.

Wir müssen wie in der Schule hier auch im Parla-
ment sagen: Das machen wir richtig, daran müssen
wir weiter arbeiten, und zwar mit Geduld. Die muss
man leider in der Bildungspolitik haben, man kann
das nicht in zwei oder vier Jahren alles korrigieren,
aber wir sind auf einem vernünftigen Weg. Ich fin-
de, von daher ist es auch gar nicht so schlecht, dass
Herr Professor Muñoz gekommen ist. Das hat uns pro-
voziert, wir haben ihn willkommen geheißen, wir
haben das heute hier auch sehr gut debattiert, wie
ich finde, und sind zu einem guten Konsens gekom-
men. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 16/982 auf
die Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen Kenntnis.

Meine Damen und Herren, damit sind wir für heute
am Schluss unserer Sitzung angekommen. Ich bitte
Sie ganz herzlich, dass Sie jetzt noch zur Eröffnung
der Millenniumstore auf den Marktplatz kommen, um
gemeinsam mit Frau Herfkens diese Aktionswoche
zu eröffnen.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 18.05 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Im Plenarprotokoll der 53. Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) vom 25. Januar 2006 muss es auf Seite 3395
in der Rede des Abgeordneten Wedler (FDP) im dritten
Absatz heißen:

Die mittelständischen Unternehmen sind auf funk-
tionierenden fairen Wettbewerb, auf Flexibilität und
möglichst wenig bürokratische Fesseln und Regle-
mentierungen angewiesen und auf ein Steuer- und
Abgabesystem, das relativ einfach und gerecht ist.
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